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Gesetzsammlung
das Fürstenthum * Aelterer Linie.

iuehegeben den .u nFrbenar 16.)
1. Landecherrliche Verorduung. vom 2. Foono- 1878,

die Feier der Sonn= und Festtage betreffend.

Wir Heinrich der zwet und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc.
verordnen hiermit wie folgt:

Der §. 3 der Landeöherrlichen Vererdnung vom 30. August 1876, die Feier der
Sonn, und Festtage betreffend, wird durch daen selgenden Paragraph erseht:

Ausnahmen sieroon (5. 2) finden 7
bei demVerkause der Arzneimittel, welcher auch während des Gottesdienstesgeschehendarbei dem Vrrlaufe von Eß- und anderen, dem täglichen Bedürfniß dienen-

den kleinen Waaren, welcher außer den Zeiten der Gottesdienste — an

den dritten Feierlagen der drei bohen Kirchenfeste außer der Zeit des Vor-
mittagsgottesbienstes — gestattetUrkundlich unter Unserer Srsbrheoned W.n Vollziehung und Vordruckung Un-

seres Fürstlichen Insiegels.
Gegeben Greiz, den 2. Jebruar 1878. "

§ r KHeinrich KXII.

2. Regi sbekanntmach vom 2. Februar 1878,

die Behandlung gewalisam beschädigter, aber vollwichtig gebliebener echter
Reichsmünzen betreffend.

Der Bundesrath hat in seiner Situng vom 13. December vorigen Jahres beschlossen,
1



2

daß gewaltsam beschädigte, aber vollwichtig gebliebene echte Reichsmünzen von den Reichs-
und Landeskassen anzuhalten, durch Zerschlagen oder Einschneiden für den Umlauf un-
brauchbar zu machen und alsdann dem Einzahler zurückzugeben sind.

Dieser Beschluß soll keine Anwendung finden:
1. auf Münzen, deren schadhafte Beschaffenheit von Mängeln bei der Aus-

prägung herrührt;
2. auf Münzen, deren Beschädigung l eherinssigin ist, daß hierdurch ihreUmlaufsfähigkeit nicht beeinträchtigtwDies wird zur Nachachtung für die Kassestellen E. zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, am 2. Februar 1878

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

J. Arnold.

3. Regl Bekanntmachung vom 4. Februar 1878,
die für dieNaturalverpflegung der Truppen iim Frieden für das Jahr 1878

zu bewährende Berglitung betreffend.
Zufolge einer Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 7. vorigen Monats CGetaar-blakt für das Deutsche Reich Nr. 2 S. 9) ist auf Grund der Vorschriften im 8. 9.

2 des Gesetzes über die Naturalleislungen sirdie rE#s Macht im Frieden vom "
Februar 1875 (Reichsgesetzblatt von 1875 52)derBelrag der für die Naturalver-pflegung zu gewährenden Vergütung für das # 108 dahin fesigestellt worden, daß
an Vergütung für Mann und Tag zu gewähren ist:

mit Brod ohne Brod
a. für die volle Tageskost 80 Pf. 65 P.
b. für die Mittagskost 40 35

. für die Abendkost 25 9 20 „d. für die MorgenkostDies wird hierdurch noch besonders zur önennlihen i*- gebracht.
Greiz, am 4. Februar 1878.

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

J. Arnold.

Negi s-Bekanntmach vom 5. Februar 1878,

die Bildung eines Uünstlerischen, eines photographischen und eines gewerblichen
Sachverständigen. Vereins nach Maßgabe der Reichsgesetze vom 9., 10. und

11. Jannar 1876 betreffend.
Zufolge einer zwischen denNegierungen des Fürstenthums Reuß Aelterer Linie, des



3

Großherzogthums Sachsen-Weimar-Eisenach, des Herzoglhums Sachsen--Coburg-Gotha,
des Fürstenthums Schwarzburg-Sondershausen und des Fürstenthums Reuß Jingerer Linie
getroffenen Uebereinkunft sind nach Maßgabe des F. 16 des Reichsgesetzes vom 9. Jannar
1876, betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste (ReichsgesetzblattS.
4 flg.), des §. 10 des Reichsgesetzes vom 10. Januar 1876, betreffend den Schutz der
Photographien gegen unbefugte Nachbildung (Reichsgeseoblatt S. 8 flg.) und des 8. 14
des Reichogesetzeb vom 11. Jannar 16676, betreffend das Urheberrecht an Mustern und
Modellen (Reichsgesenblatt S. 11 flg.), sowie nach Maßgabe der von dem Reichskanzler=
amte unter dem 29. Februar 1876 in dem „Centralblatte für das Deutsche Reich“ Jahr-
gang IV. Nr. 9. S. 117 flg. über die Zusammensetzung und den Geschäftsbetrieb der
lünstlerischen, photographischen und gewerblichenSachverständigen-Vereine veröffentlichten
Bestimmungen für die Gebiete der bezeichneten Staaten gemeinschaftliche Sachver-
ständig en-Vereine, und zwar

A. ein künstlerischer,
b. ein photographischer,
. ein gewerblicher

Sachverständigen-Verein gebildet worden.
Diese gemeinschaftlichen Sachverständigen-Vereine haben ihren Sitz in der Stadt

Weimar und es finden auf sie die in der Bekanntmachung des Großherzoglich Sächsischen
Staatsministeriums, Departement der Iustiz, vom 13. Juni 1871 thöbedruch der Ge-setzzammlung für das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie von 1871 ) für denlitera rischen und den musikalischen Sachverständigen-Verein aele S Vaur en
entsprechende Anwendung.

ndiese geetuchalschen Sachverständigen-Vereine sind die nachgenannten Personenals Migleeber und bezüglich für den Fall der Verhinderung einzelner Mitglieder als deren
Stellvertreter berufen worden:

I. in den künstlerischen Sachverständigen-Verein

als Mitgtieder:
1. der Austhändter Karl Ba2. der Professor an der Großensolichen Kunstschule Albert Vre ndel,
3. der Direktor der Großherzoglichen Kunstschule Professor TheodorHagen,
4. der Großherzogliche Geheime Finanzrath Dr. Adolph Heerwart,
5. der Professor an der Großherzoglichen Kunstschule Willem kinnig,
6. der Direktor des Großherzoglichen Museums Dr. Karl Ruland,7. der Professor au der Großherzoglichen Runstschule irenlStruys,

als Stellvertreier:

1. der Hofbuchdruckereibesitzer und Verlagsbuchhändler Hermann Böhlau,
2. der Hoftheater-Dekorationsmaler Professor Erust Friedrich Jakob Händel,
3. der Maler und Zeichnenlehrer Franz Jäde, sämmtlich in Weimar;

II. in den botohrabhischen Sachverständigen-Verein ,Mitglieder:1. der Kunsthändler Faul 20 14



2. der Großherzogliche Geheime Zuannatb Dr. Adolph Heerwart,3. der Hof-Photograph Friedrich Hertel,4. der Hofbuchhändler W. Frschte=
5. der Professor an der Großherzoglichen tunsischule Willem Linnig,

6. der Direktor des Grhhertoglichen Museums Dr. Karl Ruland,7. der Maler Berthold Woltze;als Wieil#eureter:
1. der Hofbuchdruckereibesier und Verlagsbuchhändler Hermann Böhlau,
3 der Maler und Zeichnenlehrer Franz Säre3. der Photograph Wilhelm August 5½ sämmtlich in Weimar;

III. in den gewerblichen Sachurrsi ndigen-Vereinals Mitglieder:1. der Professor an derGroßherhhiichen Kunstschule Franz Arndt in Weimar,
2. der Hoftheater-Decorationsmaler Professor Ernst Friedrich Jakob Hän del

in Weimar,
3. der Hof- Sluccateur Karl Hütter in Weimar,
4. der Fabrikbesitzer Franz Kreiter in Apolda,
5. der Commerzienrath und Fabrikbesitzer Friedrich Langenickel in Gotha,
6. der Kaufmann und Fabrikbesitzer Karl Ann Merz in Greiz, der Zeit

Vorsitzender der hiesigen Handelskamme
7. der 4aufeuemn und Vicepräsident der H#ndelaknnmer Wilhelm Meyer
8. der Hes anelir und Goldschmied Theodor Müller in Weimar,
. der Direktor des Großherzoglichen Museums Dr. Karl Ruland in Weimar,

10. der technische Leiter des Fürstlich Schwarzbureischen Hüttenwerks Günthers-=
feld, Fürstlicher (Berhinfpertor Voigt in Gehren;als Stellvertreter:

1. der Hos-Tischlermeister He#me# Fröbel in Weimar.2. der Kaufmann Morih Grasser in Coburg,
3. der Maler und Zeichnenlehrer Franz Jäde in Weimar,
4. der Hofsbuchbinder Hermann Krehan in Weimar,
5. der Kaufmann Franz Müller jr. in Greiz,
6. der Mühlenbesiger Woltersdorff in Aru#t.

Zum Vorsitzenden des künstlerischen und des photographischen Sachver-

ständigen-Vereins ist
der Großherzogliche Erbeinae. Finanzrath Dr. Adolph Heerwart,zu dessen Stellvertreter

der Direktor des Großherzoglichen Mi Dr. Karl Ruland;
ferner zum Vorsitzenden des gewerblichen Sachverständigen-Vereins

f2Direktor des Großherzoglichen Museums Dr. Karl Ruland
und zu dessen Stellveritreter

der Professor zrann Arndt
ernannt worden.



Dies wird andurch pon eullchen Kennmiß gebracht.G 5 878.
s- Furilich Reuß-Pl. Landegregierung.

Fab. er. J. Arnold.
§S. Regierungs-Bekanntmachung vom 11. Februar 1878,

Abänderungen der Postordnung vom 18. December 1874 betreffend.

Nachstehende -m der Postordnung vom 18. December 1874" werden
in Gemähheit §.5 6 Gesehes über das Postwesen des Deutschen Reichs vom 28.
Oktober 1871 W S. 104.r hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, am 11. Februar

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

J. Arnold.

Verlin, 4. Februar 1878.
Abänderungen

der

Postordnung vom 18. Derember 1871.
Auf Grund der Vorschrift im §. 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen

Reichs vom 28. Oktober 1871 wird die Postordnung vom 18. December 1874 in fol-

unden munte uöheindn20a, „Postaufträge zur Einholung von Wechselaccepten“ betreffend, er-
jelt der Absatz IX folgende Fassung:
IX. Der Auftraggeber kann verlangen, daß der Poslauftrag nebst dem Wechsel nach

einmaliger vergeblicher Vorzeigung nach einem innerhalb Deutschlands belegenen
Orte weitergesandt werde. Dieses Verlangen ist unter genauer Bezeichnung eines anderen
Empfängers durch den Vermerk Eofort an N. in N.“ auf der Rückseite des Postauf-trags-Zormulars auszudrücken. Eine solche Weitersendung findet kostenfrei statt. Die-
selbe Lescheht unverzüglich, und zwar mittels Einschreibbriefes an den nenen Empfänger.m 8 „Bestellung“ belreffend, erhalten die Absätze III, IV und V fol-de Fassung:

III. Für die Vestenung der gewöhulichen Packeteim Ortsbestellbezirke werden erhoben:
1) bei den —N—“e I. Klasse:

a) für Packete bis 5 Kilogramm einschließliiigggg..,-0 Pl.,
4) für schwerere Mackteeeeeeees„Für einzelne große Orte kann durch besondere Verfügung der obersten Vozie
hörde die Bestellgebühr bei Packeten bis 5 Kilogramm einschließlich anf 15 Pf.
und bei schwereren Packeten auf 20 Pf. feftgesezt werden.



2) bei den übrigen Postanstalten:
a) für Packete bis 5 Kilogramm einschließligg 5 Df.,
b) für schwerere Pscke........................

Gehören zwei oder mehrere Packete zu einer Begleitadresse, so wird für das schwerste

Packet die ardngsmähige Vestellgebühr, für jedes weitere Packet aber nur eine Gebühr
von 5 Pf. er

IV. Für ““ Been der Brfe wit Werthangabe und der Packete mit Werthan-
gabe im Ortöbestellbezirke werden erhoben

1) für brefe mit Werthangabe:a) bis zum Vetrage von 1 500 Mrkk 5 P.,
b) im Vetrage von mehr als 1 500 und bis 3 000 Mark 10

2) für Packete mit Werthangabe: die Sätze für Briefe mit Werthangabe, wenn aber
der Tarif für die Bestellung der gewöhnlichen Packete höhere Säße ergiebt, diese letzteren.

V. An Orten, wo Briefe und Packete mit höherer Werthangabe als 3 000 Mark
beftellt werden, ist dafür eine Bestellgebühr von 20 Pf. zu erheben. Für einzelne große
Orte kann durch besondere Verfügung der obersten pchart die Bestellgebühr auch bei

Pachein mit Werkhangabe von 3 000 Mark und weniger auf 20 P. festgesett werden.
Im8. 34, „An wen die Bestelumg geschehen muß“ betreffend, kreten im Absatz
V an Stelle der beiden ersten Sätze („Die Behändigung an dritte Personen ist
unzulässig“ bis „bestellt peng folgende Säte:
1) Einschreibsendungen E. 162) Pestanweisungen (F. 17),
3) Telegraphische Postanweisungen (F. 18),
4) Ablieferungsscheine über Sendungen mit einer Werthangabe bis zum Betrage

von je 300 Mark (F. 32 Alf. l),
5)Post-acktadressen zu eingeichriebenen te und #„badlen mit einer

erthangabe bis zum Betrage von je 300 M. (S.3sind an den Adressatt oder dessen Bevollmächtigten selbst zu 28 — der Adressat
oder dessen Bevollmächtigter in seiner Wohnung nicht angetroffen, oder wird dem Brief-
träger oder Boten der Zutrikt zu ihm nicht gestattet, so können die bezeichneten Gegen-

stände auch an ein E#swachsenes Familienglied des Adressaten bz. des Bevollmächtigtendesselben bestellt werden.
Ablieferungsscheine über Sendungen mit einer Werlhangabe im Betrage von mehr

als 300 Mark, sowie Post-Packetadressen zu Packeten mil einer Werthangabe im Betrage
von mehr als 300 Mark müssen an den Adressaten oder dessen Bevollmächtigten selbst
bestellt werden.

Die Bestlellung der Einschreibsendungen, uer Postanww ismngen, der telegraphischenPostanweisungen und der Ablieferungsscheine, serner der Post-Packetadressen zu einge-
schriebenen Packeten und zu Packeten mit Werthangabe, hat stets an den Adressaten
selbst stattzufinden, wenn die betreffenden Sendungen vom Absender mit dem Vermerk
„Eigenhändig“ versehen sind.

4. In demselben Paragraphen erhält der Absah VIl folgende Fassung:VI. Die Bestellung von Einschreibsendungen darf nur gegen Enyengsbelennhoi
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geschehen, und hat der Adressat bz. dessen Bevollmächtigter oder dasjenige Familienglied,
an welches die Bestellung erfolgt, zu diesem Behuse den Ablieferungsschein bz. die auf

der slüe der Post.Packetadresse vorgedruckte Quittung zu unterschreiben.. Im 8. 37, „Aushändigung der Sendungen nach erfolgter Behändigung der
Begleitadressen und der Ablieferungsscheine, sowie Auszahlung baarer Beträge“
betreffend, erhält der Absatz IV. folgende FassunIV. Wo die Poslverwaltung r Bestellung von Pten ohne Werthangabe oder

von Sendungen mit Werthangabe übernommen hat, kommen die obigen Bestimmungen
nicht zur Anwendung, vielmehr erfolgt alsdann die Aushändigung der gewöhnlichen Packete
nach Maßgabe der Vorschriften im 8. 34 Abs. III, wegegen die Bestellung der Sendungen
mit Werthangabe, der eingeschriebenen Pocke und der Postanweisungsbeträge an die na
§. 34 Lß V zur Empfangnahme berechtigten Personen gegen Quittungsleistung staktfindet.6.Im8. 58, „Zahlungssähe für Extrapost= und Kurierbeförderungen“ betreffend,

i* im Absat Xder letzte Saßb folgende Fassung:
ei Kurierreisen ist eine Rückbenutzung der auf der Hinreise verwendeten Pferde bz.

Wagen nicht zulässig.
Der Reichskanzler.

In Vertretung:
ephan.





Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

(Ausgegeben amF20. Mi 1878.)

6. Patent vom 6. März 1878,
die für das Jahr 1878 zu entrichtende Einkommensteuer betreffend.

Unter Bezugnabme auf das unterm 5. December vorigen Jahres erlassene Patent
bezüglich der im Jahre 1878 zu entrichtenden Landesabgaben (Gesetzsammlung v. 187
S. 84) werden die im lanfenden Jahre zu entrichtenden zwölf Termine Einkommenstener
wie folgl ausgeschrieben:

zwei auf den 15. April,
einer auf den 15. Mai,
zwei auf den 15. Juni,
einer auf den 15. Juli
zwei auf den 15. August,
einer auf den 16. September,
einer auf den 15. Oklober,
einer auf den 15. November,
einer auf den 16. December.

Greiz, am 6. März 1878.
Fürstlich Neuß-Pl. Landesregierung.

Faber.
J. Arnold.

7. Regierungs-Verordnuung vom 30. März 1878,
die Vollstreckung der Freiheitsstrafen betreffend.

Zufolge des zischen“der Fürstichenn Nehierung, einerseite, und den Regierungen desGroßherzogthums SachsAltenburg und Spcsee, Cotn Gotha, t Frstiuihümer Schwarzburg. Sondershaufen
und Neuß Jüngerer Linie, andererseits, unter dem 28. October 1876 wegen Errichtung
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gemeinsamer - abgeschlossenen, allseitig ratificirten Staatsvertrags (Gesetz-sammlung v. 1877 1 ff.) sowie zufolge des zwischen Fürstlicher Regierung, einerseits,und den rn n. Herzogthümer Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg und
des Fürstenthums Schwarzburg-Sondershausen, andererseits, unkerm 6. Juli 1877 wegen

Errichtung eines Wbcitshaufes abgeschlossenen und allseitig ralificirten Vertrags E
sammlung von 1877 S. 87f..) wird andurch, mit Höchster Genehmigung, in Be-treff der Vollstreckung Frenni Freiheiksstrafen, sowie in Betreff der Minaasg- ung von

Personen, welche auf Anordnung der Behörde in ein Arbeitshaus zu bringen sind, das
Folgende verordnet:

8. 1.
Zu vollstrecken sind

I. gegen Versene männlichen Geschlechts erkannte Zuchthausstrasen in
Zuchthäufern zu Gräfentonna und zu Maßfeld, nach Maßgabe

vons auf Grund der getroffenen Vereinbarungen von Fürstlicher Landes-
regierung zu treffenden nähern Bestlimmun

. gegen Personen weiblichen Geschlechto erkannte Bnchthansstrafen in dem
Zuchthause zu Hassenberg,

 gegen Erwachsene erkannte Gefängnißstrafen von mindestens 3 Mo-
naten, je nach dem Geschlechte der verurtheilten Person, in dem
Männergefängnisse bez. in dem Weibergefängnisse zu Ichtershausen,

. gegen jugendliche Personen in Gemäßheit des §. 57 des Strafgesebuchs
erkannte Gefängnißstrafen, deren Dauer mindestens 6 Wochen
beträgt, in den zu diesem Zwecke in Ichtershausen, getrennt für
jedes Geschlecht, eingerichteten besonderen Anstalten,

. alle übrigen Gefängnißstrafen sowie die Haftstrafen in den Gefäng-
nissen und Haftlokalen der Gerichte, und zwar der Regel nach unter
Absonderung der jugendlichen Strafgesangenen von andern Gefangenen,

.Zestungshaft in einer von Fürstlicher Landesregierung in jedem einzelnen
Falle zu bestimmenden Festung oder andern geeigneten Räumlichkeit.

In den einzelnen ilen in welchen Fürstliche Regierung von der Art. 1 Absah 2 des
Staatsvertrags vom 28. October 1876 vorbehaltenen Befugniß Gebrauch macht, wird
sie zugleich bestimmen, wo die Strafvollstreckung erfolgen soll.

—
——

— —

—

—

§. 2.
Insofern die Frage, in welcher Anstalt eine Gefängnißstrafe zu vollstrecken sei, nach

der Zeitdauer der lehteren sich entscheidet, (§. 1 Ziffer III, IV. V), kommt lediglich die
erkannte Straszeit in Vetracht.

Würde jedoch bei einer der nach F. 1 III IV erkannten Strafen, zufolge theilweisen
Straferlasses oder aus andern Gründen, der Zeilraum der thatsächlichen Vollstreckung
unter 2 Monate herabsinken, so hat die Vollstreckung in der gemeinschaftlichen Strafan-
stalt nur mit kinbnhln Genehmigung der Landesregierung, außerdem in dem Ge-richtsgefängnisse zu erfolgen

Sinkt in solchem Balle die Zeitdauer der thatsächlichen Strafvollstreckung bis auf 30
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Tage oder weniger herab, so isl von der Einlieferung des Sträflings in dieS.1ZifferIII
und IV bezeichneten Anstalten abzusehen und die Strafeim Gerichtögefängnisse zu vollstrecken.

8. 3.
Die auf Grund des F. 56 des Strafgesetzbuchs in eine Erziehungs= oder Besserungs-

anstalt verwiesenen jugendlichen Personen werden, wie zeither, in der zu Zeit befindlichen
Lehr= und Erziehungsanstalt untergebracht.

S. 4.
Personen, welche auf Anordnung der Behörde in einem Arbeitshause unlergebracht

werden sollen, sind in der Regel in das Arbeitshaus zu Dreißigacker einzuliefern.

8. 5.
Die bei der Einlieserung der Sträflinge in die gemeinschastlichen Anstalten zu beach-

tenden Vorschriften werden, soweit sie nicht aus dem Inhalte der Staatsverträge selbst
hervorgehen, von der Landesregierung noch besonders zur Kenntniß der betheiligten Be-
hörden gebracht werden.

§S. 6.
Gegemwärtige Verordnung tritt mit dem 1. April 1878 in Kraft. Mit demselben

Tage wird die Regierungsverordnung vom 31. December 1870 außer Wirksamkeit gesetzt.
Wegen der Ueberführung der am 1. April 1878 in einer Strafanstalt beziehentlich

in einem Gerichtsgefängnisse bereits befindlichen, auf Grund gegenwärtiger Verordnung in
eine andere Anstalt zu versehenden Gefaugenen und Sträflinge ergeht,— und zwar in.
soweit unter einstweiliger Aufrechterhallung der bisherigen Bestimmungen für die in der
betreffenden Anstalt Detinirten —, besondere Verfügung an die betheiligten Behörden.

Greiz, am 30. März 18758.

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

J. Arnold.





Gesetzsammlung
für

das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.
(6 r

(Ansgegeben am 18. Juni 1878.)

§&amp;. Regi Bekaonntmachung vom 15. Wrril 111878,

den Abschluß eines Uebereinkommens wischen dem Fürstenthum Reuß Ael-
terer Linie und dem Königreiche Württemberg wegen gegenseitiger Durch-

führung der Schulpflicht betreffend.
Mit Höchster Genehmigung ist zwischen zursticher Landebreiermng und dem König-

lich Württembergischen Ministerium der answärtigen Angelegenheiten zu Stuttgart wegen
Hegenscitiger Durchführung der Schulpflicht eine gleiche Vereinbarung getroffen worden,
wie solche mit den Königreichen Preußen und Sachsen, sowie mit den Großherzogthumern
Hessen und Baden und den Thüringischen Staaten zufolge der Regierungs-Bekannt-
achungen vom 20. Juni 1376 (Gesetsamml. S 4 9|, 11. October 1876 (Gesetzsamal.
3 17), 8. Februar 1877 (Gesebsamml. S. 1), 27. Juli 1877 (Gesehsamml. S. 55),
 September 1877 (Gesetzsamml. S. 75) bereits bestcht.

Solches wird andurch mit dem Bemerken zur offentlichen Kenntniß gebracht, daß
die in der getroffenen Vereinbarung gedachten Zeugnisse über die Grfüllung der Schul-
pflicht im diesseitigen Staatsgebiete von dem betreffenden Localschulinspecter, im König-

reich Württemberg von den ntoschulbehärden augzustellen sind.Greiz, am 15. April1
Fürstiich Reuß-Pl. Landesregierung.

Faber.
J. Arnold.

9#. Landtagsabschied

für den sechsten auherordentlichen Landtag.
Wir Heinrich der Zwei und Zwanziaste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie sonwerüner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 7. v.urkunden und hüoen zu wissen:
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Am Schlusse des von Unsgeingerusede sechsten außerordentlichen Landtags eröffnen
Wir, der Bestimmung in 8. 8 Verfassungsurkunde ensprechen, dem LandtageUnsere Erklärung über die Sugeber, Verhandlungen in Folge

I. Die Vorlagen an den Landtag 2

so futen bisfehben
m Theile bereits GErlchiguns Vefunden durch Entgegennahme der Erklärungenfen Landtags in Betr
a. des mit der Ko#n#gi Preußischen Regierung abgeschlossenen Nesssionsver,

trags sammt Nebenprotokolle zu dem Stlaatsvertrage vom 19. uar
aber die Errichtung eines gemeinschaftlichen r ei

in
b. des wuisen einem Vevollmächtigten Fürstlicher Regierung und dem Spin-

nereibesiyer Beck hier hinsichtlich der Wehranlage des betzteren abge-
schlossenen Vergleichs,

. der die Mehltheuer-Weidaer Eisenbahn angehenden Vorlage.
2. Die Gesete, betreffend

à. die Fischerei,
b. die Besleuerung des Gewerbebetriebe im Umherziehen,
. die Ausführung des Bundegesetzes über den Unterstühungswohnsit,
4. einige Abänderungen der Allgemeinen Brandverhütungs, und Löschordnung

werden —beziehentlich mit den com Landtage beantragten, von Und genehmigten Abän-
derungen ud Zusätzen — publie erden.6 Gesetz, Anbbgn der bestehenden Gerichtsorganisation betreffend, ist

vorläufig Mruchezanen worden.
II. Anträge und Petilionen.

# den bei Verathung des F. 13 des vorstehend unter I. 2. c. gedachten Ge-setzes nt Antrag ist am heutigen Tage Seilen des boandingsecinnessariat Er-
klärung abgegeben worden.

2. Der bei Berathung einer Petition der Gemeinde Hohndorf um Unterstützung zu

Zwecken des Wegebaues gestellte Antrag wird in Erwägung gezogen werden.e Pelition der Feuerwehr zu Greiz, die Besteuerung der Feuerversicherungsge-guschhhend 9 Gunsten der Feuerwehren betreffend, ist Uns, dem Antrage des Landtags

entsprccheno zur Kenntnißnahme vorgetragen worden.Von den bei Verathung der Vorlage unter I. 1. ua. von dem Landtage zumAuedia gebrachten Wnschen haben Wir Kennlniß genommen
Zu dessen Bekundung haben Wir P nren in das Gesehblaut auszunehmenden

andtagsabschiedausfertigen lassen und nach Beidruckung P94dl ehuchen Insiegels Höchsteigenhändig
vollzogen.

Greiz, den 8. Juni 1878.

(L. S.) Seinrich XIXII.
Faber.



10. Negierungsverordnung vom 12. Juni 1878,
das Meldewesen betreffend.

Mit Höchster Genehmigung wird in Betreff des Meldewesens andurch das Folgende
verordnet:

8. 1.
Wer zum Zweck seines Umzugs den bisherigen Wohn= oder Aufenthaltsort verlassen

will, ist verpflichtet, vor seinem Abzuge sich bei dem Gemeindevorstande, als Ortspolizei-
behörde, persönlich oder schriftlich abzumelden und anzugeben, wohin er zu ziehen gedenkt.

Bei der Abmeldung hat er seinen Namen, Stand und Gewerbe. Geburtsjahr und
Geburtsort, sowie die Dauer seines Aufeuthalts am Abzugsorte anzugeben, auf Erfordern
auch die Quittungen über die gezahlte Staats- und Communalsteuer vorzulegen.

Ueber die erfolgte Abmeldung hat die Behörde eine Bescheinigung nach dem
Muster I auszustellen.

8. 2.
Wer an einem Orte neu anzieht oder sich daselbst niederläßt oder ständigen Aufent-

halt nehmen will, hat sich innerhalb dreier Tage nach erfolgtem Auzuge persönlich oder
schristlich bei dem Gemeindevorstand anzumelden. Die Anmeldung muß die Angaben
enthalten über den Anzugstag, Namen, Stand und Gewerbe, Staatsangehörigkeit und
lehten Aufenthaltsort n Anziehenden, sowie darüber, ob und welche zu seiner Haus-
haltung gehörige Personen mit ihm angezogen sind.

Der Anziehende hat die nöthigen Nachweise über seine Staalsangehörigkeit und
sonstigen persönlichen Verhältnisse, sowie über die Verhältnisse der zu seiner Haushaltung
gehörigen und mit ihm anziehenden Personen, beizubringen und bei der Behörde nieder-
zulegen.

Der Gemeindeborstand hat über die erfolgte Anmeldung eine Bescheinigung nach
dem beigefügten Musler II. zu ertheilen.

8. 3.
Durch Ortsstaiut kann — im Falle des Bedürfnisses — bestimmt werden, daß

auch der Wohnungswechsel imnerhalb der Gemeinde der Ab- und Anmeldepflicht nach
Maßgabe der §§. 1 und 2 unterlicgt. In solchem Falle ist dem Meldenden eine Be-
scheinigung nach dem Muster III. auszustellen.

S. 4
Zu den in den §§. 1 und 2, und seweit dies durch Ortsstatut festgestelll ist, im

3 vorgeschriebenen Meldungen sind auch diejenigen, welche den betreffenden Personen
Wohnung. oder Unterkommen gewährt haben, innerhalb 6 Tagen, nach dem Ab., An-

oder Umzuge, verpflichtet, sofern sie sich nicht durch Einsicht der ortspolizeilichen Be-
scheinigungen von der bereits erfolgten Meldung Ueberzeugung verschafft haben.

8. 6.
Der Gemeindevorstand hat über die erfolglen Ab= und Anmeldungen Verzeichnisse

3“
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zu führen, in weschen die nach §§. 1 und 2, eventuell 3, zu machenden Angaben ein-
zutragen sind.

8. 6.
Neben deu vorstehenden Vorschriften bewendet es bei den Bestimmungen im Art. 21

der Gemeindeordnung im Betreff der Anmeldung zum Zwecke der Controle über die
Gemeindemitglieder.

S. 7.
Die Bestimmung in Ziffer 1 Abs. 1 und 2 des Nachtrags vom 30. März 1872

zur Ausführungsverordnung betreffs des Einkommensteuergesetzes, die Anmeldungen bei
den Ortssteuereinnehmern betreffend, tritt außer Wirksamkeit.

Dagegen ist der Gemeindevorstand verpflichtet, von den nach S§. 1 und 2 erfolgten
Ab- und Anmeldungen dem Ortssteuereinnehmer allmonatlich schriftliche Mittheilung
zu machen.

8. 8.
Die Bestimmung unter Ziffer 1 der Verordnung vom 19. Februar 1868, wonach

Anziehende sich vor dem Anzuge bei dem Gemeindevorstand zu melden haben, wird auf-
gehoben.

8. 9.

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen in 88.1,2, 4 e auch in§. 3 wird mit Geldstrafe bis zu Zwanzig Mark oder entsprechender Haft bestraft

S. 10.
Auf Dienstboten finden die Vorschriften gegenwärtiger Verordnung keine Anwendung.

Es bewendet hinsichtlich derselben bei den Bestimmungen in der Ausführungsverordnung
vom 1. November 1844 zur Gesindeordnung und der Ausführungsverordnung vom
14. April 1871 zur Gemeindeordnung.

Insbesondere wird auf die Vorschriften in §. 23 der letztgedachten Auefihrungsver,
ordnung bindewiefan, wonach jede Dienstherrschaft bei Vermeidung einer Strafe##“1 Thlr. — 3 M. — das antretende Gesinde binnen 3 Tagen nach dem auseien.
Dienstantritt bei # Gemeindevorstand anzumelden, das Dienstbuch an denselben abzu-
liefern und der Gemeindevorstand über das im Orte sich aufhaltende Gesinde ein Verzeichniß
nach dem dort angezogenen Schema O (Gesetzsammlung v. 1871 S. 93) zu halten hat.

g. 11.
Hinsichklich derjenigen Fremden, welche zu blos vorübergehendem Aufenthalt im Orl

in Gasthöfen und Herbergen übernachten, bewendet es bei den bestehenden polizeilichen
Vorschristen. Jeder Wirth hat ein Fremdenbuch (Nachtbuch) zu führen und dafür zu
sorgen, daß der übernachtende Fremde in dasselbe Namen, Stand und Gewerbe, Wohn-
ort und Dauer des Aufenthalts eintrage oder eintragen lasse. Der Wirth ist verpflichtet,
jedesmal, wenn Fremde bei ihm übernachten, spätestens am darauf folgenden Morgen
der Ortspolizeibehörde — je nach deren Anordnung — entweder das Fremdenbuch oder
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einen Audzug aus demselben (Fremdenzettel) vorzulegen. Ju lehterem Falle hat der Ge-
meindevorstand die Fremdenbücher von Zeit zu Zeit zu revidiren.

8. 12.
Nichtbefolgung der Bestimmungen in F. 11 wird mit einer Geldstrafe bis zu 6 M

t.
Gegenwartige Verordnuug tritt mit dem 1. October dieses Jahres in Kraft
Greiz, am 12. Juni 1876.

Furstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
von Geldern-Crispendorf i. V.

Arnold.

Muster I.
Abmelde-Bescheinigung

für nachstehende aus dem Gemeindebezirrr in den
Gemeindebezirn...verziehende.Person

Namen Standeburts- Geburis Dauer des B
M und Vornamen und a. Jahr eburts- zusfemhalt "

der (6) Verziehenden.] Gewerbe. b. Datum. ort. n merkungen.

Ausgefertiit...."dden187
Der Gemeindevorstand.

Muster I.
Bescheinigung

über die erfolgte Anmeldung.
Die unterzeichnete Behörde bescheinigt, daß der (die)... (Name und Siand)



............ iichmitJalttiliczamAufenthalteindckameindc........

angemeldet hat.
Diese Vescheinigung bat nur den Zweck, die Thatsache der geschehenen Meldung zu

constatiren.

Der Gemeindevorstand.

Muster III.
Bescheinigung

über Anmeldung des erfolgten Wohnungswechsels innerhalb der
emeinne...

............ ,den...........187

Der Gemeindevorstand.

11. Gesetz vom 17. Juni 1878,
einige Abänderungen der Allgemeinen Brandverhütungs, und Losch-Ord-

nung vom 16. November 1855 betreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Iwangigne von Gottes Gnaden Aelterer
Linie sonveräner Fürst Reufs, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein r2c. 2c. 2c.
verordnen zu Berichtigung beziehentlich in Abänderung einiger Bestimmungen der Allge-
meinen Brandverhütungs= und Lösch-Ordnung vom 16. November 1855, mil Zustim-
mung des Landtags, was folgt:

In Kap. 1 §. 1 unter n. ist zwischen den Worten „auf den Böden“ und „in
Betten“ ein Interpunctionszeichen— Komma — einzusügen, um elwaigen Zweifeln vor-
zubeugen, daß das Tabak= und Cigarren-Rauchen auf den Böden sowohl als in Bekten
überhaupt nicht gestattet ist.

2.
An die Stelle des Absatzes 1 unter a. Kap. I §. 2 ktritt folgende Vorschrift-
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der Schornstein muß, — soweit nicht für einzelne Gattungen beziehentlich für
solche Be cho Schornfkeine, welche nicht den Bestimmungen in §. 52 der Baupoli-
zeiordnung für Städte reh n 48 der Baupolizeiordnung für Dörfer entsprechen,nach dem Folgenden eine andere Vorschrist zur Anwendung komut —, vierteljährlich ge-

kehrt werden.
kann jedoch die Polizeibehörde —, derGemeindevorsland in den Städten,das Klun Landrathsamt für das platte Land —, im einzelnen Falle, iusbesondere

wenn die ungleiche Feuerung in gewissen Sein zu den verschiedenen Jahregzeiten
dies zweckmäßig erscheinen läßt, anordnen, daß das jährlich viermalige Kehren in anderer
Weise auf das Jahr vertheilt werde.

3.

An die Stelle des Absatz 1 unter b. Kap. 1 §F. 2 tritt folgende Vorschrift:
Die Schornsteine der in Feuer arbeitenden Handwerker, ebenso alle diejenigen unbe-

steigbaren Schornsteine, welche nicht den Bestimmungen in §. 52 Absatz 2 und 3 derBaupolizeiordnung für die Städte resp. in 8.48 Absah2und 3 der Vaupolizeiord-
nung für Dörser entsprechen, sind bei Holz= oder Holzkohlen-Feuerung zwölf Male, bei
Stein- oder Braunkohlen-Feuerung zehn Male im Jahre zu kehren, auch erfteren Falls
jährlich einmal auszubrennen.

Die unter Ziffer 2 bezeichneten Polizeibehörden sind ermächtigt, im Falle sich er-
hebender Nothwendigkeit ein österes Kehren der Schornsteine gewisser Gattungen oder
auch einzelner Schornsteine anzuordnen.

4.

Die Schornsteinfeger sind verpflichtet, der Polizeibehörde Aaeige zu erstatten, sooft ihnen eine besondere Anordnung nach Ziffer 2 und 3 nöthig scheint.

Die in Kap. I F. 2 unter 1x. —n-m Besichtigung der Feuerstätten und
Schornsteine ist in jeder Ortschaft in Zwischenräumen von nicht mehr als drei Jahren,

und slets unter Zuziehung des Schornsteinfegero des Kehrbezirks, sowie gite „Maurer-meisters oder zum selbstständigen Gewerbebetriebe befuglen Maurers vorzunehme
Gegenwärtiger Gesehro-Nachtrag sur Feuerverhütungs- und Lösch- roeng ritt mit

dem 1. Juli laufenden Jahresin KraUrkundlich unter Unserer aairalenhänachen Vollziehung und Vordruckung Unseres
Fürstlichen Insiegels.

Gegeben Greiz, am 17. Juni 1878.

(L. S) Heinrich XXII.
Faber.





Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

0

uegegchen am 20. Juni 1878.)

"

12. Gesetz vom 17. Juni 1878,
die Besteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen betreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. v.
verordnen hierdurch mil Zustimmung des Landtags was folgt:

8. 1.
Gegenstand der Bestenerung.

Wer ausierhalb seines Wohnortes, ohne Begründung einer Fewerblichen Niederlassung
und ohne vorgängige Bestellung, in eigener Person

Waaren irgend einer Art, mit Ausschluß der selbstgrwennenen Crzengnisse der

Land- und Verstwirthicht, des Garten- und Olstbaues, der Jagd und des Fisch-
fanges, feilbieten

.Waaren indenn iner Art bei anderen Personen, als bei Kanfleuten, oder an an-
deren Orten, als in offenen Verlaufoslellen zum Wiederverkauf ankaufen,
 Waarenbestellungen anfsuchen,
 gewerbliche oder künstlerische Leistungen oder Schanstellungen, bei, welchen ein

höberes wissenschaftliches oder Kunstinteresse nicht obwaltet, feilbielewill, unterliegt der Stener vom Gewerbebetriebe im Umhberziehen, ahne E dadurch
die auf andern Gesetzen beruhende Bestenerung des aus diesem Gewerbebetrieb fließenden
Einkommens eine Aenderung erleidet.

#

2.

Ansnahmen.

de Stener vom Gewerbebetriebe im Umherziehen nicht unterworfen sind:Raufleute, Fabrifanten und andere Personen, welche ein stehendes Gewerbe be-
treiben, sowie die in deren Diensten slehenden Neisenden, welche außerhalb des

4
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Ortes ihrer gewerblichen Niederlassung beziehungoweise der gewerblichen Nieder.
lassung ihrer Geschäftoherren

a. Waarenbestellungen suchen, wenn sie von den Waaren, auf welche sie Be-stellungen suchen, nur Proben oder Muster mit sich führen
. Waaren aufkaufen, wenn sie die aufgekauften Wanen nur behufs deren

Beförderung nach dem Bestimmungsorte mit sich führen. Diejenigen, welche ausschließlich im Marktverkehr oderin öfemtchen Ausstellungen
die in F. 1 unter 1 bis 3 bezeichneten Arten des Gewerbebetriebes ausüben;
Gewerbetreibende, welche außerhalb ihres Wohnortes bei öffentlichen Festen und
anderen außergewöhnlichen Gelegenheiten solche Waaren, hinsichtlich deren dies
von den zuständigen Behörden gestaltet ist, feilbieten;
Gewerbetreibende, welchein nicht Hröberer (Entfernung als 15 Kilometer vom Wohnorte

K. selbstverfertigte Vagren, welche zu den Gegenständen des Wochenmarktver-
kehres gehören, feilbie

b. gewerbliche Fi unsichuch deren dies nach Landesgebrauch herge-
bracht ist,a. das ana ausüben;

Gewerbetreibende, welche außerhalb ihres Wohnortes, aber innerhalb des Ge-
meindebezirks und der etwa im Verordnungswege dem Gemeindebezirk des Wohn-
orts in dieser Hinsicht gleichgestellten nächsten Umgebung desselben Waaren auf-
kaufen, Waaren oder Leistungen feilbieten oder Waarenbeslellungen suchen.

S. 3.
Gewerbebekrieb der Ausländer.

In Betreff der Angehörigen außerdeutscher Staaten, welche weder ihren Wohnsit
noch eine gewerbliche Niederlassung in einem deutschen Staate haben, trelen, sofern nicht
durch Verträge oder Vereinbarungen oder durch Anordnungen der Landesregierung ander-

weite Wesieebungen getroffen sind, nachstehende besondere Bestimmungen ein:

S

4 Dieselben sind der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen auch dann unter-
worfen, wenn sie selbstgewonnene Erzeugnisse der Land- und Vorstwirthschaft, des
Garten- und Obstbaues, der Jagd und des iscsanges ohne vorgängige Be-
stellung in eigener Person feilbielen wollen (F. 1, Nr. 1);Die Bestimmungen des §. 2 Nr. 1 finden 9 Farul) und auf die in ihren
Diensten stehenden Reisenden, welche für deren im Auslande betriebenes Geschäft
Waaren aufkaufen oder Waarenbestellungen suchen, keine Anwendung;
Aller Handel (Verkauf und Ankanf von Waaren und Suchen von Waarenbe-
stellungen) der Ausländer auf Messen und Jahrmärkten bleibt von der Gewerbe-
steuer frei.

“ 4.g der *8 56r L à 92 ' 541 1 und

der eie err außerhalb des Wohnorté.
Wer außer dem Marktverkehr oder öffentlichen Ausstellungen an einem Orte des
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Fürstenthums auherbalb seines Wohnortes vorübergehend Verkaufslocale zum Absatz von
Waaren selbst oder durch Andere hält (Wanderlager), oder Waarenversteigerungen selbst
oder durch Andere vornimmt, unterliegt, auch wenn er diesen Gewerbebetrieb als stehenden
anmeldet, nach Maßgabe der unten (F. 9) gegebenen Bestimmungen der Besteuerung des
Gewerbebetriebs im Umherziehen.

5. 5.
Anmeldung des Gewerbebetriebes im Umherziehen und

Lösung des Gewerbesteuerscheines.
Wer ein nach 5§. 1 und 3 der Steuer vom Gewerbebelriebe im Umherziehen unter-

liegende5 Gewerbe ausüben will, ist verpflichtet, dasselbe für jedes Kalenderjahr, in
welchem der Gewerbebetrieb stattfinden soll, behufs Entrichtung der Steuer anzu-
melden und einen die Bezeichnung der Person, der Art und des Gegenstandes des Ge-
werbebetriebes, der Anzahl der milzuführenden Begleiter, Fuhrwerke, sowie die Festsetzung
der Steuer und die Quiltung über deren Entrichtung oder die Bescheinigung der Steuer-
freiheit (I. 12) enthaltenden Gewerbesteuerschein für das betreffende Jahr vor Beginn
des Gewerbebetriebes zu lösen. Der Gewerbesteuerschein ist nur für die Person und

das Kalenderjahr gültig, für welche derselbe ausgefertigt ist. (Siehe icdo0 die besonderenBestimmungen hinsichtlich der Wanderlager und Waarenversteigerungen §F. 9.)
Die Anmeldung ist beim Landrath als Vorsihenden des Landesausschusses schriftlich

oder mündlich zu Protokoll zu machen und zwar in den sienerpflichtigen Fällen, in welchen
die Legitimation von der Unterbehörde (Gemeindevorstand) zu ertheilen ist, unter Vor-
legung der letzteren.

Bei der Anmeldung. muß der Gegenstand des Gewerbebetriebs, die Anzahl der mit-
zuführenden Begleiler und Fuhrwerke angegeben, auch auf Erfordernüber die Verrich-
lungen der Begleiter, die Beschaffenheit und Bestimmung der Transportmittel Auskunft
ertheilt werden.

Der Landrath als Vorsitzender des Landesausschusses sebt die Steuer fest, fertigt
nach Maßgabe der Anmeldung (sofern ein gesetzliches Hinderniß am Gewerbebetrieb nicht
besteht) denGenerbltenerschein aus und behändigt denselben gegen Einzablung der Steuer.

, mijkdocheflichnnqtindtsnszsebuugdckSttekvonUnserer-Landesre-

gierung im Amtsbezirke ur hinsichtlich aller oder einzelner Gattungen des Gewerbebe-
triebs im Umherziehen, einem andern Beamten übertragen werden.

Die Ertheilung des geseblich erforderlichen Legitimationsscheins inJ W als denoben im zweiten Absat erwähnten Fällen, resp. die Ausdehnung deselständigen Behörde eines andern deulichen Bundesstaates ertheilten g sn d
auf das Fürstenthum oder einen einzelnen Bezirk desselben ist gleichzeitig beim Landrathe
zu beantragen, welcher zu desien Ausstellung ermächtigt ist. Für den Amtsbezirk Burgk
kann Unsere Landesregierung einem andern Beamten dazu die Ermächtigung ertheilen.

5. 6.
Will der Gewerbekreibende nach Einlösung des Gewerbesteuerscheines im Laufe des

Jahres ein anderes als das darin bezeichnete Gewerbe im Umherziehen beginnen oder
4.
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letzteres auf andere als die im Gewerbesteuerschein bezeichneten Gegenstände, Waaren oder
Leistungen ausdehnen, oder Begleiter oder Fuhrwerk mitführen, ohne daß dieß im Ge-
werbesleuerscheine vermerkt ist, oder in größerer als der darin angegebenen Anzahl, so ist
er verpflichtet, hiervon vorherige Anmeldung behufs Aenderung beziehungsweise Ergänzung
des eingelösten oder Ertheilung eines anderen Gewerbesteuerscheines zu machen. Die Be-
stimmungen des H. 5 finden hier gleichmäßige Anwendung.

Insofern die beabsichtigte Aenderung des Gewerbebetriebeo eine Erhöhung der
Steuer (F. 8) bedingt, hat der Landrath als Vorsitzender des Landebßausschusses bez. der
committirte Beamie zugleich den zu entrichtenden Steuersatz, auf welchen jedoch der für
das betreffende Jahr bereits entrichlete Steuerbetrag in Anrechnung gebracht wird, ander-
weit festzuseten und den abgeänderten Gewerbesteuerschein gegen Erlegung des Mehrbe-
trags ausguhändigen.

S. 7.
Verpflichtung des Inhabers des Gewerbestenerscheines.

Der Inhaber eines Gewerbesteuerscheines ist verpflichtel, diesen während der lhat-
sächlichen Ausübung des Gewerbebetriebes bei sich zu führen und auf Erfordern den zu-
ständigen Behörden und Beamten vorzuzeigen; er darf weder den Gewerbesteuerschein an
einen Andern überlassen, noch Begleiter in größerer als der in dem Gewerbesteuerscheine
angegebenen Anzgahl mitführen.

8. 8.
Betrag der Steuer.

Die Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen belrägt in der Regel 50 M. für
jedes Kalenderjahr, und zwar ohne Nücksicht auf die Zeitdauer des Betriebs (siehe jedoch
die besonderen estimungen 8.Der Landrath als Vorsihender des VLandedausschusses bez. der couimittirte Beamle

ist jedoch n. für Gewerbe geringerer Art (vergl. nachstehend unter u. und b.), sofern solche
nicht in einem für dieselben ungewohnlichen Umfange betrieben werden, sowie
auch für andere Gewerbe, wenn sie in erheblich geringerem als dem gewöhnlichen
Umfange betrieben werden oder der Gewerbebetrieb durch besondere Umstäude
(körperliche Gebrechen, hohes Alter des Gewerbetreibenden und dergl. mehr) be-
einlrächtigt wird, ermäßigte Jahressteuersätge von 40, 30, 20, 10, 5 und 3 M.,
für Gewerbebetriebe von bedeutendem Umfange, wie diejenigen der Vorsteher
großer Schauspieler-, Musiker-, Kunstreiter= und ähnlicher Gesellchen der
Pferde= und Viehhändler mit erheblichem Betriebskapital und Umsatz u. s. w.
erhöhte Jahressleuersäqze bis 300 U. festzusetzen. Insbesondere kann buznig der
Bestimmung unter 1. die Steuer

a. fr das Sammeln geringwerthiger Erzeugnisse und Abgänge der Haus-
und Landwirthschaft und für das Anbieten gewerblicher Leistungen von
untergeordneter Beschaffenheit (Ausbessern grober Geräthe #c.) und diesen
gleichzustellende Gewerbebetriebe bis auf 2 Mark,

—

d
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. fr das Feilbieten von Lebensmitteln, Haushaltungs= und Wirthschaftsbe-
dürfnissen und anderen Waaren von geringem Werthe (groben Holz-,
Eisen-, Thon-, Glas-, Bürstenbinder-, Korbmacher-Waaren und dergl. und

- Fieichsnstelene Gewerbebetriebe bis auf 12 Mark, ausnahmsweiseauch bis auf2ernabigt. werden und * ialls nicht aus der Art und Weise der Ausübung des
Gewerbes (Anzahl der Begleiter und dergl.) oder sonstigen Umständen auf einen
größeren als den bei diesen Gewerben gewshulichen Umfang zu schließen ist, für
die Gewerbebetriebe zu u. und h. den Steuersah von 30 M. nicht überschreiten.

8. 9.
Personcn, welche außer dem Marktverkehr und öffentlichen Anostellungen an einem

Ort des Fürstenthums außerhalb ihres Wohnsitzes vorübergehend Verkaufslokale zum Ab-
satz von Waaren (Wanderlager) selbst oder durch andere halten, oder Waarenversteigerungen
entweder selbst oder durch andere vornehmen, haben für jeden #Ort des Betriebs sowohl,
als jedes einzelne Verkaufslokal je für eine Woche oder einen Theil desselben im Bezirk
der Stadt Greiz 40 Mark, der Stadt Zeulenroda 30 Mark, in Landgemeindebezirken 20
Mark Gewerbsteuer zu entrichten.

Gelangen ausschließlich hebrauchte Gegenstände (Trödelwaaren) zum Verkauf, so be-
mãgt "st Wgot- die Hälfte der angegebenen Säge.das Gewerbe mit Gehülfen betrieben werden, so wird für jeden Gehülfen dieHäsfie“! # genannten Beträge zugeset.

Gewerbekreibende der genannten Art, welche im Fürslenthum noch ein anderes Ge-
werbe ausüben, werden nach den desfalls bestehenden Bestimmungen hierfür besonders be-
leuert.

Hinsichtlich der Anmeldung der hier gedachten Gewerbebetriebe, der zur berischmngder Steuer zuständigen Behörden sowie des Verfahrens gelten die Vorschriften in 8.5
8. 10.

Den Mitgliedern von Musiler-, Schauspieler-, Aunsteiiert und ähnlichen Gesell-schasten, welche aus mindeslens 4 Personen bestehen und unter einem Vorsteher ihr Ge-
werbe betreiben, können ermäßigte Steuersätze, wie den im 8. 8 unter 2, h bezeichneten
Gewerbelreibenden bewilligt werden. Die Gewerbesleuerscheine für die Vorsteher und die

Miglieder solcher Gesellschaften können in einem Gewerbesteuerschein zusammengesaßtwerden.
II.

Die Angehörigen solcher cuherdeui hen Slaalen (F. 3), mit denen kein Ueberein-
kommen dieserhalb getroffen ist, haben auf eine Ermäßigung des Sieuersatzes nach Maß-
habe der Beslimmung in §F. 8 unter 1 keinen Anspruch.

§. 12.
Vorbehalte wegen der dem Fürstenthume nicht angehörenden

ewerbetreibenden.

Insoweit nach der Verfassung und den Geseben des Deutschen Rcichs oder nach
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besonderen Verträgen und Vereinbarungen Gewerbelreibende, welche dem Fürstenthume
nicht angehören, auf Befreiung von der Gewerbesteuer oder auf Ermäßigung derselben
für Ausübung des Gewerbebetriebes im Fürstenthume Anspruch haben, wird hieran durch
dieses Gesetz nichts geändert.

F. 13.

Dagegen ist Unsere Landesregierung ermächtigt, für die Angehörigen solcher Länder,
in welchen die diesseitigen Staatsangehörigen minder günstig als die eigenen Angehörigen
behandelt und außer Verhältniß zu den von den Angehörigen anderer Länder im Fürsten-
thume zu entrichtenden Steuern belastet werden, wie für diejenigen, welche für Rechnung
der Angehörigen solcher Länder ein Gewerbe im Umherziehen im Fürstenthume betreiben
wollen, die Steuer bio auf das Achtfache zu erhöhen.

S. 14.
Erstattung der Steuer.

Wegen Abstandnahme vom Beginn des Gewerbebetriebes, sowic wetzen Einstellung,
Unterbrechung oder Verminderung des Betriebes im Laufe des Jahres findel eine Er-
stattung der Steuer für den eingelösten Gewerbesteuerschein oder eines Theiles derselben
in der Regel nicht statt.

Ist jedoch wegen unvorhergesehener, von dem Willen des Inhabers des Gewerbe-
steuerscheins unabhängigen Ereignisse der Beginn des Gewerbebetriebes unterblieben oder
der Betrieb eingestellt worden und wird der Gewerbesteuerschein innerhalb einer Frist von
6 Monaten nach der Einlösung zurückgegeben, so kann die entrichtete Sleuer ersteren
Falles ganz, im letzteren Falle zu einem verhältnihmähigen Theile erstatiet werden. In
Fällen solcher Art ist der Landralh alo Vorsitzender des Landesausschusses bez. der commit-
tirte Beamte auch ermächtigt, auf Antrag des Inhabers des Gewerbesteuerscheins oder
seiner Hinterbliebenen behuo Fortsezung des Gewerbebetriebes für deren Rechnung einen
neuen Gewerbesteuerschein für den Rest des Jahres zu ermäßigtem Steuersatze oder steuer-
frei zu ertheilen.

Tritt in Folge unvorhergesehener Ereignisse eine allgemeine Unterbrechung der Aus-
übung des Gewerbebetriebs im Umherziehen oder einzelner Gaktungen desselben, wenn auch
nur in einem Theile des Fürstenthums ein, so kann den davon bekreffenen Gewerbe-
treibenden die erlegte Gewerbesteuer ganz oder theilweise erstatlet werden.

8. 15.
Verlust des Gewerbesteuerscheines.

Ist es glaubhaft gemacht, daß ein Gewerbesleuerschein verloren, vernichtet oder un-
brauchbar geworden. so kann die Ertheilung einer neuen Ausfertigung desselben gegen
Erstattung einer Ausfertigungsgebühr von 50 Pfennigen und der baaren Auslagen ein-
schließlich der etwaigen Amortisationskosten verlangt werden. Durch das Vorzeigen be-
hlaubigter Abschriften kann den Vorschriften des F. 7 nicht genügt werden.



8. 16.
Strafbestimmungen.

Wer, ohne einen Gewerbesteuerschein eingelöst zu haben, rin der Steuer vom Ge-
werbebetriebe im Umherziehen unterworsenes Gewerbe betreibt, wird mit einer dem dop-
pelten Betrage der Jahressteuer für das betriebene Gewerbe gleichen Geldstrafe bestraft.

Wer das im F. 4 erwähnte Gewerbe betreibt, ohne mit dem dazu erforderlichen
Gewerbesteuerschein versehen zu sein, verfällt in eine Staase gleich dem doppelten Betrag

r für die Zeitdes unbefugten Betriebs sich berechnenden Steuer, welch' letztere nebenbei
nachzuzahlen ist, und muß außerdem für den nach Beendigung der betreffenden Woche an
dem Ort des unbefugten Bekriebs oder an einem andern Orte eiwa fertzusetzenden Ge-
werbebetrieb den vorgeschriebenen Gewerbsteuerschein lösen.

S. 17.
Wer nach Einlösung eines Gewerbesteuerscheine# für das betreffende Jahr ein anderes

der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen unterliegendes Gewerbe betreibt, als das
in dem Gewerbesleuerschein bezeichnete, oder den Gewerbebetrieb im Umhexziehen auf an-
dere als die in darin bezeichueten Gegenstände (Waaren oder Leistungen) ausdehnt, ver-
sällt in eine Geldstrafe, die dem doppelten desjenigen Betrags gleichkommt, um welchen
die entrichtete Steuer geringer ist, als die dem tbatsächlich ausgebten Gewerbebetriebe
entsprechende Steuer.

F. 18.
Die Bestimmungen der Is. 16 und 17 finden, wenn die Gegenstände des Gewerbe-

betriebes zu denjenigen gehören, welche vom An= und Verkauf im Umherziehen auege-
schlossen sind (F. 56 der Gleichsgewerbrorduung vom 21. Juni 1869), ebenfalls, jedochmit der Maßgabe Anwendung, daß siels, auch in den zahen“ des H. 17., auf eine dem

doppelten Betrage des Jahressteuersatzes von 50 U. gleichkommende Strafe zu erkennen ist.

S. 19.
Neben den in den §. 16 und 17 vorgeschriebenen Geldstrafen ist die vorenthallene

Steuer zu entrichten.
8. 20.

Wird festgestellt, daß die in den §. 16, 17 und 18 bezeichneten strafbaren Hand-
lungen im Auftrage und für Rechnung einer anderen Person ausgenbt sind, so ist gegen
den Auftraggeber auf die gleiche Strafe, wie gegen den Beauftragten zu erkennen, und
haften beide solidarisch für die Strafbeträge, die Kosten und die vorenthaltene Steuer.

8. 21.
Wird festgestellt, daß in den Fällen der §§. 16 und 17 der tbatsächlich ausgeübte

Gewerbebetrieb bei rechtzeitiger Beobachlung der Vorschristen in den S§. 5 und 6 ohne
Erhöhung des schon entrichteten Steuersatzes hätte staltfinden dürfen, so tritt an die Sielle
der in den §. 16 und 17 bestimmten Geldstrasen eine solche zum Belrage von 1 bis 30 Mark.



§. 22.
Für jede Zuwiderhandiung gegen die Vorschriften des K. 7 trifft den Inhaber eines

Gewerbesteuerscheines eine Geldstrafe von 1 bis 30 Mark, sofern nicht wegen Verbindung

des Legitimationsscheincs mit dem Gewerbestenerschein auf dieseb Bedn oder Unler.lassung schon die Strafbestimmungen im §. 149 unier Nr. 2, 5der Reichogewerbe-
ordnung Anwendung finden.

8. 23.
Die auf Grund dieses Gesetzes festzusetzenden Geldstrafen sind im Falle der Unbei-

bringlichkeit nach Maßgabe der für Vetertermungen geltenden Bestimmungen des Strafge=sebbuches für das deutsche Neich (§§.28und 29) von dem zur Untersuchung und Enl-scheidung zuständigen Gerichte (§. 24 ’- Gesebes) in Haft umzuwandeln.

8. 24.
Strafverfahren.

Die Untersuchung und Entscheidung in Betreff der in den 58. 16 bis 22 bezeichneten
strafraren Handlungen stebt dem Gerichte zu, wenn nicht der Beschuldigte die vom Land.
rath als Polizeibehörde vorläufig festzusenende Geldstrase nebst den durch das Verfahren

egen ihn slandenen Kosten alsbald oder binnen einer ihm bekannt gemachten FristfreiwilligzaIst *5 lichuldigle in Haft, oder hat derselbe im Fürstenthume keinen Wohnsitz,
erfolgt das Einschreiten des Gerichts ohne vorläufige Festsetzung der Strafe durch uan
Landralh. Dasselbe findet statt, wenn der Landrath aus sonstigen Gründen von der vor-
läufigen Festsevung der Strafe Abstand zu nehmen erklärt oder der Angeschuldigte hierauf
erzichtet.

§. 25.
Bei den gerichtlichen Cntscheidungen ist hinsichtlich der Höhe der in den 88. 16.

und 17 vorgeschriebenen Geldslrafen die von dem Landrathe als Vorsitzenden des Landes-
auoschussco bez. dem commillirten Beamten jestzusetende Jahressteuer zum Grunde zu legen.

Ingleichen ist für die im F. 21 bezeichnete Feststellung im gerichllichen Verfahren die
einzuholende Erklärung dieser Beamten maßgebend.

Die Enischeidung wegen der vorenthaltenen Steuer (§. 19) verbleibt in allen Fällen
dem Landraih als Vorsitzenden des Landesausschusses bez. dem committirten Beamten.

8. 26.
In den in den I§. 16. 17 und l8 gedachten Fällen können die zum Gewerbebe-

triebe im Umherziehen mitgeführten Gegenstände, soweit es zur Sicherstellung der Stener,
Strafe und der Kosten, oder zum Beweise der strafbaren Handlung erforderlich ist, in
Beschlag genommen werden.

. 27.

Von den Polizeibehörden (insbesondere auch den Gemeiudevorsländen nicht blos der
Städte, sondern auch der Landgemeinden) und dem Aufsichtspersonal ist streng zu über-
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wachen, daß sleuerpflichtiger Gewerbebetrieb im Umherziehen ohne vorherige Erwirkung
eines Gewerbesteuerscheins nicht ausgeübt und den Vorschriften des F. 7 nicht zuwider ge-
handelt werde.

5. 28.

In Zällen der Verhinderung des Landraths wird derselbe hinsichtlich seiner Lunchtonennach gegenwärtigem Gesetze als Vorsihender des Landesausschusses und als Polizeibehörde
durch einen andern von Unserer Landceregierung als Stellvertreter zubestimmenden Be-
amten des Laudrathoamtes vertreten.

§. 29.
Schlußbestimmungen.

Alle mit diesem Gesetze nicht übereinstimmenden Bestimmungen werden aufgehoben.
Unsere Regierung ist ermachtigt, Abänderungen der das Verfahren und die Zusländig-

keit der Bohörden betreffenden Vorschriften des gegenwärkigen Geseyes im Verordnungs-wege zu treffe

Auch 14 dieselbe das zur eührung dieses Gesebes Erforderliche verordnen.Das gegenwärtige Gese trittmit dem 1. Juli dieses Jahres in Kraft, jedoch für
die Hälfte des kaufenden Kucenkerjahre mit der Maaßgabe, daß nur halbe jährliche
Stenersätze aufzuerlegen und daß diejenigen Personen, welche für das laufende Jahr bereito
einen Gewerbeschein gelöst haben, selbstverständlich mit der bezüglichen neuen Steuer
nicht zu belegen sind.

Urlkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und mit Unserem
Fürsllichen Insiegel bedrucken lassen.

Gegeben Greiz, am 17. Juni 1878.

(#. S.) Heinrich RXII.
daber.

13. Negiernngsverordnung vom 19. Juni 1878
zur Ansführung des Gesetzes vom 17. Juni dieses Jahres, die Besteuerung

des Gewerbebetriebes im Unherzichen betreffend.
Mit Sercnissiwi Höchster Genehmiumg wird zur Ausführung des am 1. Juli dieses

Jahres in Wirksamkeit tretenden Gesebes vom 17. d. M., die Bestenerung des Gewerbe-
betriebs im Umherziehen delreffend, in Gemäßheit der Bestimmung im §F. 29 Abf. 3
desselben Folgendes verordne!

Art.
Zu den §5. 1 nnd 2 des Gesetzes.

Um die Anwendung der Vorschriften #u7 Gesetzes mit den Vorschriften der Reichs-
gewerheordnung in Uebereinstimmung zu erhalten, ist Nachstehendes zu beachten:

5
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Im Allgemeinen ist der Betrieb derjenigen Gewerbe der Steuer unterworfen, zu
welchen nach der Gewerbeordnung ein Legitimationsschein erforderlich ist (F. 55 der Ge-
werbeordnung). Jedoch sind folgende Ausnahmen von. dieser Negel zu beachten:

a. Es sind zwar legitimationspflichtitz aber nicht gewerbesteuer-=
pflichti

1. derGewerbebetrieb im Umherziehen mit selbstgemonnenen Erzeugnissen der
Land und Forstwirthschaft, des Garten= und Obsibaues, wenn diese Erzeug-
nisse nicht zu den rohen zu rechnen sind, wie z. B. Butter, Käse. (S. 55
letzter Absatz der Gewerbeordnung und F. 1 Nr. 1 des Gesetzes);

kl der Gewerbebetrieb im Umherziehen außerhalb des Wohnorts bei öffent-
lichen Festen und andern außergewöhnlichen Gelegenheiten durch Feilbieten
solcher Waaren, binsichch deren dies von den zuständigen Bhörden
bestatten. Aant (§. 2 Nr. 3 des Gesetzes resp. SF. 55 Nr. 1 der Ge-werbeordnung);

 die gunn des Musikergewerbes im Unberziehen in nicht größerer
Entfernung als 15 Kilometer vom Wohnorte (F. 2 Nr. 4 c. des Gesetzes
resp. S. 55 Nr. 4 der Gewerbeordnung);
Gewerbebetrieb im Umherziehen außerhalb des Wohnorks, aber innerhalb

des Gemeindebezirt und der elwa im Verordunungswege dem Gemeinde-bezirk des Wohnorts in dieser Hinsicht gleichgestellten nächsten Umgebung.
desselben, durch Aufkauf von Waaren, Feilbieten von Waaren oder bei-
stungen oder Aussuchen von Waarenbestellungen (H. 2 Nr. 5 des Ge-
setzes resp. §. 55 Nr. 1 —4 der Gewerbeordnung).

Die Ertheilung des Legilimationsscheins ist beim Fürstlichen Landrathsamt
nachzusuchen, ausgenommen in den im ersten Absatz des S. 58 der Gewerbeordnung be-
zeichneten Fällen, nämlich: 1. für den Aufkauf und Verkauf selbstgewonnener Erzeugnisse der
Jagd und des Fischfangs und 2. für den Verkauf selbstverferligter Waaren, welche zu
den Gegenständen des Wochenmarktverkehrs gehören, und für das nach Landesgebrauch
hergebrachte Anbieten gewerblicher Leistungen innerhalb der von der Polizeibehörde näher
zu bestimmenden Umgegend des Wohnortes. In den hier bei 1 und 2 gedachten Fällen
ist der Legitimationsschein bei dem Gemeindevorstand des Orts, wo der Gewerbetreibende
seinen Wohnsitz hat, nachzusuchen (F. 56 der Gewerbeordnung).

b. Nicht legitimationspflichtig aber gewerbesteuerpflichtig ist der Gewerbe-
betrieb im Umherziehen

1. mit nicht selbstgewonnenen Erzeugnissen der Land= und Forstwirthschaft,
des Garten= und Obstbaues (§. 1 Nr. 1 des Gesetzes und §. 58 Nr. 1
der Gewerbeordnung),

4 mit denjenigen Gegenständen,welche in Gemäßheit des S. 63 der Ge-

wirbeordnung Ourch die Regierungsverordnung vom 28. Seplember 1869resp. in §.20Abs.5der Ausführungs-Verordnung vom 28. Oktober
1868. zurGewerbeordmng. vom 27. April 18686 alo Gegenstände des
gemeinen Verbrauchs bezeichnet sind. Dieses sind folgende: grobe

#

l-

*vß
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Holz-, Bast= und Strohwaaren, Besen, Sand, Thon, Wagenschmiere,
Holzkohlen, Kienruß und Schreibmaterialien mit Ausschluß des Papiers.

2.

In Beziehung auf die Gewerbesteuer macht es keinen Unterschied, ob ein Land- ober
Forstwirth, Gärtner u. s. w. seine selbsigewonnenen Erzeugnisse in eigner Person feilbietet,
oder für seine Rechnung durch einen von ihm beauftragten, einen Angehörigen oder Diener
u. s. w. feilbieten läßt.

3.

Der Gewerbebetrieb, welcher am Wohnortebeziehunfsweise am Orte der gewerb-lichen Niederlassung, oder zwar außerhalb desselben, aber lediglich auf vorherige Be-
stellung stattfindet (z. B. wenn Musiker ihr Gewerbe auch über den Umkreis von 15
Kilomcter hinaus, aber ausschließlich auf vorgängige Beslellung ausüben) unterliegt der
Heranziehung zur Gewerbesteuer nicht.

4.

Bei entstehendem Zweifel, ob gewisse Arten von gewerblichen oder künstlerischen
Leistungen, je nachdem bei denselben ein höheres wissenschaftliches oder Kunstinteresse ob-
waltet, oder nicht (SJ. 1 Nr. 4 des Gesetzes und §. 55 der Gewerbeordnung), der Steuer
vom Gewerbebetriebe unterliegen oder nicht, ist vorentscheidend, ob dergleichen Leistungen u. s. w.
legitimationspflichtig sind oder nicht, worüber der Landrath (§F.5 des Gesetzes), in zweiter
und letzter Instanz Fürstliche Landesregierung zu befinden hat.

5.

Unter dem §. 2 Nr. 2 des Gesetzes gedachten Marktverkehr # nicht nur der Ver-kehr auf Jahrmärkten, sondern auch auf Wochenmärkten und den für besondere Gegenstände
angeordneten Märkten 6. B. Viehmärkten) zu begreifen; es ist jedoch dieser Marktver-
kehr, sowie der Verkehr in öffentlichen Ausstellungen nur soweil gewerbesleuerfrei, als er
sich auf Gegenstände beschränkt, mit welchen derselbe nach den bestehenden Marktordnungen
oder den betreffenden Ausstellungs-Programmen zulässig ist.

6.

In Bcziehung auf die Gewerbesteuer macht es in Ansehung der Entfernung von
nicht mehr als 15 Kilometer vom Wohnorte keinen Unterschied, ob der Gewerbtreibende

im Harsteuchune oder jenseits der Grenze in einem benachbarten deutschen Staate seinenWohynort hat.
Art. II.

Zu den I§. 3 und 11 des Gesebes.

In Betreff der Zulassung von Ausländern Oilugehörigen außerdeulscher Staaten)
zum Gewerbebelrieb im Unherziehen ist durchdas Gesey vom 17. Juni dieses Jahresam Beslehenden nichts geänderl. In dieser Linüch wird im Allgemeinen auf die Be-

kannlmachung des Reichlanglers vom 7. März 1877 (Centralblatt Hre das deutsche Reichvon 1877 S. 142 und Gesetzsammlung von 1877 Seite 85) verwiesen.
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Hinsichtlich des Gewerbebetriebs von Angehörigen einzelner außerdeutscher Staalen ist
durch beslehende Verträge oder Vereinbarungen (F. 3 des Gesetzes) zur Zeit Folgendes

Fusgeset«

W

*

2

 Die Angehörigen des Großherzogthums Luxemburg stehen nach den Zollvereins-
verträgen den Angebörigen deutscher Staalen völlig gleich (Vertrag vom 2. Aprll
1847, 26.,31. December 1853 und vom 20. 25. Oktober 1865 S. 7 Ciht.

sammlung von 1366) und ist deshalb die Anwendung der sämmlichen Ausnahme-
bestimmungen des F. 3 des Gesetzes au3geschlossen

 Die Angehörigen von
Frankreich (Art. 26 des Handelsvertrags vom 2. August 1862. S. 129.

Gesetsommtung von 1865 und F. 18 der Zusatzconvention vom
December 1871 S. 7 des Reichsgesetzblatto von **.7-Oesterreich i 18 des Handels= und Zollvertrags vom 9. März1

239 des Bundesgesebblatts von 1868),
der Schweiz des Handels= und Zollvertrags vom 13. Mai 1869

3 des Bundesgesetzblakts von 1869),
Portugal 4½ des Handels= und Schifahrtsvertrage, 8 2. März

 254 des Reichsgesetzblatts von 18welche selbst cder durch in ihren Diensten stehende Reisende 2 ihr Geschäft
Waareneinkäufe machen, oder Bestellungen auf Waaren suchen, sind für diese
Art des Gewerbebetriebs von der Gewerbesteuer gänzlich befreit;

Den Magchörigen des Königreichs
Italie gtt. 1 des Handelsvertrags vom 31. December 1865. S. 48

r Gesetzsammlung von 1866) und von
Großbritannien 7 ! des Handelovertrags vom 30. Mai 1865. S. 400 der Ge-

sebsammlung von 1365
sind die Rechte der meistbegünstigten Nationen zugestanden, so daß dieselben gleich
den Angehörigen der unter 2 genannten Staaten gleichfallo Anspruch darauf haben,
selbst oder durch in ihren Diensten stehende Reisende für ihr Geschäft Waaren-
einkäufe zu machen und Waarenbestellungen zu suchen, ohne der Gewerbsteuer
unterworfen zu sein.

. Dagegen * Jr diese Art des Gewerbebetriebo die Angehörigen des KönigreichsNiederlande 24 Mark
Belgien 16 —l

zu entrichten (Art. 24 des Handelsvertrags vom 31. December 1851. S. 60 der

Gesetzsammlung von 1852, resp. Ziffer 5 der Pierunge-Velauntmachung vom 23.
Februar 1655. S. 34 der Gesetzsammlung von 1855

Im Uebrigen finden die im F. 3 unter Nr. 1 und 3 des Gesetes getroffenen Be-
stimmungen auf die Angehörigen der unter 2, 3 und 4 oben genannten Staaten, ebenso
Anwendung, wie auf alle sonstigen Ausländer, zu deren Gunsten keine Verträge diese
Bestimmungen ausdrücklich ausschließen.



Art. III.

Zu 88. 5 und des Gesetzes.

Jede Anmeldung muß denVorshrssien in F. 5 des Gesetzes entsprechend enthalten:

eine genaue Boheichmug der Person, der Art und des Gegenstandes des Ge-werbebetri
die Anzahl viar eima mitzuführenden Begleiter und Fuhrwerke, und aus#erdem zur

Gewinnung der erforderlichen Grundlagen für die Steuerabmessung
die nähere Angabe über die Verrichtungen der Begleiter, die Beschaffenheit des

Fuhrwerks (ob ein= oder mebrspännig), über die Bestimmung der Transport=
mittel (ob solche zum Waarentransport oder zur Befärderung der Person und
des Geräthes u. s. w. benutzt werden sollen).

2.

Die durch den Landrath festgesetzte Gewerbesteuer ist von der Sportelkassenverwaltung
des Landrathsamtes, die durch den für den Amtebezirk Burgk committirten Beamten
gesetzte Gewerbesteuer von der Sportelkassenverwallung des dorligenIustizamies zu erbeben.

Der Landrath bez. der committirte Bramte stellt den ausgesertigten Gewerbesleuer-
schein alsbald dem Gonkroleur der betreffenden Sportelverwaltung zu, welcher denselben

in ein Controleregister einträgt und ungesäumt an den Sportelkassier abgiebt. Letterer
erhebt den festgesetzten Betrag, macht in einem besonderen Gassabuche den erforderlichen
Eintrag, quittirt über den Cimpsang der Steuer auf dem Gewerbesteuerscheine und hän-
digl denselben dem Antragsteller an

Der für den Amtsbezirk bam committirte Beamte kann, ber F'iwaiger Abwesenheit
des Controleurs, den Eintrag in das Controleregister selbst bewir

Die Ablieferung der erhobenen Gewerbesteuer an die bawrola erfolgt mittelst be-
sonderen Lieferscheins und zwar Seilen der Sportelkasse des Landrathsamtes allmonatlich,
Seiten der Sporlelkasse des Instizamtes Burgk allvierlelsährlich. Falls in dem betreffen-
den Zeitraum dergleichenSteuern nicht erhoben worden, ist ein ennschein an die *2—-kasse einzusenden. Lieferscheine resp. Vacatscheine sind vor der Einsendung durchdFührer des Controleregisters zu prüfen und bezüglich der — bez. Wustönigter.
zu attestiren.

3.

Gleichmäßig ist zu versahren, wenn ein (Gewerbetreibender im Laufe des Lhalender,
jahres Aenderungen des (hewertebrtieb. im lunherziehen eintreten lassen will (6. 6 dGesebes). In solchem Falle ist derfürdas betreffende Jahr bereits enkrichteteSren=
trag auf den in Folge der a4 e r Aenderung sesgesellen Steuersatz anzurechuen
und bleibt nur der überschießende Betrag des letzteren auf Grund der zu dem einzu-
reichenden Gewerbesteuerscheine zu bringenden, von dem kontrolirenden Beamten in das
Controleregister einzutragenden Bemerkung nachzuerheben.

4.
Da die Uebereinstimmung der gebräuchlichen Bezeichungen des Gegenstandes des
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Gewerbebetriebs in den Legitimationsscheinen einerseits und in den Gewerbesteuerscheinen
andererseits wünschenswerth ist, so ist bereits bei Ausstellung der Legitimationsscheine der

Gegenstand desbeabsichtiglenGewerbeberiebt hinlänglich genau und bestimmt zu bezeichnen.Würde dies nicht in dem Maa eschehen sein, wie es im steuerlichen Interefse
nothwendig erscheint, so ist die Veralsfallkig'# der Bezeichnung in den Gewerbesleuer-
schein aufzunehmen.

Mit Rücksicht darauf, daß der Geweri c hetrieb im Umhexziehen zucht eher begonnen
werden kann, als bis der Gewerbesleuerschein ausgehändigt ist, wird bei der Aufnahmeder Anmeldungen, bei der Ausfertigung, Eintragung und Ln euel der Gewerbe-
steuerscheine mitwirkenden Beamten die ungesäumte Erledigung ihrer desfallsigen Obliegen-
beiten noch besonders zur Pflicht gemacht

Art. IV.
Zu 8. 14 des Gesebes.

Wegen der im dritten Absat des 8. 14 des Gesetzes erwähnten Erstattung der er-
legten Gewerbesteuer im Falle einer allgemeinen Unterbrechung des Gewerbebetriebs im
Umherziehen ist zunächs Antrag beim Landrath zu stellen, welcher nach vorgängiger sach-licher Erörterung mil gutachtlicher Aeußerung darüber an Fürstliche oandehrelhchung zu
berichten und deren Enischeidung einzuholen hat.

Art. V.

Zu §§. 24, 26 und 27 des Gesetzes.
Auf die nach §. 27 den Polxibchaden und dem Aufsichlspersonal obliegende

streuge — ist das letztere von # ersteren noch besonders hinzuweisen.Sich ergebende Zuwiderhandlungen sind. wenn der Beschuldigte in Haft ist oder im Fürstenthume keinen Wohnsit hat.
alsbald bei der Justizbehörde und zwar in den gesetzlich zulässigen Fällen unter
Zuführung des Beschuldigten und der von demselben zum Gewerbebelrieb im

Unhechiehen mtgesührten Gegenstände behuss deren elwaiger Beschlagnahme6 des e

2. in —E übrigen Pilen“ beim ttn ol anzuzeigen.
Die vom Landrathe vorläufig #iirten: Geldstrafe, sowie Nachsteuer und Kosten

sind dem Angeschuldigten unter Dastimmung einer für jeden einzelnen Zall nach gsstefestzusevzenden Frist (von nicht länger als vier Wochen) unter Beobachtung der fürpoli-
zeiliche Strafverfügungen bestehenden Vorschristen anzufordern und ist vom Wbns im
Zahlungsfalle die Geldstrafe der Sportelcasse zur Vereinnahmung zu überweisen, die Nach-
steuer aber in das Register der Gewerbesleuer, sowie in das Kontroleregister eintragen
zu lassen.
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Geschieht die Zahlung innerhalb der Erist nicht, so erfolgt, nachdem das Erforder-
liche zu den Akten und in den betreffenden Registern bemerkt worden, die Abgabe an
die betreffende Justizbehörde mit dem geeigneten Antrag.

Greiz, am 19. Juni 1878.

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

J. Arnold.





Gesebssammlung
das Fürstenthum Ras Aelterer Linie.

·0

(Ausgegeben am *Juni 1875.)

i tmach vom 20. Juni 1878,
die Wä#chheh hung der rraten für deutsche Eisenbahnen unterge-

ordneter Bedentung betreffeud.

Die von dem Bundesrathe des Deutschen Neichs im Anschluß an 74 des Bahn-
polizei-Reglements vom 4. Jannar 1875 (Gesetzsammlung von 1875 S. J1) und an

die Signalordnung von demselben Tage (Gesebsamml. v. 1375 S. 59) Nr. 2 der All.
gemeinen Bestimuungen beschlossene, in Nr. 24 des Centralblattes für das Deutsche
MReich bereits publicirteBahnordnung für deulsche Eisenbahnen untergrordneter Bedentung
wird in Gemäßheit der Bestimmung in §. 55 der letzleren andurch zur öffentlichen
Kenntniß gebracht.

Greiz, am 20. Juni 1878.

Fürstlich Krußert, Landesregierung.ber.
J. Arnold.

WBahnordnung
ur

deutsche Eisenbahnen untergeordneter Bedentung.
1. Zustand der Bahn.

KC. I.
Spurweite.

Die normale Spurweite beträgt 1,435 Meter.
Zür Bahnen mit schmalerer Spur soll dieselbe 1,0 Meter oder 0,75 Meter be-

tragen; Ansnahmen hiervon sind zulässig mit Genehmigung der Landes, Aussichtsbehörde
unter Zustimmung des Reichs-Eisenbahn-Amts.

6
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5. 2.
Längengefälle.

Das bangengeslle der Bahn darf auf freier Strecke das Verhältuiß von 1: 25 inder Regel nicht überschreiten. Für die Anwendung stärkerer Gefälle ist die Genehmigung
der WWW unter Zustimmung des Reichs-Eisenbahn-Amts erforderlich.

8. 3.
Krümmungen.

Der Halbmesser der Krümmungen auf freier Strecke soll bei Bahnen mit normaler
Spur nicht kleiner als 100 Meter und bei Bahnen mit schmaler Spur ein der Spur-
weite angemessener sein.

C. 4.
Spurerweiterung.

In Krümmungen darf die Spurerweiterung bei normalspurig gebauten Bahnen das
Maß von 0,035 Meter und bei schmalspurig gebauten Bahnen ein den Krümmungen
angemessenes Maß nicht überschreiten.

 5.

Fahrbarkeit.
Die Vahn ist mit ihren sämmtlichen Rebenanlagen fortwährend in gutem baulichen

Zustand zu erhalten, dergestalt, daß dieselbe ohne Gefahr mit der für dieselbe gestatleten
hrößten Geschwindigkeit (vergl. §. 27) befahren werden kann.

*i

Normalprofil des lichten Raumes.

Sämmtliche Geleise mit normaler Spurweite, auf denen Züge- bewegt werden, sind
in solcher Breite (* - halten, daß für dieselben mindestens das in der Anlage darge-stellte Normalprofildeslichten Raumes vorhandenAbweichungen von diesem Profil, welche zans vor Bekanntmachung dieser Vor-
schriften bestanden haben, können mit Zustimmung des Reichs-Eisenbahnamts auch ferner
beibehalten werden.

Inwieweit bei Ladegeleisen normalspuriger Bahnen GEinschränkungen dieses Profils
zulass sind, bestimmt in jedem Einzelfalle die Landes-AufsichtsbehördFür schmalspurige Bahnen bleibt die Festsetzung des Pormalgrofis der Landes-Auf-
sichtsbebörde vorbehalten.

8. 7.
Einfriedigungen und Varrieren.

Ob und an welchen Stellen Schutzwehren oder andere Sicherheits-Vorrichtungen an
Wegen erforderlich sind, welche unmilkelbar neben einer mit Lokomotiven besahrenen Bahn
herlaufen oder über die letztere führen, bestimmt die Aussichtebehörde.
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Aulage.
Normalprofil

des lichten Raumes
für

deutsche Eisenbahnen untergeordneter Bedeutung
mit normaler Spurweite

für
die freie Bahn die Bahnhäfe
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In angemessener Entfernung vor den in gleicher Ebene mit der Bahn liegenden

frequenten Wegeübergängen sind Warnungstafeln aufzustellen.Werden zur Absperrung von Wegenbergängen Drahtzugbarrieren verwendet, so
müssen dieselben so eingerichtet sein, das sie mil der Hand beschlossen und geöffnet werden
können. Jeder mit Drahtzugbarrieren versebene Uebergang erhält eine Glocke, mit welcher
vor dem Niederlassen der Sperrbäume zu läuten ist.

S. 8.
Abtheilungsgeichen, Neigungszeiger und Markirzeichen.

g Bahn ist mit Abtheilungszeichen zu versehen, welche Entfernungen von ganzen
Kilometern angeben.

Die Gefällverhältnisse von mehr als 1: 200 sind in geeigneter Weise und in an-

beeessenen Abständen kenntlich zu machenwischen zusammenlaufenden Geleisen ist ein Markirzeichen anzubringen, welches die
Grenze angiebt, bis zu welcher in jedem Bahngeleise Fahrzeuge vorgeschoben werden

dürfen, ohne den Durchgang von Fahrzeugen auf dem anderen Geleise zu hindern.

II. Einrichtung und Zustand der Betriebsmittel.

8. 9.
Zustand der Betriebsmittel im Allgemeinen.

Die Betriebsmitlel sollen forlwährend in einem solchen Zustande gehalten werden,
daß die Fahrten mit der größten zulässigen Geschwindigkeit (§. 27) ohne Gefahr slatt-
finden können.

8. 10.
Prüfung der Lokomotiven vor Inbekriebnahme derselben.

Lokomotiven dürfen erst in Betrieb gesebt werden, nachdem sie einer technisch polizei-
lichen Prüfung unterworfen und als sicher befunden worden sind. Die bei der Revision
als zulässig erkannte Dampfspannung über den Druck der äußeren Atmosphäre, sowie der
Name des Fabrikanten, die laufende Fabrikuummer und das Jahr der Anfertigung müssen
in leicht erkennbarer und dauerhafter Weise an der Lokomotive bezeichnet sein.

. 11.

Periodische Lokomotiv--Revisionen.
Jede Lokomolive ist nach jeder größeren Kesselreparatur, mindestens alle drei Jahre,

einer gründlichen Revision zu unterwerfen. Bei Gelegenheit dieser Revision, welche sich
auf alle Theile der Lokomotive erstrecken muß, ist der Dampfkessel vom Maniel zu ent-
blößen und mittelst einer Druckpumpe zu prüfen. Mindestens alle drei Jahre ist auch
jeder Tender einer Revision zu unterziehen.

Hinsichtlich des bei diesen Proben anzuwendenden Druckes wird bestimmt, daß die
Prüfung für eine Dampsspannung von nicht mehr als fünf Atmosphären Ueberdruck mil
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dem zweifachen Betrage der zulässigen Maximal-Dampfspannung, bei einer Dampfspann-
ung von mehr als fünf Atmosphären mit einem Drucke, welcher die zulässige Maximal-
Dampsspannung um fünf Atmosphären übersteigt, stattfinden soll. Für diejenigen Loko-
motiven, welche bei dem Inkraftireten dieser Bestimmungen bereits vorhanden sind, ver-
bleibt es bei dem Maximaldrucke, welcher bei der ersten Prüfung Amvendung gesunden
hat, sofern der letztere niedriger ist, als der vorstehend vorgeschriebene.

Kessel, welche bei dieser Probe ihre Form bleibend ändern, dürfen in diesem Zu-
stande nicht wieder in Dienst genommen werden.

s5Px jeder Probe ist zugleich die Ventilbelastung und die Nichtigkeit des Manometers
zu prüfen.

Längslens acht Jahre nach Inbetriebstellung der Lokomotive muß eine innere Revision
des Kessels vorgenommen werden, bei welcher die Siederohre zu entfernen sind. Nach
spätestens je sechs Jahren ist diese Revision zu wiederholen.

Dee Ergebnisse der Lokomotiv-Revisionen sind in besonderen Verhandlungen zu ver-eichnen
“ Ihte bokomolive muß versehen sein:

mit mindestens zwei zuverlässigen Vorrichtungen zur Speisung des Kessels,
welche unabhängig von einander in Betrieb gesebt werden können und von
denen jede für sich während der Fahrt im Stande sein muß, das zur Speisung
erforderliche Wasser #anfähren Eine dieser Vorrichtungen muß außerdem auchgeeignet sein, beim Stillstande der Lokomotive den Wasserstand im Kessel aufder normalen Höhe zu aiaden
mit mindestens zwei von einander unabhängigen Vorrichtungen zur zuverlässi-
gen Erkennung der Wasserstandshöhe im Innern des Kessels. Bei einer dieser
Vorrichtungen muß die Höhe des Wasserstandes vom Stande des Führers,
ohne besondere Proben, sorlwährend erkennbar und eine in die Augen fallende
Marke des zulässig niedrigsten Wasserstandes angebracht sein;

. mit wenigstens zwei vorschriftsmäßigen Sicherheitsventilen, von denen das eine
so eingerichtet sein muß, daß die Belastung desselben nicht über das bestimmte
Maß gesteigert werden kann. Die Belastung dieser Sicherheitsventile ist der-

artig einmichte, daß eine vertikale Bewegung derselben von 3 Millimetereintreten
mit einer PVririchung (Manometer), welche den Druck des Dampfes zuver-
lässig und ohne Anstellung besonderer Proben fortwährend erkennen läßtl. Auf
den Zifferblättern der Manometer muß die größte aulige Dampfspannungdurch eine in die Augen fallende Marke bezeichnetsemit einer vom Stande des Führers aus zu bvonotakenien Dampfpfeife.

8. 12.
Läutewerke der Lokomotiven.

o

2

*—i

Sofern auf einer Bahnstrecke unbewachte Wegübergänge vorkommen, lind die Loko-
motiven, welche die Bahnstrecke befahren, mit helltönenden Läutewerken auszurüsten.



8. 13.
Bahnräumer, Aschkasten, Funkenfänger.

Jede Lokomotive und jeder Tender muß mit Bahnräumern, sowie erslere mit einem
verschließbaren, au dem Feuerkasten dicht anliegenden Aschkasten versehen sein. Wenn die
Beschaffenheit des zu benutzenden Brennmaterials es erfordert, sind die Lokomotiven mit
Vorrichtungen auszurüsten, durch welche der Auswurf glühender Kohlen aus dem Schorn-
stein wirksam verhütet wird.

8. 14.
Tenderbremsen.

Tenderlokomotiven und Tender müssen mit kräftigen, leicht zu handhabenden Bremsen
ausgerülstet sein.

Federn, Zugapparate, Buffer.
Alle in geschlossenen Zügen, mit Ausnahme der Arbeitszüge, gehenden Wagen müssen

auf Federn ruhen und alle Personenwagen mit elastischen Zugapparaten und an beiden
Enden mit elastischen Buffern versehen sein.

S. 16.
Spurkränze.

Sämmtliche Räder müssen mit Spurkränzen versehen sein.

S. 17.
Stärke der Radreifen.

Auf Bahnen mit normaler Spurweite muß bei Lokomoliven und Tendern die
Stärke schmiedeeiserner Radreifen mindestens 19, diejenige stählerner mindestens 15 Milli-
meter betragen; bei Wagen dagegen können schmiedeeiserne und stählerne Radreisen bis
auf 16 bezw. 12 Millimeter abgenutzt werden.

Auf schmalspurigen Bahnen muß die Stärke der schmiedeeisernen und stählernen
Nadreifen der Lokomotiven und Tender mindestens 12 Millimeter, die der Wagen mindeslens
10 Millimeter betragen.

8. 18.
Revision der Wagen.

Jeder Wagen ist mindestens alle zwei Jahre einer Fründlichen Revision zu unter-
werfen, bei welcher die Achsenlager und Federn abgenommen werden müssen.

S. 12.
Bezeichnungen an den Wagen.

Jeder Wagen muß Bezeichnungen baentaus welchen zu ersehen ist:a) die Eisenbahn, zu welcher er gehört
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bh) die Ortnungsh##n#mer. unter welcher er in den Werkstälten= und Revisions-
registern gesührt wir

c) das eigene Gewicht, ginchchuh der Achsen und Näder;
4) das größte zulässige Ladegewicht:
e) das Datum der letzten Revision.

8. 20.
Uebergang der Betriebsmittel auf Hauptbahnen.

Betriebsmittel, welche auf Bahnen übergehen, für welche das Bahnpolizei-Reglement
und die Signalordnung für die Eisenbahnen Deutschlands Geltung haben, müssen den
für diese Bahnen erlassenen Vorschristen entsprechen.

III. Einrichtungen und Maßregeln für die Handhabung des Betriebes.

8. 21.
Bahnbewachung.

Die Bahnstrecke ist mindeslens einmal an jedem Tage zu revidiren, sofern die zu-

ssioe Gelchwindigkei mehr als 20 Kilometer in der Stunde beträgt.Stellen, deren Befahrung in Rücksicht auf die örtlichen Verhälinisse besonderebonlen erfordert, insbesondere auch bei freguenten Nivcauübergängen, ist kei Anwendung
einer eschwige von mehr als 15 Kilometer in der Stunde eine Bewachung derVahnersf“ Binrendienst kann auch weiblichen Personen anvertrant werden.

Bei der Annäherung eines Zuges oder einer einzeln fahrenden Lolomolive an einen
in gleicher Ebene mit der Bahn liegenden Wegübergang, dessen Bewachung nicht vorge-
schrieben ist, hat der Lokomotivführer das Läutewerk der Lokomotive in Thätigkeit zu
setzen und darin bis nach Passiren des Wegeüberganges zu erhalten.

5. 22.
Rech sfahren.

Auf doppelgcleisigen Strecken der freien Bahn müssen die Züge in der Regel das in
ihrer Fahrtrichtung rechts liegende Geleise befahren.

5§. 23.
Stärke der Züge.

Mehr als 120 Wagenachsen dürfen in keinem Zuge befördert werden.

8. 24.
Vertheilung der Bremsen.

In jedem Zuge, welcher mit Lokomotiven bewegt wird, müssen auher den Maschinen-
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und Tenderbremsen so viel kräftig wirkende Bremsvorrichtungen angebracht und bedient
sein, daß durch die letzteren bei Neigungen der Bahn:

bis einschließlich 1100 der 12. Theil,
7 10. 117. 7. I. 300

» « ls200 « «

« » .-100 « 7. «

» « 1% 7. 5.— 77
14 4« « 40 7“ *

und bei stärkeren Neigungen die Hälfte der Räderpaare gebremst werden kann.
Erstreckt sich die flärkste Neigung zwischen zwei Stationen auf eine Bahnlänge von

weniger als 1000 Meter, so ist für die Berechnung der Bremsenzahl nicht diese, sondern
die nächst gerlngera Neigung der Strecke maßgebend.und Wagen, welche auf längeren Strecken ausschließlich durch die Schwer-kraft oder mi Hülse stehender Maschinen sich bewegen, werden die erforderlichen Sicher-
heiksvorschristen von der Landes-Aussichtsbehörde erlassen. Das Gleiche gilt auch für
Bahnen, welche nach einem außergewöhnlichen System gebam sinr und gemäß desselben
betrieben werden.

 *
Revision der Züge vor der Abfahrt.

Kein Zug darf die Station verlassen, bevor die Abfahrt von dem zuständigen Be-
amten gestaltet worden ist. Bei der insbesondere auf der Ausgangsstation vorzunehmen-
den Revision der Züge ist darauf zu achten, daß die Wagen fest zusammengekuppelt und
die Belastung in den einzelnen Wagen thunlichst gleichmähig vertheilt wird, die nöthigen
Siserrichwagen angebracht und die erforderlichen Bremsen shtnn vertheilt und
besetzt sind (§.2

8. 26.
Beleuchtung der Personenwagen.

Das Innere der Personenwagen ist während der Fahrt bei Dunkelheil und in
Tunneln, zu deren Durchfahrung mehr als zwei Minnlen gebraucht werden, angemessen
zu erleuchten.

8. 27.
Größte zulässige Fahrgeschwindigkeit.

Die größte zulässige Fahrgeschwindigkeit für Zuge und einzeln fahrende Lokomotiven
wird durch die Landes-Aussichtebehörde festgestellt. Größere Geschwindigkeiten als 30
Kilomeler in der Stunde dürfen nicht gestattet werden.

28.

Vangsamfahren.
Vahrgeschwindigkeit muß in dem zur Verhülung einer möglichen Gefahr er-Die

forderlichen Maß vermindert werden
7
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a) wenn Menschen, Thiere oder Hindernisse auf der Bahn bemerkt werden,
b) wenn das Signal zum Langsamfahren gegeben wird,
a) bei der Fahrt über Drehbrücken.

Bei der Einfahrt in Hauptbahnen, beim Einfahren in Vahnhöfe und überhaupt
beim Uebergange aus einem Geleise in das andere, muß so langsam gefahren werden,
daß der Zug auf eine Länge von 200 Meter zum Stiillstand gebracht werden kann.

5. 29.
Abfahrt der Züge.

Bei einer Bahrgeschwindigkeit von mehr als 15 Kilometer in der Stunde darf ein
Zug einem andern in derselben Richtung abgelassenen Zuge nur in Stationsdistanz folgen.

5S. 30.
Extrazüge.

Extrazüge und einzeln fahrende Maschinen, für welche den betheiligten Beamten nicht
vorher Fahrpläne mitgetheilt sind, dürfen mit keiner größeren Geschwindigkeit als 15
Kilomeker in der Stunde befördert werden. Bei Anwendung einer größeren Geschwindig-
keit müssen die betheiligten Stationen vorher von dem Abgange der Züge verständigt sein.

Die Erxtrazüge der Allerhöchsten und Höchsten Herrschaften haben behufs pünktlicher
Beförderung überall den Vorrang vor den andern Zügen.

5. 31.
Schieben der Züge.

Das Schieben der Züge, an deren Spitze sich keine sühren Lokomotive befindet,
ist nur dann zulässig, wenn die Stärke derselben nicht mehr Achsen beträgt, dervorderste Wagen gut bewacht ist und die Geschwindigkeit *# b## in der Stunde
nicht übersteigt.

5S. 32.
Begleitpersonal.

Das Begleilpersonal darf während der Fahrt nur einem Beamten untergeorduct sein.
Derselbe hat einen Fahrbericht zu führen, in welchem die Abgangs- und Ankunftazeiten
auf den einzelnen Haltepunkten und außergewöhnliche Vorkommnisse genau zu verzeichnen sind.

F. 33.
Behandlung stillstehender Lokomotiven und Wagen.

Bei angeheizten Lokomotiven soll, so lange sie still stehen, der Regulator geschlossen,
die Steuerung in Ruhe gesetzt und die Bremse angezogen sein. Die vokomotive muß

dabei ½ unter Aussicht stehen.Die ohne ausreichende Aufsicht, wie die über Nacht auf den Geleisen verbleibenden
Wagen sind durch geeignete Vorrichtungen festzuslellen.
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S. 34.
Mitfahren auf der Lokomotive.

Ohne Erlaubniß der zuständigen Beamten darf außer den durch ihren Dienst dazu
berechtigten Personen niemand auf der Lokomolive mitfahren.

5. 35.
Gebrauch der Dampfpfeife.

Der Gebrauch der Dampipfeife, sowie das Oeffnen der Cylinderhähne ist auf die

nohwendigsten Jälle zu beschräufenr Nähe einer dem ösfenlichen Verkehr dienenden Straße soll unter möglichster
- des Gebrauchs der Dampspfeife vorzugsweise das Läutewerk zur Anwendung

kommen.
5. 36.

Führung der Lokomotive.

Die Führung der Lokomotiven darf nur solchen Personen übertragen werden, welche
mindestens ein Jahr lang in einer mechanischen Werkstatt gearbeitet und nach mindestens
einjähriger Lehrzeit im Lokomotivdienst ihre Befähigung durch ein von einer deutschen
Eisenbahnverwaltung ausgeslelltes Attest nachgewiesen haben.

Heizer müssen mil der Handhabung der vokomotive mindestens so weit vertraut
sein, um dieselbe erforderlichen Falls zum Stillstand bringen zu können.

IV. Signalwesen.
S. 37.

Streckensig nale.

Auf der Bahn müssen die optischen Signale:

der s soll langsam fahren
der W soll hallen

gegeben werden können.

Zu diesem Zwecke müssen die auf den einzelnen Strecken oder an frequenten W#e
ibergenen postirten Bahnwärter mit Signalfahnen und Laternen versehen sein (§.2er Stand beweglicher Brücken muß in einer Entsernung von mindestens 300 n
aannchr. sein. So lange diese Brücken geöffnet sind, müssen die Zugäuge zu denselben,
anch wenn kein Zug erwartet wird, durch Signale abgeschlossen sein.

Es sind Einrichtungen zu treffen, welche die richtige Stellung dieser Signale für die
Dauer der Unfahrbarkeit sichern.

5. 38.
Weichensignale.

Die jedesmalige Stellung der Einfahrtsweichen muß dem Lokomotivführer durch
7
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Signale kenntlich sein, wenn nicht die Weichen durch einen sichern Verschluß unverrück-
bar festgestellt sind.

§. 33.
Zugsignale.

Jeder sich bewegende Zug muß mit Signalen versehen sein, welche bei Tage dessen
Schluß und bei Dunkelheit die Spihe und den Schluß desselben erkennen lassen. Dasselbe
gilt von einzeln fahrenden Lokomotiven.

8. 40.
Signale des Lokomolivpersonals.

Die Lokomotivführer müssen folgende Signale geben können:
1. Achtun

2. Vremsen anziehen,
3. Vremsen loslassen.

5. 41.
Elektrische Verbindung der Stationen.

Die Bahn muß mit einer elektrisch-kelegraphischen Verbindung und mit Sprechappa-
raten auf den Stationen ausgerüstet sein. Ausnahmen sind mit Genehmigung der
Aussichtsbehörde zulässig.

5. 42.
Signalordnung.

Im böbrigen bleibt die Einrichtung des Signalwesens von der Eigenartigkeit des
Betriebes auf der betreffenden Bahn abhängig.

Soweit Signale zur Anwendung kommen, müssen dieselben gemäß den Vorschriften
in der Signalordnung für die Eisenbahnen Deutschlands eingerichtet und gehandhabt werden.

V. Bestimmungen für das Publikum.

5. 43.
Aufrechthaltung der Ordnung.

Die Eisenbahnreisenden und das sonstige Publikum müssen den allgemeinen Anord-
nungen nachkommen, welche von der Bahnverwaltung behufs Aufrechthaltung der Ord-
nung beim Tranöport der Personen und Effekten getroffen werden und haben den dienfl-
lichen Anordnungen der in Uniform befindlichen oder mit einem Dienstabzeichen oder mit
einer besonderen Legitimation versehenen Bahnpolizeibeamten Folge zu leisten.

S. 44.
Halten vor den Niveauübergängen.

Sobald sich ein Zug nähert, müssen Fuhrwerke, Reiter, zußgänger, Treiber von
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Vieh- und Lastthieren bei den an den Wegeübergängen ausgestellten Warnungstafeln halten,
resp. die Bahn räumen.

. 45.
Mitführen gemeinschädlicher G stände und

Kontraventionen.
Melnrpbbts 5 Baush #

I I für bupoligei

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschristen in den 88. 43 und 44 und gegen die
sonstigen mit Genehmigung der Aussichtebehörde zur Sicherheit des Betriebes von den
Verwaltungen getroffenen Anordnungen, sowie gegen die nachfolgenden Bestimmungen des
Betriebs-Reglements für die Eisenbahnen Deutschlands vom 11. Mai 1874, welche also“
lauten:

„Feuergefährliche Gegenstände, sowie alles Gepäck, welches Flüssigkeiten und
andere Gegenstände enthält, die auf irgend eine Weise Schaden verursachen können,
inöbesondere geladene Gewehre, Schießpulver, leicht entzündbare Präparate und
andere Sachen gleicher Eigenschaft, dürfen in den Personenwagen nicht milge-
nommen werden.

Das Elenbahn-Oienstversonal ist berechtigt, sich in dieser Beziehung dienöthige Ueberzeugung zu verscha
Jägern und im ösfenilichee H stehenden Personen ist jedoch die Mit-

führung von Handmunition gestatteDer Lauf eines mitgeführten Gewehnen muß nach oben gehalten werden.“
werden mit einer Geldstrafe bis zu dreißig Mark geahndet, sofern nicht nach den allge-
meinen Strafbestimmungen eine härtere Strafe verwirkt ist.

8. 46.
Beschwerdebuch.

Auf jeder Station ist ein dem Publikum zugängliches Beschwerdebuch audzulegen.

VI. Bahnpolizeibeanite und Beaufsichtigung.

8. 47.
Bezeichnung der Bahnpolizeibeamten.

Zur Ausübung der Jabupolize sind zunächsl berufen diejenigen Personen, welche mit
den Vereichhunge betraut sindBetriebedirektoren und Oberspssgcmenkq

ObersBktncbsmlpckloIen
.BetriebsinipkktotenundBetriebs-Battistfpcktomt(Tkanspokt-Oberanspkctoken,

TranspoktchtspkktomtImddckenAfsistrntcn),
Eisenbahnbaumeister, otheilungskanmeiste und Ingenieure,Bahnkontroleure und Betriebskontroleure,Stationsvorsteher iSr t Vahiheseinspeltoren, Bahnhofsverwalter),

S—

*„
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 Stationsaufseher Hohnhoftosfehen und Stationsassistenten (Bahnhofs-In-spektionsassistentenBahnmeister unde HHulfabahunieister,

Weichensleller (Weichenwärter, Stationswärter und Hülfsweichenwärter),

Ober-Bahnwärter, Bcmwetere iGricher Schlag-, Signal-, Streckenwärter)und Hülfsbahnwärter (Beiwärt
. Zxkifsuthmflcr und Ghuctwene. (Zugfährer, zugsuhrende Schaffner, Ober-

eaffu

12. Packmeister (Güterschaffner, Gepäckschaffner),
13. Schaffner (Personenschaffner, Kondukteure),
14. Nangirmeister (Oberkoppler, Schirrmeister),
15. Wagenwärter und Bremser (Schmierer, Zugsöler),
16. Thürhüter (Portier, Perrondiener),

Nachtwaächter.
Die Bahnpolizeibeamten müssen bei Ausübung ihres Dienstes die vorgeschriebene Diensl-

uniform oder das festgestellte Dienstabzeichen tragen oder mit einer Legitimation versehen
sein.

#—a

—

——

F. 48.

Instruktion der Bahnpolizeibeamten.
Den Bahnpolizeibeamten sind von der Gisenbahnverwaltung über ihre Dienstverrich-

tungen und ihr gegenseitiges Dienstverhältniß schriftliche oder gedruckte Instruktionen zu
erkheilen.

S. 4.

Qualifikation zum Bahnpolizeibeamten.

Alle zur Ausübung der Bahnpolizei berusenen Beamten müssen mindestens 21 Jahre
alt und unbescholtenen Rufes sein, lesen und schreiben können und die sonst zu ihrem be-
sonderen Dienst erforderlichen Eigenschaften besitzen.

Die Bahnpolizeibeamten werden von der zuständigen Behörde vereidet. Sietretenalsdann in Beziehung auf die ihnen übertragenen Dienstverrichtungen dem Feclen
gegenüber in die Rechte der öffentlichen Polizeibeamten.

Die Offiziere und Mannschaften der milikärischen Formakionen für Eisenbahnzwecke sind
von obigen Vorschriften über das Alter und die Beeidigung ausgeschlossen.

S. 50.

Verhalten der Bahnpolizeibeamten.

Diejenigen Vahnpolizeibeamten, welche sich als zur Ausübung ihres Dienstes unge-
eignet geißs. müssen sofort von der Verrichtung polizeilicher Funktionen entfernt werden.ahnverwaltung ist verbunden, über jeden Bahnpolizeibcamten Personalakten—ien und fortzuführen.
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§F. 51.
Amtswirksamkeit der Bahnpolizeibeamten.

Die Amtswirksamkeit der Bahnpolizeibeamten erstreckt sich ohne Rücksicht auf den
ihnen angewiesenen Wohnsitz auf die ganze Vahn, die dazu gehörigen Anlagen und so-
weit, als solches zur Handhabung und Aufrechthaltung der auf den Eisenbahnbetrieb be-
züglichen Polizeiverordnungen erforderlich ist.

52.

Gegenseitige Unterstützung der verschiedenen Polizeibea mten.
Die Staaks= und Gemeinde-Polizeibeamten sind verpflichtet, die Bahnpolizeibeamten

auf deren Ersuchen in der Handhabung der Bahnpolizei zu unterslüten. Ebenso sind die
Vahnpolizeibeamten verbunden, den übrigen Polizeibeamten bei der Ausübung ihres Amtes
innerhalb des im vorhergehenden Paragraphen bezeichucten Gebiets Beistand zu leisten,
soweit es die den Bahnbeamten oblicgenden besonderen Pflichten zulassen.

S. 53.
Aufsichtsbehörde.

Die Aufsicht über die Ausführung der im Vorstehenden zur Sicherung des Betriebes
gegebenen Vorschriften liegt o“n) bei den unter Elacederwallunß stehenden Eijenbahnen den Eisenbahndirektionen;

b) bei den unter Privatverwaltung stehenden Eisenbahnen dem obersten Betriebe-

vriigenten oder der Eisenbahndircktion
e) den Aufchtsbehörden.

VII. Uebergangsbestimmung.
S. 54.

Soweit bei bereits bestehenden Bahnen die anzustellende Prüfung ergiebt, daß einzelne
der in diesen Vorschriften angeordneten Einrichtungen noch nicht vorhanden sind, auch
deren Herstellung ohne besondere Schwierigkeit bis zu dem im 8. 55 bestimmten Termin
sich nicht bewirken läßt, kann für dieselbe von der betreffenden Landesregierung mit Zu-
stimmung des Reichs-Eisenbabn-Amts angemessene Befristung bewilligt werden.

VIII. Schlußbestimmungen.

8. 55.
Diese Vorschriften treten mit dem 1. Juli 1878 in Krast.

Dieselben werden durch do- Ceutralblatt für das Deutsche Reich und außerdem vonden Bundeoregierungen publiz
In Rücksicht auf bssonden W- eines Bahnunternehmens können von der zu-
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ständigen Landes-Aufsichtsbehörde mit Zustimmung des Reichs-Eisenbahn-Amts Abweichungen
von einzelnen der vorstehenden und der im Betriebs-Reglement für die Eisenbahnen
Deushene vom 1. Juli 1874 enthaltenen Vorschrifen zugelassen werdDie von den Vundesregierungen oder Eisenbahnverwaltungen wriassenen Ausführungs-

bestimmungen sind dem Meiche- Eisenbahn-Amt mitzutheilen.Berlin, 12. Juni
Der Reichskanzler.

v. Bismarck.

i o-Bekanntmach vom 20. Juni 1878,
Abiun inen von Bestimmungen des Ba #molse Reglements für die Eisen-

bahnen Dausschland 8 betreffend.
Nachstehend wird eine, von dem Neicekangeer unterm 12. dieses Monatks erlassene

und im diesjährigen Centralblatte für das Deutsche Reich Seite 355 ff. abgedruckte Ve-
kanntmachung, betreffend Abänderungen von Bestimmungen des Bahn-Polizei-Reglements
far die Eisenbahnen Deutschlands, nach Maßgabe des §. 74 des vorgedachten Reglements
vom 4. Jannar 1875 (Gesebsammlung von 1875 S. 57) hierdurch noch besonders zur
öffentlichen Kenntniß gebrachGreiz, am 20. Juni 1

Fürstlich Reuß-Pl. Landeregierung.
Faber.

J. Arnold.

Bekanntmachung,
betreffend Abänderungen von Bestimmungen des Bahn-Polizei-Reglements

für die Eisenbahnen Deutschlauds.
Nach dem Beschlusse des Bundesrathes vom 6. Juni d. J. treten in den Bestim-

mungen des Bahn, Polizei. Reglements für die Eisenbahnen Deutschlands vom 4. Januar
1875 (Centralblatl für das Deutsche Reich Seile 57 ff.) mit dem 1. Juli d. J. fol-
gende Abänderungen in Kraft.

Die Paragraphen 2 bis 5, 9, 12, 13, 15, 17,1 „23 bis 29, 33, 34, 42,
46, 48, 52, 53, 66 und 68 werden durch achpehe nn n btieherigen Zifferzahlen ent-
sprechende Paragraphen ersetzt:

8. 2.
Sãmmiliche Geleise, auf denen Zge bewegt werden, sind in solcher Breile sreizu-

halten, daß mindestens das auf beigefügtem Blatte dargestellte Normalprofil des lichten
Raums sär die freie Bahn und für die Bahnböfe vorhanden ist.
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Inwieweit Abweichungen vom Normalprofil des lichten Raums zu gestatten sind,bestimmt der Bundeerath.
r kideeleisen welche nicht von durchgehenden Zügen befahren werden, kann nach

Art ihrer Benntung eine Einschränkung des Normalprofils von der Aufsichtsbehörde zu-
gelassen werden.

S. 3
Es sind Vorkehrungen zu treffen, daß die Stellung derjenigen Weichen, pee außer=

halb 7 Bahnhöfe liegen, in einer Entfernung von 300 Metern zu erkennen ist.
Die Weichen außerhalb der Bahnhöfe müssen, so lange sie nicht bewacht sind, ver-

schlossen gehalten werden.
Bei beweglichen Brücken sind Einrichtungen zu treffen, welche die richtige Stellung

der . 5. 1. gedachten Signale für die Dauer der Unfahrbarkeit sichern. In den Hauptgeleisen sind Schiebebühnen mit versenkten Geleisen unzssig Dreh-
scheiben nur in besonderen Fällen mit Genehmigung der Aussichtsbehörde zulässig.

Die Kreuzung einer Bahn durch eine andere Bahn soll außerhalb der Stationen
thunlichst nicht in gleicher Ebene der Schienen, sondern durch Ueberbrückung herge-
stellt werden.

5. 4.
Einfriedigungen müssen da angelegt werden, wo die gewöhnliche Bahnbewachung nichthiureicht, um Menschen oder Vieh vom Betreten der Bahn abzuhalten
Zwischen der Eisenbahn und Wegen, welche unmittelbar neben derselben in gleicher

Ebene oder höher liegen, sind Schuwehren erforderlich. Als solche können nach näherer
Bestimmung der Landespolizeibehörde auch Gräben mit Seitenaufwurf angesehen werden.

Die Uebergänge in gleicher Ebene mit der Bahn sind mit starken, leicht sichtbaren
Barrisren in angemessener Entfernung von der Mitte des nächsten Bahngeleises zu versehen.

Für den Abstand der geöffneten Barridrenflügel von den Geleisen sind die Bestimmungen
des K. 2. zu beachten.

Zugbarrièren mit einem mechanischen Zuge von mehr als 50 Meter Länge sind auf
Uebergänge für wenig frequente Straßen zu beschränken und müssen von dem bedienenden
Wärter übersehen werden können.

Die Zugbarrièren müssen auch mit der Hand geöffnet und geschlossen werden können.
Jebder Uebergang mit 3ugbarroren erhält eine Glocke, mit welcher vor dem Niederlassender Sperrbäume zu länte

In angemessener Ensern#ng vor den Wegeübergängen sind Warnungstafeln aufzu-
stellen, welche sogleich die Stelle des Weges bezeichnen, wo Fuhrwerke, Reiter und Vieh-

herden anhalten müssen, wenn die Barrièren deschlossen sind.
Die Bahn muß so lange bewacht woben, als noch Züge oder einzelne Lokomotiven

zu erwarten siehen.
Sämmtliche Bahnstrecken müssen durch die Wärter bei Tage mindestens dreimal und

bei Dunkelheit, sowie auf Tunnelstrecken, soweit es thunlich ist, vor jedem Zuge revidirt
werden. Ausnahmen hiervon können für einzelne Vahnlinien mit geringer Frequenz von
der Aufsichtsbehörde unter Zustimmung des Reichs-Eisenbahn-Amts zugelassen werden.

6



Bei Revision ifl insbesondere auch auf die Dienftfähigleit der Weichen zu achten.
Die Uebergangsbarrièren sind spätestens 3 Minuten vor Ankunft des Zuges zu

ließen. Ausnahmen werden durch die Aufsichtsbehörde unter Zustimmung der Landes-
polizeibehörde festgestellt.

Die Barrièren von Privatwegen, welche nicht besonders bewacht werden, sind unterVerschluß zu halten (esr. . 58.)
Die Barrièren der Niveau-Uebergänge mit geringem Verkehr können mit Genehmigung

der Landespolizeibehördeabeschlofen 1½ werden und sind auf Verlangen der Passanten
öffnen. Zu diesem Behufe erhält jede dieser Barrioren, einschließlich der ugbarrioreneinen Glockenzug, mittelst dessen das * von den Passanten verlangtw

Bei Nivcau-Uebergängen können Drehkreuze für Zußgänger angebracht * welche
jedoch nur passirt werden dürfen, wenn kein Zug in Sicht i

Varrièrendienst kann, wenn derselbe von demDienst der Geleisüberwachung ge-
treunt ist, auch weiblichen Personen anvertrautwerden.

Im Dunkeln sollen, so lange die Barridren geschlossen sind, die Uebergänge von
Chausseen, Kommunalstraßen oder Vizinalslraßen erleuchtet sein. Dasselbe gilt von sämmtlichen
Zugbarrièren, soweit sie nicht mit Genehmigung der Landespolizeibehörde geschlossen ge-
halten werden.

Auf den Bahnhöfen sind bei Dunkelheit mindestens eine halbe Stunde vor der An-
kunft und beziehungsweise Abfahrt der Züge, welche Personen befördern, die Perrons und
Anfahrten zu erleuchten.

8. 9P.

Ueber die von den Lokomotiven und den Tendern zurückgelegten Wege sind Register zu
führen. Jere Lokomolive und jeder Tender ist von Zeit zu Zeit einer gründlichen Re-
vision zu unterwerfen. Diese Revision hat jedesmal zu erfolgen, wenn dieselben einen Weg
von höchstens 100,000 Kilometer zurückgelegt haben, sowie auch bei den Lokomotiven nach
jeder größeren Kesselreparalur, niemals jedoch später als nach 3 Jahren. Bei Gelegen-
heit dieser Revision, welche sich auf alle Theile der Lokomotive erstrecken muß, ist der
Dampfkessel vom Mantel zu entblößen und mittelst einer Druckpumpe zu probiren.

Hinsichtlich der bei diesen Proben anzuwendenden Größe des Druckes wird bestimmt,daß r Prüfung für eine Dampfspannung von nicht mehr als fünf Akmosphären Ueber-
druck mit dem zweifachen Betrage der zulässigen Maximal-Dampfspannung, bei einer
Dampfsponnung von mehr als fünf Atmosphären mit einem Drucke, welcher die zulässige
Maximal-Dampfspannung um fünf Atmosphären übersteigl, stattfinden soll. Für dicjenigenLokomoliven, welche bei dem Inkrafltreten dieser Bestimmungen bereits vorhanden sind,
verbleibt es bei dem Maximaldruck, welcher bei der ersten Prüfsung (F. 8) Anwendung
gefunden hal, sofern der letztere niedriger ist als der vorflehend vorgeschriebene.

Kessel. welche bei dieser Probe ihre Jerer bleibend ändern, dürfen in diesem Zu-
stande 4 , zwieher in Dienst genommen werder Probe ist zugleich die hl- und die Richtigkeit des Manometers
zu prüf

Långltcns sJahtcnachanklkicbflellmtgdckLoIomotiocmußeiaeismekeRevision
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des Kessels vorgenommen werden, bei welcher die * zu entfernen sind. Nach
spälestens je 6 Jahren ist diese Revision zu wiederholen

Ueber die KofomoteRevisiouen sind Verpnlungen aufzunehmen, in denen die Er-
gebnis gu verzeichnenede Lokomotive 8 versehen sein:

*. mit mindestens zwei zuverlässigen Vorrichtungen zur Speisung des Kessels,
welche unabhängig von einander in Betrieb gesetzt werden können, und von
denen jede für sich während der Fahrt im Stande sein muß, das zur Speisung
erforderliche Wasser zuzuführen. Eine dieser Vorrichtungen muß außerdemge·
eignet sein, beim Stillstande der Lokomotive den Wasserstand im Ressel auf
der normalen Höhe zu erhalten;

4l mit mindestens zwei von einander unabhängigen Vorrichtungen zur zuverlässigen
Erkennung der Wasserstandshöhe im Innern des Kessels. Bei einer dieser
Vorrichtungen muß die Höhe des Wasserstandes vom Stande des Führers ohne
besondere Proben sorlwährend erkennbar und eine in die Augen fallende Marke
des zulässig niedrigsten Wasserstandes angebracht sein;

A. mit wenigstens zwei vorschriftsmäßigen Sicherheitsventilen, von welchen das
eine so eingerichtet sein soll, daß die Belastung desselben nicht über das be-
flimmte Maß gesteigert werden kann. Die Belastung dieser Sicherheitsventilest derartig einzurichten, daß denselben eine vertikale —ie von 3 Milli-
meter möglich ist;
mit einer Vorrichtung (Manometer), welche den Druck des Dampfes zuverlässig
und ohne Anstellung besonderer Proben forlwährend erkennen läßt. Auf den
Zifferblättern der Manometer muß die großte zulässige Dampfspannung durch
eine in die Augen fallende Marke bezeichnet sein;

5. mit einer Dampfpfeife.

im

*

KS. 12.

Alle nicht in Arbeitszügen gehende Wagen sollen auf Federn “2m mit elastischenZugapparaten und an beiden Enden mit elafslischen Buffern versehen ein.
Sämmtliche Räder müssen mit Spurkränzen versehen sein.Bei Lokomotiven und Tendern muß die Stärke sihreiroleizerner Radreifen mindesleus

22, diejenige stählerner mindestens 19 Millimeter betragen; bei Wagen können schmiede-
eiserne Radreifen bis auf 19 Millimeter, stählerne bis auf 16 Millimeter abgenutzt werden.

Sämmtliche Fahrzeuge müssen sich in doppelter, von einander unabhängiger Weise
so mit einander verbinden lassen, daß beim Bruch irgend eines Theiles der angespannten
Kuppelungsvorrichtung die Sicherheitskuppelung in Wirksamkeit tritt.

Ob und unter welchen Bedingungen einzelne Theile der Hauptkuppelungsvorrichtung

zu9leih für die Sicherheiskuppelung verwendet werden dürfen, unterliegt der Genehmigung.der Aufsichtsbehör
Alle anpenngen und Verbindungsvorrichtungen müssen, wenn sie berabhängen,

beim niedrigsten zulässigen Bufferslande noch mindestens 75 Millimeter von der Schienen-
oberkante enlfernt bleiben.



8.
In jedem Zuge müssen außer den Bremsen am Tender oder an der Lokomotive so

viele kräftig wirkende Bremsvorrichtungen angebracht und bedient sein, daß durch die let-
teren bei Neigungen der Bahn

bei Personenzügen, beiGöterzügen,
bis einschließlich?“x der P. Theil, der 12. Theil,

u ½ "Ua00 u « » u I

» u l 200 „ 5. i 8. u
u u s00 ? 4. u u 7. u

u ½ 1 60 ½ 3. » » u
2 u 40 u 2. u

der Räderpaare gebremset werden kann. Gemischte Zuge, # mit der Geschwindigkeit
der Versonenzüge fahren, sind hierbei als Personenzüge zu behandeln.

Erstreckt sich die stärkste Reigung zwischen zwei Stationen auf eine Bahnlänge von
weniger als 1000 Meter, so ist für die Berechnung der Bremsenzahl nicht diese, sondern
die nächst geringere Reigung dieser Strecke maßgebend.

Bei Güterzügen kann die Zahl der *bedienenden Bremsen
auf Neigungen bis einschließlich1: 60 auf den 6. Tben, undauf Neigungen bis einschließlich1: 40 auf den 5. Theil

der Räderpaare herabgeseyzt werden, wenn
die Fahrgeschwindigkeit von 18 Kilometer pro Stunde Fahrzeit nicht über-
schritten wird,

2. die Stärke des Zuges 80 Achsen nicht übersteigt,
3. dur dbreinele Kontrol-Apparate die Hahrgelchbendigtet des Zuges genau fest-

estelltVan Brchuag der Zahl der Bremsen wird hierbei eine unbeladene
Achse gleich einer halben beladenen Achse gerechnet.

Für Bahnstrecken mit Neigungen von mehr als 1: 40 sind für das Bremsen der

Züge von den Aussichtsbehörden besondere Vorschrite zu erlassen.
§. 15.Sämmtliche Personen-, Post- und Seinenen, sowie die als Schlußwagen laufen-

den Güterwagen sind mit den erforderlichen Signallaternenstützen zu versehen, welche so
anzubringen sind, daß dieselben entweder zur Seite des Wagens oder über die Decke
desselben hervorragen.

Der Abstand der Oberkante dieser Stützen über Schienenoberkante darf im ersteren
Falle höchsteno 3,000 Meter, im ledteren höchstens 3,600 Mecter betragen, während die
Milte (Vertikalachse) der Stützen im ersteren Falle höchstens Fr 00, Meter, im letzterenhöchstens 1,200 Meter von der Mitte des Wagens entfernt seind

Die Vaternenstühen müssen einen quadratisch konischen Huerschiit im Ichien von
0,046 Meter oberer und 0,035 Meter unterer Länge und Vreite bei 0,076 Meter Höhederselben erhalten und diagonal zur Achse des Wagens gestelll werden. 5½r -ue
Querschnitt des Laternenkastens, dessen Seitenflächen parallel den Wagenflächen liegen
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müssen, darf nicht über 0,250 Meter Breite und 0,280 Meter Höhe betragen, und der-
jenige des Laternenaussabes (Schornstein) nur 0,40 Meter Breite und 0,120 Meter
Höhe haben

S. 17.
Jeder Wagen ist von Zeit zu Zeit einer gründlichen Revision zu unterwersen, bei

welcher die Achsen, Lager und Federn abgenommen werden müssen. Diese Revision hat
spätestens zwei Jahre nach der ersten Ingebrauchnahme oder nach der letzten Revision zu
erfolgen, bei den Personen-, Gepäck- und Postwagen jedoch spätestens nach jedesmaliger
Zurücklegung eines Weges von 30,000 ioneerS. 1Jeder Wagen muß Vezeichnungen Sler, aus welchen zu ersehen ist:

) die Eisenbahn, zu welcher er gehört;
5b) die ———— unter welcher er in den Werkstätten= und Revisionsre-

gistern geführt wird
-) das eigene Gewicht einschlichlich der Achsen und Räder;
4) das größte Ladegewicht, mit welchem er belastet werden darf;
ec) das Datum der letzten Revision.

Jeder Personenwagen soll Merkmale erhalten, welche dem Reisenden das Auffinden
der Wagenklasse wie der beuutzten Wagenabtheilung erleichtern.

Außerdeutschen Bahnen zugehörige Wagen können von der Verwaltung der an-
schließenden deuischen Bahn, sofern dieselben von der übernehmenden Verwaltung für be-
triebssicher erachtet, ohne Rücksicht auf die Bestimmungen der §§F. 17 und 18 in den
Betrieb genommen und auf andere deutsche Bahnen übergeführt werden. Durch Staats-
verkräge in dieser Beziehung getroffeneBestimmungen werden hierdurch nicht berührt.

21.

Auf ehetche Bahnstrecken sollen die Züge das in ihrer Fahrtrichtung rechts
liegende GeleisebVereits Eesabnen Ausnahmen dürfen bis auf weiteres beibehalten werden.

Auch sind Ausnahmen zulässig bei Geleissperrungen und für Arbeitszüge nach vor-
gängiger Verständigung der benachbarten Stationen, sowie unter Verantwortlichkeit des
dienstthuenden Stationsbeamten bei Doppelstrecken in den Bahnhöfen, für Lutsololome-
tiven und für Lokomotiven, welsche zum Nachschieben eines Zuges gedient haben (siehe §. 22)

Mehr als 150 Wagenachsen sollen n feinem Eisenbahnzuge gehen. Personenzüge
sollen nicht über 100 Wagenachsen stark sein. Militärzüge und solche Güterzüge, welche
ftreckenweise zur Personenbeförderung mitbenutzt werden, dürfen mit Rãcksicht auf ihre ge-
ringe Geschwindigkeit ausnahmeweise bis 120 Woge nachen stark sein.8. 24.

Unter Beobachtung der im 8. 26 vorgeschriebenen Geschwindigkeit ist die Fahrt mit
dem Tender voran bei fahrplanmäßigen, dem öffentlichen Verkehr dienenden Zügen nur
in Ausnahmefsällen, im übrigen aber allgemein gestattet.
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Entsprechend konstruirte Tenderlokomotiven dürfen bei allen Zügen auch auf freier
Bahn vor- und rückwärts laufen.

5. 25.
Kein Zug darf vor der im veröffentlichten Fahrplan bekanntgegebenen Zeit von einer

Station abfahren.
Die Absahrt darf nicht erfolgen, bevor alle auf den Langseiten der Wagen befind-

lichenWagenahiren geschlossen sind und das für die Abfahrt bestimmte Signal gegeben ist.üge, wohin auch leer gehende Lokomotiven zu rechnen, dürfen einander nur in
Stationsdistanz folgen.

5. 26.

Die größte zulässige SFahrgeschwindigkeit wird bei Neigungen von nicht mehr als
1: 200 und Krümmungen von nicht weniger als 1000 Meter Halbmesser:

für E.i auf 75 Kilometer in der Stunde oder 1250 Meterin der Minnte;
für Güterzüge auf 45 Kilometer in der Stunde oder 750 Meter in der Minute;
für Arbeitszüge=u) im allgemeinen auf 30 Kilometer in der Stunde oder 500 Meter in der

b) wenn die sämmtlichen in denselben laufenden Wagen den Bestimmungen
im §F. 12 entsprechen, auf 45 Kilometer in der Stunde oder 750 Meter
in der Minute

festgesetzt.
ünter besonders günstigen Verhältnissen kann für Personenzüge mit Genehmigung

der Aufsichtsbehörde eine größere Geschwindigkeit bis zu 90 Kilometer in der Stunde
oder 1500 Meter in der Minute zugelassen werden.

Auf Bahnstrecken, welche stärkere Neigungen als 1: 200 und Krümmungen von
weniger als 1000 Meter Halbmesser haben, müssen die Geschwindigkeiten angemessen ver-
ringert werden. Dem Fahrpersonal sind diese Strecken unter Angabe der zulässigen
Geschwindigkeiten zu bezeichnen.

Personenzüge, welche durch Lokomoliven befördert werden, deren sämmtliche Achsen
vor der Feuerbuchse liegen, dürfen im allgemeinen nicht schneller als 45 Kilometer in der
Stunde oder 750 Meter in der Minnte fahren, jedoch sind mit Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde größere Geschwindigkeiten zulässig.

Die größte Geschwindigkeit leer rendk, Lokomotiven mit dem Schornstein voran
wird im allgemeinen auf 40 Rilomeler in der Stunde und für Lokomotiven, welche für
Beförderung von Personenzügen konstruirt sind, sofern deren Achsen nicht sämmtlich vor
der Feuerbuchse liegen, auf 50 Kilometer festgesebt. Größere Geschwindigkeiten können
mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde gestattetwerden.

Lokomotiven mit dem Tender voran dürfen nicht schneller alo 30 Kilometer in der
Stunde fahren, einerlei, ob dieselben Züge befördern oder leer fahren (cfr. §. 24).

Bei den Probefahrten der Lokomotiven kann von den die Fahrgeschwindigkeit einzeln
sahrender Lokomotiven beschränkenden Vorschriften Abstand genommen werden.

Langsamer muß gefahren werden:
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a) wenn Menschen, Thiere oder Hindernisse auf der Bahn bemerkt werden;
b) durch Weichen gegen die Spitzen derselben und über Drehbrücken;
c) wenn das Signal zum Langsamfahren gegeben wird.

In allen diesen Fällen muß so langsam gefahren werden, als die Umstände zur
Vorbengung einer möglichen Gefahr es erfordern.

27
.Bei der Einfahrt aus Haupt- in Zweigbahnen und umgekehrt, sowie überhaupt bei
dem Uebergange aus einem Geleise in das andere muß so langsam gefahren werden, daß
der Zug auf einer Länge von 200 Meter zum Stillstand gebracht werden kann.

Bahnkreuzungen in gleicher Ebene der Schienen außerhalb der Stationen (5. 3)
dürfen von den Fi en erst passirt werden, nachdem die lebteren vorher zum Stillstande
gebracht sind und von den Aussichtsbeamten die Erlauhniß zum Passiren ertheilt ist.

Bei der Kreuzung einer Hauptbahn durch eine Bahn von untergeordneter Bedeutung
genügt es, wenn im Einverständniß mit der Anfsichlobehörde die Verpflichtung de An-

haltens vor der Durchkreuzung lediglich den * der letzteren Bahn auferlegt wird.
§. 28.

Bei denjenigen Personenzügen, bei welchen eine Geschwindigkeit von 60 Kilometer
in der Stunde und darüber zur Anwendung kommen soll, müssen sich die Betriebsmittel

in einem vorzugsweise üüchigen Zustande befinden. Außerdem müssen:
ahrzeuge unter sich, sowie mit dem Tender so fest gekuppelt sein. daßsämmtliche 7 und Bufferfedern etwas angespannt sin

b) die nach F. 13 (siehe auch F. 33) erforderlichen getrensten Räderpaare um
eines vermehrt sein.

. 29.

Die schnellfahrenden Züge, sowie die Extrazüge der Allerhöchsten und Höchsten Herr-
schaften haben behufs besonders pünktlicher Beförderung Uberall den Vorrang vor den

anderen Iigen,anwieweit Eilgut mit den im §. 28 näher bezeichneten Zügen befördert werdendark,besimmet bie Aufsichtsbehörde.
S. 33.

Bei Bildung eines jeden Zuges muß sorgfältig darauf gehalten werden, daß die im
5. 13 (siehe auch §. 28) vorgeschriebene Anzahl von Bremsen sich in seltigen ain
und daß lehtere angemessen vertheilt sind. Bei Neigungen von mehr als 1 soll
der letzte Wagen eine Bremse haben.

Bevor der Zug die Abpangetaiion verläßt, ist derselbe zu revidiren und darauf zu
achten, daß die Wagen unter sich und der Tender mit dem nächstfolgenden Wagen in
doppelter Weise gehörig verkuppelt (siehe §. 12), die Verbindung zwischen den Schaffuer-
siben und der Dampfpfeise (§. 48) hergestellt, die Belastung in den einzelnen Wagen
thunlichst gleichmäßig vertheilt, die nöthigen Fahrsignale und Vaternen angebracht und.
die vorgeschriebenen Bremsen angemessen vertheilt sind. Diese Revision ist unterwegs bei
jeder Veränderung in der Zusammensetzung des Zuges und so oft der Aufenthalt es ge-
stattet, zu wiederholen.

9
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In den Personenzügen müssen die Zughaken soweit zusammengegzogen sein, daß die
Federbuffer der Wagen im Zustande der Ruhe sich berühren (siehe übrigens §F. 28). In
gemischten Züagen sind Wagen mit ungewöhnlicher Kuppelung nicht unmittelbar vor und

auch nicht unmittelbar hinter die Verlone wegen zu slellen.8.8
In jedem zur Beförderung von n-. bestimmen Zuge muß mindestens ein

Wagen ohne Passagiere zunächst auf den Tender folgen. Unter besonderen Verhältnissen
kann hiervon in einzelnen Fällen mit Zustimmung des Reichs-Eisenbahn-Amts Abstand

genommen werden.i der dem Postwagen zu gebenden Stellung ist, soweit der Bahnbetrieb dies ge-
stattet, au| die Bedürfnisse des Postdienstes Rücksicht zu nehmen, ebenmäßig ist die Ver-

wendung des Postwagens als Schutzwagen thunlichst zu vermeiden.

Die Zugführer, Schaffner und BVremser missen ein Nothsignal an den Lokomotiv=
führer geben können.

8. 46.
Die jedesmalige Stellung der Weichen in den Hauptgeleisen der Bahnhöfe muß

dem Lokomotivführer auf 150 Meter Entfernung kenntlich sein. Die hierzu dienenden
Signale müssen dergestalt mit den Weichen verbunden sein, daß sie entwender mit den-
selben zugleich ihre Stellung ändern, oder nur nach richtiger Einstellung der Weichen als

zahrsignel erscheinen können.die württembergischen Bahnen finden diese Bestimmungen bis auf weiteres nur
mit den- Modifikationen Anwendung, welche das dort bestehende Weichensystem nach dem

Ermessen der Königlich württembergischen Aussichtsbehörde erfordert.
evor das Signal zur Ein= oder Durchfahrt für den ankommenden Zug gegeben

wird und vor der Abfahrt eincs jeden Zuges ist nachzusehen, ob die Vahnstränge, welche
der ImB zu durchlaufen hat, frei und die betreffenden Weichen richtig gestellt sind (siehe

8. 1 2).l denjenigen Stationen, auf welchen eine Verbindung des Wärterpostens am Bahn-
hofs-Abschlußtelegraphen mit der Station durch elektrische Blockapparate oder Sprech-
apparate oder auf irgend einem anderen mechanischen oder elektrischen Wege nicht besteht,
sind von dem dienstthuenden Stationsbeamten für die Einfahrt der Züge optische Signale
am Telegraphenmast zu geben.
r die Weichenin Pre“ Hauptgeleisen ist eine normale Stellung alsRegel vorzuschreiben.
Zu den Hauptgeleisen sind alle diejenigen Geleise zu rechnen, welche in Ausführung

des fahrplanmäßigen Fahrdienstes von * durchfahren oder benutzt werden.
Das Begleitpersonal darf während der 4%½ nur einem, für die Ordnung und

Sicherheit des Zuges vorzugsweise verantwortlichen Beamten untergeordnet und muß so
vertheilt sein, daß dadurch die Uebersicht über den ganzen Zug mit Erkennung der Signale
und die Verständigung des Begleilpersonals mit dem Lokomotivführer ermöglicht wird.
Zur Verständigung zwischen Zugpersonal und Lokomotivführer soll bei allen Zügen eine
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mit der Dampfpfeise der Lokomotive oder mit einem Wecker an der Lokomotive ver-
bundene Zugleine oder eine andere geeignete Vorrichtung angebracht sein, welche bei Per-
sonenzügen über den ganzen Zug, bei gemischten Zügen über sämuntliche besetzte Personen-

neahe und bei Güterzügen mindestens bis zum wachthabenden Fahrbeamten geführtein muß.
§. 52.

Zur Bedienung der Lokomotive muß dieselbe mit einem Führer und einem Heizer
besetzt sein.

Die Führung der Lokomotiven darf nur solchen Personen übertragen werden, welche
mindestens 21 Jahre alt und unbescholtenen Rufes sind und ihre Befähigung als Loko-
motivführer unter Beachtung der vom Bundesrath darüber erlassenen Vorschriften nach-
Hewiesen haben.

Die Heizer müssen mit der Handhabung der Lokomotiven mindestens soweit vertraut
sein, um veschen erforderlichenfalls still= oder zurückstellen zu können.

3.5
Die Eisenbahnreisenden und das sonstige Publikum müssen den allgemeinen Anord-

mungen nachkommen, welche von der Bahnverwaltung behufs Aufrechterhaltung der Ord-
nung innerhalb des Bahngebicts und beim Transport der Personen und Effekten getroffen
werden und haben den dienstlichen Anordnungen der in Uniform befindlichen oder mit
einem Dienstabzeichen oder mit einer besonderen Legilimation versehenen Bahnpolizeibeamten
(5. 66) Folge zu leisten.

S. 6
Zur aAnbübung der Bahnpolbzeil sind i*“ folgende Eisenbahnbeamte berufen:

ebsdirektoren undOber-Ingenieure,Dalseshened und Betriebsinspektoren und Betriebs-Bauinspektoren (Transport-Ober--Inspektoren,
Transport-Inspektoren und deren Assistenten),
Eisenbahnbaumeister, Abtheilungsbaumeister und Ingenieure,

. Bahnkontroleure und Betriebskontroleure,
ferner:

 Stationsvorsteher (Stationsmeister, Bahnhofsinspektoren, Bahnhofsverwaller),
 Stationsausseher (Bahnhofsausseher) und Stationöassistenten (Bahnhofs-In-

spektionsassistenten),
Bahnmeister und Hülfsbahnmeisler,
Weichensleller (Weichenwärter, Stationswärter und Hülfsweichenwärter),
Ober-Bahnwärter, Bahnwärter (Brücken-, Schlag., Signal., Streckenwärter)
und Hülfsbahnwärter (Beiwärter

 Ober-Zugmeister und Zugmeister (Gugführer, zugführende Schaffner, Ober-
Schaffner)

12. Packmeister (Giterschaffner, Gepäckschaffner),
13. Schaffner (Personenschaffner, Kondukteure),
14. Rangirmeister (Oberkoppler, Schirrmeister),
15. Wagenwärter und Bremser (Schmierer, Zugsöler),

 Se"[Ê
—

— —
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14= hirhüten (Portier, Perrondiener),Nachtwächter.vi Vehchtochter, — müssen bei Ausübung ihres Dienfles die vorgeschriebene Dienst-

susfon oder das festgestellte Dienstabzeichen tragen oder mil einer Legitimation versehenein.

. F. 68.

Alle zur Ausübung der Vahnpolizei berufenen Beamten müssen mindestens 21 Jahre
alt und unbescholtenen Rufes sein, lesen und schreiben können und die souft zu ihrem be-
sonderen Dienst erforderlichen Eigenschaften besiben. Diese müssen bezüglich der im S. 66
Nr. 6—17 ausgeführten Bahnpolizeibeamten dem vom Vundesrath darüber erlassenenBestimmungen entsprecheDie Baalbosizesbeemnen. werden von der zuständigen Behörde vereidet. Sie treten
alsdann in Beziehung auf die ihnen übertragenen Dienstverrichtungen dem Publikum

geenüber in die Rechte der öffentlichen Polizeibeamten.Die Offiziere und Mannschaften der militärischen Formationen für Eisenbahnzwecke sind
von obigen Vorschriften über das Alter und die Beeidigung ausgeschlossen.

I.
Der S. 74 erhält folgenden Zusatz als Alinea 4:
Für die an den Grenzen Deutschlands gelegenen Strecken, welche von ausländischen

Vahnverwallungen betrieben werden, können Ausnahmen bezüglich dieses Reglements und
der Signalordnung für die Eisenbahnen Deutschlands von der betreffenden andesregier-
ung unter Zustimmung des Nehe.Eisenbahn-Amto bewilligt werden.Verlin, den 12. Juni Der Reichskanzler.

v. Biêmarck.

16. Negi s-Bekannt i 20. Juni 1878,
Abänderung der Signalordnung für die Deusschlands betreffend.

Nachstehend wird eine, im Centralblatt für das Deutsche Reich von 1878 S. 363
abgedruckte Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 12. d. M., betreffend Abänderung

der Signaloronung für die Eisenbahnen Deutschlands, in Gemäßheit der sunge !
No. 2 der Allgemeinen Bestimmungen der Signal.-Ordnung (Ges.-S. von 1875 S.

auch hierdurch zur bfemichn Kenntniß gebrachl.87Greiz, am 20. Juni

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

J. Arnold.

Beka untmachung-
betreffend Abänderung der Signalordnung für . Eisenbahnen Deutschlands.

Nach dem Beschlusse des Bundesralhs vom 6. Juni d. J. krilt bezüglich der in der
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Signal-Ordnung für die Eisenbahnen Deuschiamd vom 4. Januar 1875 (Central-Blattfür das Deulsche Reich Seite 73 ff.)unterIII. 19 und 20 aufgeführten Signale mitdem 1. Juli d. J. eine Abänderung lenn i Kraft, daß daselbst Folgendes zu setzen ist:

19. gezechung des Schlusses des Zuges ESchlußsignal).bei T bei Dunkelheit:

An der Hinterwand des letzten Wagens An der Hinterwand des letzten Wagens
eine roth und weiße runde Scheibe. in ungefährer Höhe der Buffer eine roth

leuchtende Laterne (Schlußlaterne) d auber,dem am letzten Wagen zwei nach vo
und nach hinten roth leuchtende borchnen
(Ober-Wagenlaternen).

Für einzeln fahrende Lokomotiven auf
der freien Bahnstrecke genügt eine roth
leuchtende Laterne und bei Bewegung der
Lokomotiven auf Bahnhöfen die Anbringung
einer Laterne mit weißem Lichte am Anfang
der Lokomotive und am Ende des Tenders,
bei Tender-Lokomotiven an beiden Enden
derselben.

20. Es folgt ein Extrazug nach.
bei Tage: bei Dunkelheit

Außer dem SEhuühlignol. eine grüne Signal 1mit * AMbänderung, daß
Scheibe oben auf dem lehten Wagen oder eine der beiden vorgeschriebenen Laternen
zu jeder Seite desselben. auch nach hinten grünesLicht zeigt.

Für einzeln fahrende Lokomotiven genügt
die Anbringung einer grün leuchtenden
Laterne hinten.

Verlin, den 12. Juni 1878.
Der Reichskanzler.

v. Vismarck.
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Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

66.
“((Aucgegeben am6. Juli 1878.)

17. Gesetz vom 1. Juli 1878, die Ausführung des Bundesgesetzes über
den unterstüctzungswohnsit vom 6. Juni 1870 betreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste, von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc.
verordnen in Ergänzung und Abänderung des Gesezes vom 25. Jannar 1871, die Aus-
führung des Bundesgesetzes über den Unierstützungswohnsib vom 6. Juni 1870 betreffend,
mil Zustimmung des Landtags, was folgt:

Umfang der Unterstähungepflich.8.
Jedem — dem Geltungsbereiche des diderseschee vom 6. Juni 1870 angehören-

den — hülfsbedürftigen Deutschen ist von dem zu seiner Unterstützung verpflichteten Ar-
menverbaude Obdach, der unentbehrliche Lebensunterhalt, die ersorderliche Pflege in Krank-
heitsfällen und im Falle seines Ablebeno ein angemesseneo Begräbniß zu gewähren.

Die Unterstützung kann Heeigneten Falles, so lange dieselbe in Anspruch genommen
wird, mitteist Unterbringung in einem Armen, oder Krankenbaufe, sowic mittelst Anweis-
ung der den Kräften des Hülfsbedürftigen entsprechenden Arbeiten außerhalb oder inner-
halb eines solchen Hauses gewährt werden. Gebübren für die einem Unterstützungsbe-
dürftigen geleisteten zeistlichen amvohanklnngen sind die Armenverbände zu entrichten nicht
verpflichtet.

Hinsichtlich der Beitrittopflicht zu Hüliskassen bleiben neben don reichsgeselichen auch
die landesrechtlichen resp. ortestatutarischen Vorschriften in GültigkeiDie auf anderen Titeln (Familien= und Dienstverhältuiß, #ernan, Genossenschaft,
Stiftung u. s. w.) beruhenden Verpflichtungen, einen Hülfobedürftigen zu unterstüten,
werden von denBeftimmungen dieser Verordnung nicht betroffen. Der nach dem Bundes-
gesetz vom 6.Juni 1870 zur Unterstützung verpflichtete Armenverband kann jedoch deren
Leistung durch Verufung auf einen solchen Titel nicht versagen oder beanstanden. Es

10
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bleibt demselben lediglich die Verfolgung seiner Ausprüche gegen den Verpflichteten nachgelassen.
den Autrag des Armenverbandes, der einen Hülfobedürftigen unterslützen muß,

können durch einen mit Gründen versehenen Beschluß des Landrathsamts nach Anhörung
der Vetheiltgten der Ehemann, die Ehefrau, die ehelichen Eltern, die uneheliche Mutter,
die ehelichen Kinder, sowie die unehelichen Kinder in Beziehung auf die Mutter ange-

halten werden, den Hülfsbedürftigen nachMababe ihrer gesetzlichen Verpflichtung die er-forderliche laufende Unterstützung zu gewGegen den Beschluß der Dem#n##engebrhörde steht beiden Theilen Berufung auf
den Rechtsweg zu. Erfolgt diese innerhalb 10 Tagen von dem einen oder andern Theile,
so hal der Armenverband seinen Anspruch im gerichtlichen Verfahren zu verfolgen. Ist
innerhalb dieser Frist von keinem Theile auf den Rechtsweg provocirk, so wird der Be-
schluß der Verwaltungsbehörde vorläufig vollstrecbar. Es steht jedoch dem in Anspruch
genommenen Angehörigen frei, wegen Erstattung des Geleisteten oder zuviel Geleisteten
gerichtliche Klage zu erheben. Erfolgt eine Abänderung des Beschlusses der Verwaltungs-
bebörde mittelst rechtskraftigen gerichtlichen Urtheils, so hat der Armenverband das Ge-
leistete bez. zuviel Geleistete zu erstatten; im Weigerungsfalle ist er hierzu im Aussichts-
wege anzuhalten

Halte 4 der eine solche Erstattung Fordernde die gerichtliche Klage nicht inner-
halb dreier Monate nach Zustellung des von ihm augefochtenen Beschlusses der Verwalt-
ungsbehörde angebracht, so kann er nur dasjenige zurückfordern, was er für den Zeitraum
seit Anbringung der Klage geleistet resp. zuviel geleistet h

Die Erstattung bereits verausgabter Unterstützungskosten kann ein Armenverband in
allen Fällen, in welchen es sich nicht um den Rückgriff an einen anderen Armenverband
handelt, nur im gerichtlichen Verfahren beanspruchen.

Dasselbe Verfahren findet auch überall da ausschließlich stalt, wenn ein Armenver-
band, der einen Hülfobedürftigen unterstützt, vollbürtige Geschwister desselben oder außer

den Familienangehörigen vorhandene auf Grund von Privatrechtstiteln Verpflichtete zur
Unterstützungsgewähr resp. Beitragsleistung heranzuziehen bezweckt.

Ortsarmenverbände.
2

Jeder Gemeindebezirk bildet für sich einen Ortsarmenverband, sofern er nicht einem

mehrere Gemeinden umfassenden einheitlichen Ortsarmenverbande (Gesammt= Armenverbande)
schon angehört oder nach den folgenden Bestimmungen rinwvrrleihen istDie Verwaltung der öffentlichen Armenpflege steht in den Gemeindebezirken überall
den für die Verwaltung der Gemeinde-Angelegenheiten durch die Gesetze angeordneten
Gemeindebehörden zu. Die Bestimmungen der Gemeindeordnung über die Verwaltung
der Gemeinde-Angelegenheiten, insbesondere die Bestimmungen über die Zuständigkeit des

Gemeindevorstandes und der ahesbeeraitn sind überall auch für die Verwaltungder öffentlichen Armenpflege maßgebenDie in diesem Gesetze der htur nenesßeehtn zugewiesenen Verrichlungen werden
da, wo eine gewählte Gemeindevertretung nicht besteht, von der Gemeindeversammlung
wahrgenommen.
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In den Art. 4 alinen 3 der Gemeindeordnung bezeichneten Fürstlichen Besihungen
— solange sie nicht einem bestehenden Ortsarmenverband angeschlossen sein werden —
wird Unsere Kammer die öffentliche Armenpflege verwalten; ebenso in den nach Art. 4
lebtes ulinea einen eigenen Gemeindebezirk und Ortoarmenverband bildenden Fürstlichen
Kammergütern.

In den eigene Orlsarmenverbände bildenden excommunalisirten NRittergulsbezirken
liegt die Verwallung der öffentlichen Armenpflege den Besitzern ob. Bei deren Abwesen-
heit oder sonstigen Behinderung gilt der Gutspächter eder A#ministrator solange als Ver-
walter der öffentlichen Armenpflege, als nicht ein anderer geeigneter Stellvertreter vom

Besiber dem bandrathsamte bezeichnet worden ist. Zur Benennung eines solchen und
eines für diesen in Fällen der Behinderung eintretenden Ersahmannes ist der Nitterguts-

besiper auf Aasforderung des Landrathsamtes verpflichtet.
Die bei den stattgehabten Excommunalisirungen bezüglich der Vertheilung der Tairmen-Ppflegelast hanrofsenen Abmachungen werden * degenwärtiges Geseb nicht ber#
Ueber Beschwerden eines Deutschen (. * 1 al. I) gegen den Ortsarmenverband,

in welchem er sich befindet, wegen gänzlicher oder theilweiser Verweigerung einer Unter-
stütung — weil seine Hülfsbedürftigkeit entweder gar nicht oder nicht im behaupteten
Umfange anerkannt wird — entscheidei das Landrathsamt und über den Recurs gegen

dessen Entscheidung Unsere Landesregierung.
Aufschiebende Wirkung hat ein solcher Recurs nicht. Die durch eine in der Recurs-

instanz erfolgte Entscheidung Unserer Landesregierung oder durch ein unangefochten ge-
bliebenes Decret des Landrathsamtes getreffene Feststellung der Frage über die
Hülfsbedürftigkeit des die Unterstützung eines Armenverbaudes nachsuchenden Deutschen ist
zugleich für den von dem Armenverbande, der danach die Unterstütung gewährt hat, ge-
gen einen andern deshalb zu erhebenden Regreßanspruch mahgebend und die Einrede des
auf Ersatz belangten Armenverbandeb, die Hülfsbedürftigkeit des Unterstübten sei über-
haupt nicht oder nicht im festgesetzten Umfange vorhanden gewesen, ist nicht zu beachten.

5. 4.
Auf Grund eines Beschlusses der Gemeindevertreinng können in allen Gemeinden

für die Verwaltung der offentlichen Armenpflege besondere, dem Gemeindevorstand unter-
geordnete, Kommissionen aus dem Gemeindevorstand und Mitgliedern der Gemeindever-

trelung greigurten Falles unter Zuziehung anderer Ortseinwohner, gebildet werden.Den Vorsitz in solchen Kommissionen führt der Bürgermeister bez. der Gemeinde-
vorsteher.

Die Wahl der übrigen Mitglieder steht der Gemeindevertretung zu.
8. 5.

Jedes zu einem Gemeindeamt nach Maßgabe der gemeindegesetzlichen Bestimmungen
wählbare Gemeindemitglied ist verpflichtet, eine unbesoldete Stelle in der Armenverwal-
tung zu übernehmen und drei Jahre fortzuführen.

Von dieser Verpflichtung befreien die nicht schon dem Gemeeindevorstond oder demGemeinderath angehsrigen Ortseinwohner nur folgende Gründe
10“



anhaltende Kranlheit,
Geschäfte, die eine häufige oder lang andauernde Abwesenheit mit sich bringen,
 ein Alter von 60 oder mehr Jahren,

sonstige besondere, eine gültige Enischuldigung begründende Verhältnisse, über
deren Vorhandensein von der Gemeindevertretung zu beschließen ist.

Auf Bernfung dagegen entscheidet in den Städten Unsere Landesregierung, auf dem
platten Lande der Landesausschuß mit Ausschluß der von den Städten gewählten Mit-
glieder desselben.

Außerdem kann von Staatsdienern, Reichs= und Eisenbahnbeamten die Wahl aus-
geschlagen werden.

Wer eine unbesoldere Stelle die geseblich vorgeschriebene Zeit hindurch wahrgenom=
men hat, ist E der nächstfolgenden gleich langen Zeit von der Wahrnehmung einersolchen Stelle befrei

S. 6.
Wer ohne gesehlichen Grund die Uebernahme oder fernere Wahrnehmung einer un-

besoldelen Sielle in der Armen-Verwaltung des Ortsarmenverbandes oder Gesammtarmen-
verbandes verweigert, oder sich deren Warnehmung entzieht, kaun auf drei bis sechs Jahre
des Rechtes zur Theilnahme an den Gemeindewahlen der betreffenden Gemeinde und zur
Wahrnehmung unbesoldeter Stellen verluftig erklärt und um ein #chte, bis ein Viertelstärker zu den direkten Gemeindeabgaben in derselben herangezogenwDie Beschlußfassung hierüber steht der Gemeindevertretung zu, Edt HVec bedarf
der Genehmigung der Gemeinde-Aufsichtsbebörde.

 —

*rii*s

Die Vorsteher von Korporationen und auderen juristischen Personen sind verpflichtet,
den Gemeindevorständen, sowie andern Verwaltern eines Ortsarmen= oder Gesammtarmen-
Verbandes (vergl. §. 2 vorletztes ulinen), ebenso dem Director des Landarmenverbandes
auf deren Erfordern Auskunft über den Betrag der Unlerstüthungen zu ertheilen, welche
einem Hölfsbedürftigen des Armenverbandes aus den unter ührer Verwaltung stehenden,
einem Zwecke der Wohlthätigkeit gewidmeten Fonds gewährt werden.

Vorsteher, welche diese Auskunft innerhalb einer vierzehntägigen Frist, von Empfang
der Seitens der obgedachten Stellen ergangenen Aufforderung an gerechnet, zu ertheilen
unterlassen, unterliegen einer von Unserer Landesregierung auszusprechenden Ordnungsstrafe
bis zu Dreißig Mark.

Gesammt-Armenverbände.

Orlsarmenverbände können mittelst gegenseitiger Vereinbarung als Gesammt-Armen-
verbände eingerichtet oder einem bestehenden Gesammt-Armenverbaude einverleibt werden.
Die Art der Beschlußfassung über die gemeinschaftlichen Angelegenheiten, die Vertretung
des Gesammt-Armenverbandes nach Außen, die Formen der Verwaltung und die Auf-
bringungsweise der Kosten der gemeinsamen Armenpflege sind in diesem Falle durch ein
von dem Landesausschusse zu bestätigendes Statut zu regeln, für welches nachfolgende
Bestimmungen maßgebend sind:
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Es wird für den Gesammt-Armenverband eine besondere, aus Abgeordneten der be-
treffenden Gemeinden und Armenbezirke beslehende Vertretung gebildet. Die Zahl der
von den Gemeinden und Armenbezirken zu entsendenden Abgeordneten, sowie geeigneten
Falles die Zahl der dem Abgeordneten eines Armenverbands einzuräumenden Stimmen
wird nach dem Verhältniß der von den einzelnen Ortsarmenverbäuden zu leistenden Bei-
träge zu den Kosten der gemeinfamen Armenpflege bestimmt mit der Maßgabe, daß jeder
Ortsarmenverband wenigstens einen Abgeordueten 4#½ zais hak. Die Abgeordneten

der einzeln Ortsarmenverbände, zu denen jedochin allen Fällen der Gemeindevorsteherresp. 1 Bürgermeiiser gehören muß, werden von * Gemeindevertretung auf drei bis% Jahre gewäDie rrnh des Gesammt-Armenverbands wählt einen Vorsitzenden und einen
stellvertretenden Vorsitzenden, in der Regel aus ihrer Mitte. Dem Vorsihenden kann
eineDienstunktsten Genchsdihung gewährt erden, Die erstmaligen Wahlen erfolgen unter
beitung des Landrathbamtes oder eines Beauftragten desselben unter analoger
Anwendung des ur. 79 der Gemeindcordnung durch absolute Stimmenmehrheit (Art. 86,
67 ebendaselbst). Die späteren Wahlen werden von dem Vorsitzenden des Gesammt-
Armenverbandes resp. dessen Stellvertreter geleitet.

In Beziehung auf die Verwaltung der gemeinsamen Armenpflege stehen der Ver-
tretung des Gesammt. Armenverbandes die Rechte des Gemeinderaths, dem Vorsitzenden
derselben aber die Rechte des Gemeindevorstandes zu.

Die Vertheilung der Kosten der gemeinsamen Armenpflege auf die einzelnen Orts-
armenverbände erfolgt nach Maßgabe der in ihnen aufkommenden Grund- und Einkommen-
steuer.

Dem einzelnen rttarneenerban bleibt die Aufbringung des auf ihn vertheiltenKostenbeitrags nachdenfür die betreffende Gemeinde gellenden Vorschriften über Auf-bringung der Gemeindelaßten überlassen.
Die Bestimmungen der 55. 4 bis 7 kommen auch bezüglich der Gesammt-Armen-

verbände und deren Verlretung zur Anwendung.
§. 10.

Die Wiederauflösung eines Gesammt-Armenverbandes kann nur in den Formen,
welche für die Beschlußfassung über die gemeinschaftlichen Angelegenheiten vorgeschrieben
sind und nur mit Genehmigung des Landesausschusses vorgenommen werden.

11.
Jede Einrichtung und jede Wiederauflösung eines Gesammt-Armenverbandes ist

Seitens Unserer Landesregierung in der Gesetzsammlung zu veröffentlichen.

Aussichtorecht der Landesresierung.
Die Aufsicht ber die Oitsamenverbã de 2 für die Städte durch Unsere Landesre-

gierung, für das plalte Land zunächst durß den Landesausschuß ausgeübt. Diese Auf-sicht erstreckt sich insbesondere auch darauf, daß das Vermögen der Orls= und Gesammt-
armenverbände seinen bestimmungsmäßigen Zwecken nicht entfremdet werde.



Befugnisse des kondarwenverbandes.
Der Landarmenverband ist befugt, di i Fürsorge gesetzlich anheimfallenden

Personen demjenigenDrs- beziehungsweise Gesammt-Armenverbande gegen Entschädigungzu überweisen, welcher nach §. 28 des Bundesgesetzes vom 6. Juni 1870 zur vorläufigen
Unterslähung derselben Vrssihtet ist.

Die für den Betrag der Erslattungöforderungen der Armenverbände maßgebenden
Tarife (F. 30 al. 3 des Bundesgesehes vom 6. Juni 1870) werden von dem Landes-
ausschusse aufgestellt und von Unserer Landebregierung bestätigt und veröffentlicht.

.14.
An Verhaudlungen und Beschlüssen des Landesausschusses, welche Ansprüche an den

Landarmenverband auf Gewährung oder Erstattung von Unterstützungen an Hülfsbedürf-
lige betreffen, nimmt der Vorstand des bandrathoamtes nicht Theil; den Vorsic führt
an seiner Statl, bei Slimmengleichheit mit entscheidender Stimme, ein von Unserer Regierung
jedesmal auf ein Jahr zu bestimmendes Mitglicd des Landeausschusses. Auch der Land-
armendirektor und für Fälle seiner Behinderung dessen Stellvertreter, selbst wenn Keiner
von Beiden dem Landesausschusse angehört, kann hierzu bestimmt werden.

Handelt es sich um Ansprüche oder Leistungen eines Orlsarmenverbands, als dessen
Vertreter das zum Vorsitze berusene Mitglied dem Landesausschusse angehört, so wird für
den einzelnen Fall einem andern Mitgliede der Vorsiy von Unserer Regierung übertragen.
Handelt es sich um Erstaltungsansprüche eines inländischen Armenverbandes gegen den
Landarmenverband, deren Gegenstand nicht über 10 Mark beträgt, so kann eine Depu-
tation, die sich aus dem Direltor des Verbandes und zwei Mitgliedern des Landesaus-
schusfes zusammensetzt, welche in Greiz resp. dessen Nähe wohnen und auf Vorschlag des
Ersteren mit demselben zu einer Sihung zusammentreten, über Anerkennung, Ablehnung
oder vergleichsweise Befriedigung solcher Ansprüche selbstständig Beschluß fassen.

Verfahren in Streitsachen der Armenverbände vor dem Landrathsamt.
S. 15.

Klagen gegen Ortsarmenverbände wegen bestritlener Ansprüche sind bei dem Land-
rathsamle einzureichen. In der Klagschrift ist der Armenverband, dessen Verurtheilung
verlangt wird, und — unter Darlegung der den Antrag begründenden thatsächlichen
Verhältnisse — der Gegenstand des erhobenen Anspruchs genau zu bezeichnen; es ist ins-
besondere ausdrücklich auszusprechen, ob die Uebernahme des betreffenden Hülföbedürstigen
oder welche sonstige Leistung verlangt wird.

S. 16.
Die RKlageschrift wird der Gegenpartei mit der Aufforderung zugeferligt, ihre schrift-

liche Gegenerklärung innerhalb vier Wochen nach der Zustellung einzureichen, widrigenfalls
die in der Klageschrift behaupteten Thatsachen für zugestanden und die damit überreichten
Urkunden für anerkannt würden erachtet werden.

Die Gegenerklärung wird dem klagenden Armenverbande zugefertigt, geeigneten Falles
mit der dieselbe Verwarnung enthaltenden Aufforderung, seine weilere Erklärung innerhalb
14 Tagen nach der Zustellung einzureichen. Geht eine solche weitere Erklärung ein, so wird
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sie der Oegenpartei unter gleicher Verwarnung zur Schlußerklärung innerhalb 14 Tagenzugefertig5 vorgedachten Fristen können auf Antrag der betreffenden Partei drei Male ver-
längert werden. Eine noch weitere Frislerstreckung findet nur auf Bescheinigung beson-
derer und für triftig zu erachtender Behinderungsgründe statt.

Vor Eröffnung dieses schriftlichen Verfahrens kann jedoch das Landrathsamt
in jedem ihm passend erscheinenden Falle, in welchem es sich um den Negrehauspruch
eines inländischen Armenverbandes gegen einen anderen resp. den Landarmenverband hau-
delt, die Vertreter der streitenden Armenverbände zu einem Vorbeschiede laden, in welchem
die Einreden und sonstigen Erklärungen des verklaglen Theils auf das Alagvorbringen
zunächst nach mündlichem Vortrage gehört und sodann die hiernach hervertretenden Streil-
punkte zum Zwecke einer Vergleichsherstellung eventuell nach dem Dafürhalten des
Landrathamtes bei genügender Bereitschaft der beiderseitigen VBeweismittel und bei Ein-
willigung der Parteien zur alsbaldigen Vorbereitung der Beweiserhebung und erstinstang-
lichen Entscheidung mündlich zu Protokoll erörtert werden.

Der Klageschrift und den im §. 10 geache weiteren Erklärungen der Parteien
sind die als Beweismittel in Bezug genommenen Urkunden im Original oder in Abschrift,
sowie auch die etwaige Bezeichnung von Zeugen oder Sachverständigen, welche von der
Partei als Beweismiktel gewählt sind, und der von derselben ausgehende Antrag auf

oschgung beizufügen. Von allen Schriftstücken und deren Anlagen sind Duplikate ein-
zureichela dem Schlusse des gedachten Verfahrens können neu vorgebrachte Thatsachen
und neu angezeigte Beweismittel überhaupt nur noch insoweit Berücksichtigung finden,
als die Partei, welche die Thalsachen vorbringt, resp. die Beweiomittel anzeigt, genügend
darthut, daß ihr bei dem verspäteten Vorbringen eine Schuld nicht zur Last fällt.

18.
Das Landrathöamt ist befugt, ## an Ort und Stelle zu veranlassen,

Zeugen und Sachverständige zu laden und eidlich zu vernehmen, überhaupt den ange-
tretenen Beweis in vollem Umfange zu erheben.

Hinsichtlich der Verpflichtung, sich als Zeuge oder Sachverständiger vernehmen zu
lassen, kommen die entsprechenden Jienn der bürgerlichen Proceßgesetze zur
Anwendung.

Das Landrathsamt erkennt auf die im Ungehorsamsfalle zu verhängenden Strafen,
vorbehältlich des innerhalb vierzehn Tagen nach Zuslellung des Strafbescheids zulässigen
Recurses an die Landesregierung.

Die Vollstreckung erkannter Strasen erfolgt auf Requisition des Landrathsamté durch
die Justligämter.

*1
Das Landrathsamt kann die Beweiserhebung durch eine zu dem Ende zu ersuchende

Behörde bewirken lassen.ie Beweisverhandlungen sind unter Zuziehung eines vereideten Protokollführers
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oder, wenn sie in einem anderen Deutschen Staate slattfinden, in den dort vorgeschrie-
benen Formen auszunehmen, die Parleien sind zu denselben vorzuladen.

Das Landrathsamt entscheidet mittelst schriftlichen motivirten Beschlusses, welcher den

Parten isguftele ist.Entscheidung kann auf völlige oder theilweise Abweisung des klagenden oder auf
völlige boer theilweise Verurtheilung des in Anspruch genommenen Armenverbands gerich-

tet sein. Letzteren Falls ist in der Entscheidung ausdrücklich auszusprechen, ob der Armen-
verband zur Uebernahme der betreffenden Hülfobedürftigen oder nur zu einer sonstigen
Leistung verpflichtet sein soll.

8. 20.
Die Kosten und baaren Auslagen des Verfahrens — desgleichen die baaren Aus-

lagen des obsiegenden Theils mit Einschluß der Gebühren, welche derselbe seinem Vevoll-
mächtigten resp. der Landarmenverband seinem Director, wenn dieser die Vertretung des
Verbandes im Streitversahren selbst besorgt, vorausgesetzt, daß diese betreffenden Personen
zur Ausübung der advocatorischen Praxis im hiesigen Fürstenthum zugelassen sind, zu ent-
richten hat, — sind dem unterliegenden Theile zur Last zu legen. Dieselben sind von der
erkennenden Behörde sowohl erster als zweiter Instanz — was die Kosten anlangt nach
der niedrigsten Classe der für den summarischen Proceh geltenden Taxen — zu berechnenund zu erheben; die Kosten (ohne die baaren Auslagen) sollen jedoch in reheer Justanz
mehr als 60 Mark betragen.

Die Parteien, welche sich sachwalterischer Hülse in dem bezeichneten Verfahren und
in der Rechtsmiltelinstanz bedienen, haben selbstverständlich die Versäge ihrer Anwälte
und die Gebühren der von practicirenden Sachwaltern geferligten Arbeiten und besorgten
Mühewaltungen zu tragen. Diese Gebühren und Verläge werden nach derjenigen Sportel-
taxe berechnet, welche der zu Geldwerth veranschlagte Gegenstand des Streites zufolge der
für den Civilproceß gegebenen Vorschriften an die Hand giebt.

Die Verpflichtung der unterliegenden Partei zur Erstattung von Soachwalterkaste
beschränkt sich für die 1. und 2. Instanz auf das Maß von je 40 Mar

21.

In allen Streilsachen zwischen Armenverbänden ist die unterliegende Partei verpflich-
tel, der Gegenpartei die ihr in der Bernfungsinstanz entstandenen baaren Auslagen
(vergl. §. 20) zu erstatten.

§. 22.

Alle seitherigen wit den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht übereinstimmenden Vor-
schristn n aufgehobeandlich haben 2 dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzegen und Unser Hürstliches
Insie tuifan lassen.

Gegeben Schloß Burgk, am 1. Juli 1878.

(L.S.) Heinrich XXII. hab
aber.
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.eebe am 16. Juli1

d— vom 12. Juliden echid de "#ieeichen Anlagen beschäftigten Mienee 1—
Mit Serenissimi Höchsler Genchmihnn wird auf Gruud des 8. 107 der Reichs-

Gewerbe-Ordnung zum Schutz der in gewerblichen Anlagen beschäftigten Arbeiter gegen
Gefahr für Leben en Gesundheit Folgendes augeorduet

8.Die Dampfmaschinen und Danpst ei sind in Zukuuft in einem verschließbaren
Raum in der Art aufzustellen, daß die Maschinen- und Dampfkesselwärter und Heizer allein
die Verantwortung für die sichere Bewartung übernehmen können. Jedem Unbefugten ist
der Zutritt zu den Näumen für Dammsmaschiuen und Kessel durch Anschlag zu untersagen.

Durch Elementarkräfte getriebene Achrn dürsen in gewerblichen Anlagen künstig
nur so aufgestellt werden, daß sie der Bedienungemannschaft leicht zugänglich sind.
müssen zu diesem Behufe die zu und zwischen denselben führenden Gänge bei künftigen
und soweit dies herstellbar ist, auch schon bei den vorhandenen Anlagen eine solche Breite
und Höhe erhalten, daß die Bedienungemannschaft bei Anwendung gewöhnlicher Vorsicht
nicht mit den bewegten Theilen in gefährliche Berührung kommen kann.

Die Wellenleitungen sind in zukunft thunlichst so anzubringen. daß die auf den
Riemenscheiben laufenden Riemen in vertikaler Richtung von der Decke oder von unten
nach den Arbeitsmaschinen geführt werden können.

8. 4.

Umgehende Maschinentheile, nob sondere alle Zahnräder, müssen, soweit es dieHandhabung der Maschinen zuläßt, da, wo sie im Bereich des Verkehrs der Arbeiler

liegen, mit einer Schutzbekleidung versehen fei
In den Arbeitsräumen freiliegende Wenuenleitungen, welche niedriger als

1,68 Meter über dem Fußboden liegen, müssen, soweit dies der Betrieb zuläßt, von
einer Riemenscheibe bis zur andern mit einer schüyenden Verkleidung versehen sein.

11
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An Wellenleitungen und Niemenscheiben dürfen außerhalb der die Riemenscheiben
begrenzenden Seitenebenen keine hervorragenden Schrauben, Nägel, Keile oder ähnliche
Erhöhungen vorkommen.

Treibriemen, welche niedriger als 1,88 Meter über dem Fußboden durch die
Arbeitsräume oder durch die Gänge geführt werden, müssen, soweit der Betrieb esläßt, im Vereiche des Verkehrs der Arbeiker mit einer schübenden Verkleidung versehen .

Bei Triebwerken, deren Wellenleilungen höher als 1,88 Meter über dem Fußboden
liegen, und deren Construktion die Anwendung von sogenannten Riemenwerfern zuläßt,
darf das Aufbringen der Riemen während des Betriebes nicht mit der Hand, sondern
nur mittelst Riemenwerfer geschehen.

Ist nach der Construktion des Triebwerkes die Anwendung von Riemenwerfern nicht

thunlich, so dürsen die während des Betriebs herabgefallenen Aicmen nur wieder aufge-legt werden, wenn zuvor die bezügliche Welle außer Betrieb gesetzt ist.
Ebenso dürfen Maschinentheile nur während des Situslen der Maschine geputzt,

geschmiert oder geölt werden.
5S. 7.

Kinder dürfen unter keinen Umständen in Räume, in denen sich umgehende und
freiliegende Maschinentheile befinden, während diese in Bewegung sind, zugelassen werden.

erden sie dennoch in Räumen, in denen Maschinentheile in Bewegung sind, angetroffen,
so trifft die Strafe den Arbeitgeber.

S. 8.
Arbeiler, welche ihre Beschäftigung in die unmillelbare Nähe umgehender und frei-

liegender Maschinentheile führt, dürsen während der Arbeil beziehungsweise während des
Aufenthalts bei diesen Maschinentheilen nur solche Kleidung tragen, die dem Körper und
inöbesondere den Armen eng anliegt. Namentlich ist diesen Arbeitern das Tragen von
losen Schürzen während der Arbeit resp. des Aufenthalts bei den genannten Maschinen-
theilen untersagt. Die Aleidung der weiblichen, in gleicher Weise beschäftigten Arbeiter
muß im Oberlheil und an den Armen ebenfalls eng anschließen und nach unten zu mit
einem Bande zusammengehalten sein.

4 .

Alle Räume der obgedachten Anlagen, in welchen Maschinen aufgestellt sind, müssen
während der Arbeitszeit durch Tageslicht oder künstliche Beleuchtung so erhellt sein, daß
die bewegten Maschinentheile als solche leicht erkennbar sind.

5. 10.
Die Fußbodenöffnungen für Fahrstühle und Winden sind mit festen und sicheren

Geländern zu versehen.
Die Fahrstühle dürfen nur zur Beförderung von Sachen und nicht auch von Per-

sonen benutzt werden.
F. 11.

i gewerblichen Anlagen, in welchen Koch= und Siedearbeiten mit offenen Be-
hältern vorkommen, müssen, soweit es der Betrieb zuläßt, Schutzvorrichtungen zur Ver-
hütung des Hineinstürzens der Arbeiter hergestellt sein.
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8. 12.
Das Gebäude der Gasanstalten, in welchem sich der Gasometer befindet, darf nie-

mals mit offenem Licht, sondern nur mit der Davy'schen Sicherheitslampe betreten werden.
Die Anlage von Feuerungen im Gasometergebäude ist unbedingt untersagt.

§S. 13.
In gewerblichen Anlagen, in deuen giftige Stoffe verarbeitet werden, müssen solche

in der Art abgeschlossen gewahrt werden, deß se nur Berufenen zugänglich sind.
Bei gewerblichen Anlagen muß in den *—*“ in welchen dauernd Menschen be-

schäftigt werden, soweit der Gegenstand der Fabrikation es zuläßt, für ungehinderten Zu-
tritt frischer Luft gesorgt sein.

Wo mit der Arbeit gesundheitsschädlicher Staub, üble Gerüche oder große Hitze

verbunden sind, muß, soweit der Gegenstand der Fabrikation es zuläßt, ein gräsüiger Luft-wechsel hergestellt sein. Falls solches durch einfache Oeffnungen nicht genügend hat9schehen können, muß durch mechanische Vorrichtungen (Ventilakoren, Exhaustoren) dobie
geschaffen sein.

In Arbeilsraäumen, wo sich erfahrungsgemäß in Folge des Betriebs eine schädliche
Trockenheit der Luft entwickelt, ist in gecigneter Weise für Herstellung einer angemessenen
Luftfeuchtigkeit Sorge zu tragen.

§. 5.
In den gewerblichen Anlogen in welchensich schädliche Gase oder Dämpfe entwickeln,

müssen, soweit der Betriebeszuläßt,Einrichtungen getroffen sein, welche eine nachtheilige
Einwirkung auf die Gesundheit der Arbeiter ausschließen.

Das Trocknen geleimter Ketten in den Arbeitssälen, sowie die Zuleitung der Dämpfe
nach den Trockenräumen durch die Arbeitssäle ist untersagt.

16S. 16.

Sofern sich bei einem Gewerbebetriebe oder in einer Fabrik flüssige Betriebsab-
häuge bilden, welche durch faulende Stoffe verunreinigt sind, oder gesundheitsschädliche Bei-
mischungen, z. B. Säuren, Langen, Metallsalze 2c. enthalten, ist für eine angemessene
Abführung derselben aus den Fabriklokalen mittelst dichter Rinnen- oder Nohrleitungen
Sorge zu tragen.

Die Flässigkeiten sind außerhalb der Fabrikgebäude in wasserdicht zaen zans
verdeckten Senkgruben aufzufangen und zu desinficiren. Lettere sind von Zeit

zu reinigen. In Senkbrunnen dürfen die Flüssigkeiten nur da geleitet werden, wo
keine bewohnlen Gebäude in solcher Lage oder Nähe befinden, daß das Trinkwasser der
daselbst angelegten Brunnen inficirt werden könnte.

§. 17.
Fabriklokale, in welchen sich Abgänge bei der Verarbeitung der Wolle auf Maschinen

bilden, sind von diesen Abgängen täglich zu reinigen, ebenso die Lumpensäle der Papier-
sfabriken. Die Aufbewahrung solchen Maschinenauspupes darf innerhalb der Gebäude
nur in vollkommen feuersichern Räumen, außerhalb der Gebäude nur in sicher bedeckten
Gruben stattfinden.

11“
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Jede gewerbliche Anlage und Fabrik muß mit einer ausreichenden Zahl angemessen

eingerichteter und in gehöriger Ordnung zu haltender Aborte mit gemauerten wasserdichten
Gruben versehen sein und zwar da, wo auch Arbeiterinnen beschäftigt werden, für die Ge-

sölechter getrennt.e direkte Verbindung der Aborte mit den Arbeitsräumen, so daß in lehtere üble
Aubdin ccihmnaingen vermögen, ist unstalthaft.

e Arbeiten in besonders warmen Räumen und bei leichter Bekleidung
stattfinden, ist. —* zu achten, daß die Aborte zugfrei find und von den Arbeitsräumen
aus ohne besondere Gefahr der Erkältung erreicht werden können.

Die Aborte und Pissoirs sind öfters, namentlich im Sommer (in der Zeit von Mitte
Mai bis Mitte September) täglich, durch Einstreuen von Detinfektionopulver, Ausspülen,
Scheuern, Bespreugen mit D rc. zu dezinficiren.

In allen größeren Fabriken, wo# du — während der Arbeit einen Theil der
Kleider abzulegen oder besondere Arbeitokleider anzulegen gezwungen sind, mussen geeig·
nete und angemessen eingerichtete Räume hergestellt werden, in welchen die Kleider
abgelegt und aufbewahrt werden. Hierauf ist besonders da zu halten, wo auch
weibliche Arbeiter und Kinder beschäftigt werden.

Diese Näume sind für die Geschlechter zu treunen und müssen überall da, wo die
Arbeiter in erheblicherem Maße dem Staube oder der Erhitzung ausgesetzt sind, mit aus-
reichenden Waschvorrichlungen versehen sein.

20
Können in größeren Fabriken die Arbeiter während der Mittagsstunde sich nicht

nach Hause begeben, so sind für dieselben ansreichende heizbare und angemessen eingerich-
tete Speiseräume herzustellen, während gleichzeitig geeignete Vorkehrungen zum Erwärmen
der mitgebrachten Speisen einzurichten sind.

§5. 19 erwähnten Räume können bei angemessener Größe und Einrichtung auch
als Speiseräume verwendet werden.

Ein gesundes Trinkwasser muß in % Fabriken den Arbeilern zu Gebote slehen.
Wo neben den männlichen Arbeitern- rPp Frauen und Mädchen beschäftigt werden,

ist darauf zu halten, daß die Geschlechter während der Arbeit möglichst getrennt sind.
In großen gemeinsamen Arbeitssälen ist darauf zu halten, daß die Arbeiler und Ar-
beiterinnen in gesonderten Abtheilungen *-. werden.

Betreffs der für die Arbeiterin resinec Interesse erforderlichen Nuhepausen
ist, soweit sich nicht bei einigen Industriczweigen östere, wenn auch kürzere Unterbrechungen
von selbst ergeben, im Allgemeinen dafür zu sorgen, daß bei 12stündiger oder längerer
Arbeitsdauer eine Mittagsfreistunde und Nachmittago gine Wastündige Ruhepause gewähr!
wird. Wo die Arbeit bereits Morgens um 6 oder vor 6 Uhr beginnt, ist in der Regel
auch Vorn#stag eine ½8 bis estündige Ruhepause erforderlich.

Wird die Mittagsfreistunde auf die Daner von 1 1/8 Stunde ausgedehnt, so erscheint
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eine Verkürzung der sonstigen Pausen zmiisi. 9 erfahrungsgemäß die in dieser Be-ziehung bestehenden Einrichtungen nicht genügend sind oder in Anbetracht der besonderenArt des Fabrikbetriebs sich als nachtheilig becenegesel haben, ist durch Localverordnung

das bEserderiche anzuordnen.wug für die jugendlichen Arbeiter in §. 129 der Reichsgewerbeordnung vom 21.Juni i betreffs der Freistunden und Pausen gegebenen Bestimmungen bleiben hiervon
unberührt.

8. 23.

Die Gewerbe-Unternehmer sind verpflichtet, jede in ihrer Betriebsstälte vorkommende
Verunglückung sowohl der nächst zuständigen Polizeibehörde als auch dem bestellt
werdenden besonderen Aufsichtsbeamten sofort anzuzeigen.

24.
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften des §. 5 al. 4, S. 6, S. 8 werden mit

Geldbuße bis zu 9 M., im Falle des Unvermögens mit verhällnißmähiger Hast, Zu-
widerhandlungen gegen die übrigen Vorschristen der Verordnung mit Geldbuße bis zu
100 M., im Falle des Unvermögens mit verhältnißmäßiger Haft geahndet, dafern nicht

etwa nach dem Strafgesetzbuch oder der Gewerbeordnung härtere Strafen verwirkt sind.
egen der Zuwiderhandlungen der Stellvertreter ven Gewerbetreibenden finden die

Vorschriften des §F. 151 der Gewerbeordnung eentsprechende Anwendung.
5.

Diese Verordnung tritl am 1. Oktober d. J. in Kraft, die vorgeschriebenen bau-

lichen Einrichtungen, 7 die angedeuteten Schutzvorrichtungen müssen bis zum Schluß
dieses Sahres hergestellt sFis#reiz, am 12. Juli

Fürstlich Raußenl. Landesregierung,aber.

J. Arnold.
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(ainegegeten am20.S.,1878.)
19. Gesetz#nvom 2. Juli 1878,

die Fischerei betreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste, von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 2c.
verordnen mit Zustimmung des Landtags was folgt:

1.

Dieses Gesetz findet Anwendung auf die Fischerei in allen natürlichen und Finssichen
fließenden Gewässern und in den als Anhänge solcher zu betrachtenden und damit in Ver-
bindung stehenden, oder durch Flußkorrektionobauten davon bei gewöhnlichem WMaszrstande

** Sgetremte Wasseransammlungen.Auf Teiche und andere stehende Gewässer sowie auf die im Privatbesithe befindlichen
Abzugs- und Verbindungsgräben solcher leiden gegenwärtige Bestimmungen mit Aus-
nahme der Vorschriften wegen des Verkaufs, des Feilbietens und des Versandte von
Fischen keine Anwendung.

S. 2.

Geichessene Gewässer im Sinne dieses Gesetzes sindaalle künstlich angelegten Fischteiche, mögen dieselben mit einem natürlichen Ge-
wässer in Verbindung slehen oder nicht,

2. alle solche Gewässer, denen es an einer für den Wechsel der Fische geeigneten
Verbindung fehlt.

Streitigkeiten darüber, ob ein Gewässer hiernach als ein geschlossenes anzusehen sei,
werden im Verwaltungswege entschieden.

F. 3.
Den Fischen im Sinne dieses Gesetzes sind die Krebse gleich zu achten.

KS. 4.
Die Fischerei in fließenden Gewässern sleht den Eigenthümern des Fischwassers resp.-

12

Geltungsbe-
bereich.

Filcher-
rechtigung.
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benicbigen zu, ehe in Folge landesherrlicher Verleihungen oder von Privatrechtstitelnhierzu berechtigt sind
Die bieberigen Fischereiberechtigungen bleiben unberührt.
Wo besondere Berechtigungen nicht vorhanden sind, steht das Recht zu Ansübung

der Fischerei der politischen Gemeinde zu, innerhalb deren Gemeindebezirkes das be-
treffende Gewässer gelegen ist.

aaee Die Ausübung . cbesthhenden Fischereiberechtigungen unterliegt den einschränkenden
brerchn“ Vorschriften dieses Gese- Gegen wecskanriae —m-pm der Berechtigten kann in nicht geschlossenen Ge-

wässern ne weitere Veschränkung oder gänzliche Aufhebung solcher Verechtigungen erfol-
en, welche auf die Benuhung einzelner bestimmter Fangmittel oder ständiger Fischerei-

vorrichtungen (Wehre, Zäune, —u- für Lachs und Aal, feststehender Netzvorrich-
zung, Sperrnee u. s. w.) gerichtetEine solche weitere Beschränkung len- Aufhebung kann beansprucht werden:

1. vom Staate im öffentlichen Interesse;
2. von Fischereiberechtigten und Fischereigenossenschaften in dem oberen oder unteren

Theil der Gewässer, wenn von denselben nachgewiesen wird, daß die Berechtigung
der Erhaltung und Verbesserung desSischbestandes dauernd nachtheilig ist und einem
wirlhschaftlichen Betriebe der Fischerei in den betreffenden Gewässern entgegensteht.

Ueber den Antrag entscheidet die Landesregierung nach Anhörung der Betheiligten
und vorgängiger Untersuchung durch Sachverständige.

Die zu gewährende Entschädigung muß von demjenigen geleistet werden, welcher die
Aufhebung der Berechtigung beansprucht hat.

Fischerei-Berechtigungen, welche, ohne - einem bestimmten Grundbesitze verbunden
zu sein, bisher von allen Einwohnern oder allen Angehörigen einer Gemeinde oder von

einer gewissen Klasse dieser Angehörigen ausgeübt werden konnten, sollen künftig in dem
vioherigen Umfange der politischen Gemeinde zusteheAuf Privatrechtsliteln beruhende Ficherei.Berochlugungen werden davon nicht berührt.

Gemeinden können die ihnen zustehende Fischerei nur durch besonders angestellte
Fischer oder durch Verpachtung nutzen.

Das Sreigeben des Fischfangs ist verbolen. Die Dauer der Pachtverträge darf in
der Regel nicht unter sechs Jahren bestimmt werden, Ausnahmen können unter besonderen
Umständen! von der Aussichtsbehörde zugelassen werden.

Die Treunung der einer Gemeinde zustehenden zusammenhängenden Fischwasser in

ziuwelnePachtbegirke bedari der Genchmigung der Aussichtsbehörde, welche darauf zu sehendaß einer unwirhhschaftlichen Zerstückelung der Fischerei vorgebeugt wird.
Die Aufsichtsbehörde ist befugt, zu bestimmen, welche Zahl der zulässigen Fanggeräthe

in jedem Pachtbezirke nicht überschritten werden darf.
Sind zwei oder mehrere Gemeinden in den ihre Gemarkung begrenzenden Gewässern

gemeinsam berechtigt, so können sie die Fischerei nur auf gemeinschaftliche Rechnung nutzen.
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Ist eine Einigung der Gemeinden ber die Art der Nutzung nicht zu erreichen, so
steht die Entscheidung darüber der Aussichtsbehörde zu.

Asterverpachtungen sind nicht zulässig

Das Recht zum Fischen kommt während der Ueberfluthung der Ufer auch außerhalb
der letzteren dem Fischereiberechtigten zu, dafern dessen Ausübung ohne Beschädigung des
Grundeigenthumes geschehen kann und unter der Verpflichtung zum Ersatze jedes etwa

verursahien Schadenie nach dem Rücktritte des Wassers innerhalb seines Grundeigenthums zurückgebliebenen
Fische zu fangen und sich zuzueignen, steht zwar jedem Eigenthümer zu; es ist ihm jedoch
jede Vorrichtung untersagt, wodurch das Wiederabfließen des ausgetretenen Wassers oder
das Zurückgehen der Fische in den normalen Masserlauf gehindert wird.

Behufs geregelter Aufsichtsführung und gemeinschaftlicher Maßregeln zum Schupze des
Fischbestandes und, sofern die Voraussetzungen des F. 11. zutreffen, auch behufs gemein-
schaftlicher Bewirthschaftung und Benuhung der Fischwasser können die Berechtigten eines
größeren zusammenhängenden Sischerei-Gebiete auf Grund Landesherrlich zu geneh-
migender Statuten oder, wenn das Genossenschaftsgebiet sich über verschiedene Siaals-
gebiete erstrecken soll, auf Grund abgeschlossener Staatsverträge und der durch solche ge-
nehmigten Statuten zu einer Genossenschaft vereinigt werden, welche durch einen von sämmt-
lichen t nach näherer statutarischer Vorschrift zu wählenden Vorstand vertreten wird.

Ueber die Genossenschaftsbildung und das Genossenschaftsstatut sind die Verechtigten
und ist im Falle des Widerspruchs auch nur eines derselben der Landesausschuf vor der

Genehmigung des betreffenden Statuts zu i*m½r
Eine Ausdehnung des Oimostenlhoascehma auf die gemeinschaftliche Bewirthschaftung

und Benutzung der Fischwasser kann nur auf Antrag eines oder mehrerer Betheiligten er-
folgen. Dieselbe ist zulässig:

wenn entweder die sämmtlichen Vetheiligten zustimmen,
2. oder in Beschränkung auf die der Genossenschaft angehörigen Gewässer, sofern die

Fischerei in denselben ausschließlich den Besiczern der anliegenden Grundstücke zusteht
und der selbstständige Fischercibetrieb der einzelnen Anlieger mit einer wirthschaft-
lichen Fischerei-Rutzung der Gewässer im Ganzen unvereinbar ist. In diesem FJalle
ist bei dem Widerspruche auch nur Eines Berechtigten die Zustimmung des Landes-
ausschusses erforderlich.

Wird über den Maßstab für die Vertheilung der Einkünfte aus der gemeinschaftlichen

Pichereinuhune eine Vereinbarung unter den Betheiligten nicht erzielt, so ist derselbe durch
Schätung der einzelnen #aüheite am Fischwasser zu ermitteln. Das Nähere hierüber be-stimmt das Genossenschafts-Statut

8. 12.
Aenderungen des Genossenschafts. Staluts unterliegen denselben Gültigkeitserfordernissen,

welche für die ursprüngliche Errichtung vorgeschrieben sind.
12“

Genossen-
schaften.
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§. 13.
Fischkorlen. Wer die HBischerei in den Revieren anderer Verechtigten oder über die Grenzen der

eigenen Berechtigung hinaus betreiben will, muß mit einer vorschriftsmäßigen Fischkarte ver-
sehen sein, welche er bei Ausübung der Fischerei zu seiner Legitimation stets mit sich zu
führen und auf Verlangen des Aufsichtspersonals und der Polizeibeamten vorzuzeigen hat.

14
Die Fischkarten dürfen Armenhausbewohnern und Almosenpercipienten nicht ausge-

stellt werden, ebensowenig denjenigen, welche wegen Diebstahls, einschließlich des Felddieb-
stahls, Forstdiebstahls, Wilddiebstahlo, Fischdiebstahls oder wegen wiederholter Zuwider-
handlung gegen fischereipolizeiliche Vorschriften innerhalb der letzten fünf Jahre gestraft sind.

Ist eine Fischkarte vorstehenden Voraussehungen zuwider ausgestellt, oder tritt die
Voraussetzung, unter welcher eine Fischkarte zu verweigern ist, nach deren Ausstellung ein,
so ist durch Beschluß des Landrathsamts die Fischkarke für ungültig zu erklären und ein-
zuziehen.

8. 15.
Zur Ausstellung einer Fischkarte sind nur der Fischerei-Berechtigte und der Fischerei-

Nächter innerhalb der Grenzen ihrer Berechtigung befugt. Soweit in genossenschastlichen
Revieren eine gemeinschaftliche Bewirthschaftung und Nutung der Fischwasser stattfindet,

tritt vder Vorstand der Genossenschaft an die Stelle der einzelnen Berechtigten.Die Fischkarte muß auf die Person, auf ein oder mehrere bestimmt bezeichnete Ge-
wässer und auf bestimmte Zeit, welche den Zeilraum dreier Jahre nicht überschreiten darf,
auten. Sie kann Beschränkungen in der Ausübung der Fischerei z. B. in Beziehung

auf die Art und Zahl der Fanggeräthe euthalten.

hischta bedürfen der Beglaubigung, und zwa. für den Fischereibetrieb in den zu genbstenschaftichen Revieren gehörigen Ge-
wässern durch den zur Handhabung der Sischereiaufsicht berufenen Genossen-
schafts-Vorsland;

2. für den Sischereibetrieb in den übrigen #nässern durch diejenige Ortspolizei-behörde, in deren Bezirk der AusstellerwAusgenommen von dieser Vorschrift sind, soweit k für genossenschaftliche Reviere
durch das Statut etwas Anderes bestimmt ist, diejenigen Fischkarten, welche von einer
öfentlichen Behörde, von einem öffentlichen Beamten innerhalb seiner Amtsbefugnisse,
einem Gemeindevorstande oder dem zur Beglaubigung der Erlaubnißscheine berufenen
Vorstande einer Fischerei-Genossenschaft selbst ausgestellt sind

Die Beglaubigung der Fischkarte bezieht sich nur auf die Unterschrift des Ausstellers
und enthält kein Anerkenntniß für die Berechtigung desselben.

Für die Beglaubigung einer Nischkarte ist eine Gebühr von 25 Pfennigen zu ent-
richten.

8. 18.
Aüeunge. Wer die Fischerei aus eigenem Rechte, als angestellter Fischer oder als

Pächter in nicht geschlossenen Gewässern belreiben will, hat davon dem betreffen-
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den Gemeindevorstande, in genossenschaftlichen Revieren aber dem Genossenschaftsvorstande
vorber Anzeige zu machen, erhält hierüber kosteufrei eine Bescheinigung (Verechtigungs-
schein) und hat dieselbe beim Fischen stets bei sich zu führen.

Das bei dem Fischen in Gegenwart des Fischerei-Berechtigten, des Fischerei-Pächters
oder des Inhabers einer Fischkarke beschäftigte Hülfopersonal bedarf keiner Legitimation.

Die ohne Beisein des Sischers zum Pange aliegendenzhlherzeuge müssen mit nh
einem Kennzeichen versehen sein, durch welches die PersondesZischers ermittelt werden Ehtkann. Ueber die Art der Keunzeichnung 7 die näheren Boacher je nachBedürf.e nn
niß durch Genossenschaftostatute oder im Wege der Polizeiverordnung zu erlassen.

Die Breite der Gewässer darf zum Zwecke des Fischfangs durch ständige Fischerei. Beseitkaung
vorrichtungen niemals auf mehr, als die Hälfte der Wasserfläche, bei gewöhnlichem nied- r den
rigen Wasserstande vom User aus gemessen, für den Wechsel der Fische versperrt werden. der
Solche Vorrichtungen dürsen nicht so nahe an einander angebracht sein, daß der Zug der

Fische daduh behindert wird.
Diese Vorschriftenfünen in ——. r inseren — als in demnenn ein gleiches Vorgehen beobachtet wird, auch istdieLandesregierung ermäch-

tigt, dieselben zeitweilig * solche Gewässer aher Kaast zu setzen, welche streckenweise
Unserer Hoheit nicht unterworfen sind.

Die bereits bestehenden ständigen #Fischereivorrichtungen unterliegen, vorbehältlich der
Bestimmungen in §F. 5, diesen Vorschriften nicht, wenn mit denselben eine auf dieses be-
sondere Fangmittel gerichtele Fischereiberechtigung verbunden ist; im andern Fall müssen
dieselben, soweit sie den Vorschriften dieses §. nicht entsprechen, längstens binnen 2 Jahren
nach Erlaß dieses Gesetzes von den Besitzern, welche dazu erforderlichen Falls im Ver-
waltungswege anzuhalten sind, abgeändert werden.

Beim Zischfang ist die Anwendung schädlicher oder explodirender Stoffe Cistiger Vete, #ch
Köder oder Mittel zur Betänbung, Verwundung oder Vernichtung der Fische, Spreng= mittel.

patronen oder anderer Sprengmittel u. s. unverboten.

Im Verordnungswege wird vorgeschrieeben ditteheir
.. Fiel-heFische mit Rücksicht auf ihr Maß oder Gewicht nicht gefangen werden Ir schriften.

ürfen;

zu welchen Tages= und Jahresgeiten die Fischerei überhaupt oder in gewissen
Erstreckungen der Gewässer oder bezüglich gewisser Fangarten oder Fischgat-
tungen verboten sein soll;
welche Fangarten und welche Arten von Fanggeräthen beim Fischfange nicht

do
3.

angewendet werden dürfen;
4. von welcher Veschaffenheit die erlaubten Fanggeräthe sein müssen, und mit

welchen Beschränkungen die letzteren zum Fischfange gebraucht werden können;
5. welche Ordnung von den Fischern zur Vermeidung gegenseitiger Störungen,



ferner im Interesse des öffentlichen Verkehrs und endlich gegenüber den Auf-
sichtsbeamten und zur Erleichterung der Aufsichtsführung zu beobachten ist;

6. in welchen Jahreszeiten und an welchen Orten die Werbung der Wasserge-
wächse verboten sein soll.

Für Uebertretungen kann Geldstrafe bis zu 150 M. oder Haft und die Einziehung.

der bei Ausübung der Fischerei angemendeten zuenieniuen Fanggeräthe angedroht werden.erührt von den unter Ziffer3 gedachten Vorschriften bleiben woblerworbene
i auf Benutung eines beslimmten hangmiteel, wenn der Verechtigte nur mit

diesem Fangmittel die Fischerei ausüben darf
—xm Bischsaamen ingleichen Hische, deren *zur Zeit oder mit Rücksicht auf ihr Maß

oder Gewicht überhaupt vexboten ist, sind, wenn sie lebend in die Gewalt des Füchers
fallen, sofort mit der zu ihrer Erhallung erforderlichen Vorsicht wieder in das Wasser
zu setzen.

5. 25.
Fischsaamen und Fische, welche das Maaß oder Gewicht, unter welchem deren Fang

verboten ist, nicht haben, dürsen weder feilgeboten, noch verkauft, noch versandt werden,
ohne Unterschied, ob sie aus geschlossenen oder nicht geschlossenen Gewässern gewonnen sind.

Auf Fischsaamen und 7in den Fischzucht-Anstalten finden die Vorschriftender §§. 24 und 25 keine Anwendu
Auch kann im Interesse wiisenshaftlcher Untersuchungen oder gemeinnüßiger Ver-

suche und für Zwecke der künstlichen Fischzucht, — soweit erforderlich, unter geeigneten
Controlmaßregeln, — die Aussichtsbehörde nahmen von den Vorschriften der 55. 24
und 25 gestatten.

Den Vesibern geschlossener Gewässer (8. 2) in das Feilbieten, der Verkauf und
Versandt von jungen Sehlingen zu * gestattet

Während der Dauer der Schonzeiten nii die durch dieses Gesetz nicht beseilig-
ten ständigen lschreivorrichtunden (5§. 5 und 21) in nicht geschlossenen Gewässern hin-
zeher oder abgestelltDie Besitzer derselben 8 dazu ersorderlichen Falls im Verwaltungswege anzuhalten.

Schonreviere. Nach Anhörung der betheiligten Sicen Verchigt und in genossenschaftlichen
Revieren nach Anhörung des Genossenschafts-Vorstandes können zu Schonrevieren er-
llärt werden:

solche Strecken der Gewässer, welche nach sachverständigem Ermessen
vorzugsweise geeignete Pläbe zum Laichen der HSische und zur Ent-
wickelung der jungen Brut bieten.

Die Feststellung der Schomreviere erfolgt durch Verfügung der Landesregierung.
Die betreffende Verfügung it durch öffentliche Bekanntmachung zur Kenntnih derBekheiligten zu bringen; auch sind die Schonrevierc, soweit es die Oertlichkeit gestattet,

durch Ausstellung besonderer Zeichen erkennbar zu machen.
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5. 29.
In Schonrevieren ist jede Art des Zischfanges untersagt, welche nicht für Zwecke

der Schonung oder andere gemeinnützige oder wirthschasftliche Zwecke von der Aufsichts-
behörde angeordnet oder gestattet wird.

In den Schonrevieren muß gegen volle Entschädigung für die den Berechtigten da-
durch entzogene Nutzung die Räumung, das Mähan von Schilf und Gras, die Ausführ-ung von Sand, Steinen, Schlamm u. f. w. und jede anderweite, die Fortpflanzung der

Fische gefährdende Störung während der Laichzeit der vorherrschenden Fischgattungen unter-
bleiben, soweit es die Interessen der Vorfluth und der Landeseultur gestatten. Das
Nähere hierüber, über die Beaufsichtigung und den Schutz der Schonreviere ist erforder-
lichen Falls durch cin von der Landesregierung zu erlassendes Regulativ festzustellen.

Zu Schonrevieren sollen vorzugsweise solche Strecken der Gewässer erklärt werden,
in welchen der Fürstlichen Kammer oder politischen Gemeinden die ausschließliche Fischerei
zusteht. In diesen Fällen wird eine Entschädigung für die entzogene Ausübung der

Ulscheri n den Schonrevieren nicht gewährt.6jedoch zu Erhaltung oder Verbesserung des Fischbestandes nothwendig, auchandere hdn in die Schonreviere aufzunehmen, so ruht die Ausübung der darauf
ruhenden Gischereiberechtigungen auf die Dauer, während welcher die betreffenden Gewässer
als Schoureviere bestehen und muß den Berechtigten für die entzogene Nutzung volle
Entschädigung auf den fraglichen Zeitraum gewährt werden. Erfolgt die Feststellung eines
Schoureviers auf Antrag, so ist der Antragsteller zur Zahlung der Enlschädigung ver-
pflichtet; in anderen Fällen wird dieselbe au „Staatamitteln gewährt.

Ist die Beibehaltung eines # rrbes nicht mehr erforderlich, so ist dasselbe
durch Verfügung der Landesregierung wieder aufzuheben. In diesem Falle treten rück.
sichtlich des Fischfangs die früheren Nechtsverhältrist wieder ein.

Wer nach Erlaß dieses Gesebes in einem der Herrschaft desselben unterworfenen
natürlichen Gewässer Wehre, Schleusen, Dämme oder andere Wasserwerke an Stellen,
wo bioher der Zug der Wanderfische unbehindert war, anlegt, kann verpflichtet werden,
auf seine Kosten Fischpässe auszuführen und zu unterhalten.

Ueber das Bedürfniß der Herstellung, sowie über die Art der erforderlichen Ein-
richtungen und ihre Benuhung bestimmt nach vorgängiger sachverständiger Untersuchung
diejenige Behörde, deren Genehmigung die auczuführenden Wasserwerke bedürfen.

Besitzer von Wehren, Schleusen, Dämmen oder anderen Wasserwerken in natürlichen
Gewässern, durch welche der Zug der Wanderfische versperrt oder erheblich beeinträchtigt

wird, find verpflichtet, die Herstellung von Fischpässen zu dulden, wenn
. die Anlage vom Staate im öffentlichen Interesse beabsichtigt wird; oder". Personen oder Genossenschaften, welche in dem oberen oder unteren Theile des

Gewässers fischereiberechtigt sind, die Anlage auszuführen beabsichtigen und der

Fischpässe.



von ihnen vorgelegte Bauplan von demiibretent nach zuvoriger An-hörung der Stauberechtigten genehmigt ist. G.3
. 35.

Di Vorschriften der 88. 33 und 34 finden keine Anwendung
. aak künstlich angelegte Wasserzüge, welche Ausnahme sich auch auf natürliche

ewässer, wenn und soweit sie ummsttelbar Zubehörungen oder Theile einesssu Wasserzugs biiheneerstre2. auf diejenigen Wasserwerke Giechn eshliuhen, Siele 2c.), welche zum
Schutze von Niederungen gegen die von Außen andringenden Fluthen angelegt
sind oder angelegt werden.

Werden durch die im F. 34 bezeichdie Unlahen nutzbare Stauberechtigungen be-
einträchtigt, so ist dafür von dem Unternehmer der Anlage volle Entschädigung zu ge-
währen. Dagegen wird für den etwaigen durch Anlegung eines Fischpasses veranlaßten
Minderwerth der Fischerei keine Entschädigung geleistet. Der Anspruch auf Entschädigung
für Schäden, welche durch dergleichen Anlagen den Stauberechtigten an ihren Stauwerken
erst späterhin entstehen, wird dadurch nicht ausgeschlossen; die Ermitlelung und Fest-
stellung für betreffende Schäden hat jedoch erst später je nach deren Entstehung besonders
zu erfolgen.

8. 37.

Die Ausführung eines Fischpasses durch hzischrreiVerachigte oder Genossenschaftenbedarf in allen Zällen der Genehmigung des Landrathsamts, welches bei Prüfung des
Bauplans nicht allein die polizeilichen Interessen wahrzunehmen, sondern auch darauf zu
sehen hat, daß bei Anlage des Fischpasses wider den Willen des Stauberechtigten -
Maß des Nothwendigen nicht überschritten wird.

38.
Zu den von Staatswegen oder nach Maßgabe eines vom Landrathsamt genehmigten

Bauplans von FZischerei-Berechligten auszuführenden Gischpässen muß der erforderliche
rund und Boden von dem Eigenthümer desselben gegen volle,von dem Unternehmer

der Anlage zu gewährende Entschädigung abgetreten werden.
Die Frage, ob und in welchem Umfange der Eigenthümer zu Aufgabe seines Eigen-

thums verbunden sein soll, unterliegt der Entscheidung des Landrathsamts, gegen dessen
Entscheidung binnen 10 Tagen ausschließlicher Frist, Berufung an die Landeeregierung
eingewendet werden kann.

allen denjenigen Fällen, in welchen Unsere Regierung selbst Antragstellerin ist
und zugleich in letzter Instanz zu entscheiden hat, soll die Beschreitung des Rechtswegs
den sich durch die Entscheidung Unserer Regierung beschwert Findenden offen bleiben.

Das Landrathsamt hat unter Abwögung aller Interessen zu bestimmen, in welchen
Theilen des Jahres der Fischpaß geschlossen #echalten werden muß.

In den für den Durchgang der Rische bienten Fischpässen ist jede Art des Fisch-
sanges, insbesondere auch das Einhängen oder Einsehen von Fischkörben, Nehen, Reusen
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und anderen Nangvorrichlungen verboten. Oberhalb und unterhalb des Fischpasses muß
in einer nach den örtlichen Verhältnissen von dem Landrathsamte zu bestimmenden ange-
messenen Ausdehnung für die Zeit, während welcher der Fischpaß geöffnet ist, jede Art
des Fischfanges verboten werden. Der Fischereiberechtigte ist für die ihm hierdurch nach-
weislich zugesügte Smttung der Fischereinuhung von demjenigen zu entschädigen, wel-cher die Anlage hergestelltha

S. 41.
Es ist verboten, in die Gewässer aus landwirthschaftlichen oder gewerblichen Ve. urui

trieben Stoffe von Lecher Beschaffenheit und in solchen Mengen einzuwerfen, einzuleiten Fücchwosser.oder einfließen zu lassen, daß dadurch fremde Fischereirechte geschädigt werden können.
Bei überwiegendem Interesse der Landwirthschaft, oder der Industrie, oder wo sani-

tätspolizeiliche Rücksichten dies erfordern, kann das Einwersen oder Einleiten solcher Stoffe
in die Gewässer gestatlet werden. Soweit es die örtlichen Verhältnisse zulassen, soll da-
bei dem Inhaber der Anlage die Ausführung solcher Einrichtungen aufgegeben werden,
welche geeignet sind, den Schadenfür die Fischerei möglichst zu beschränken.Ergiebt sich, daß durch Ableitungen aue landwirthschaftlichen oder hewerblichen An-
lagen, welche bei Erlaß dieses Gesetzes bereits vorhanden waren, oder in Gemäßheit des
vorstehenden Absatzes gestattet worden sind, der Fischbestand der Gewässer vernichtet oder
erheblich beschädigt wird, so kaun dem Inhaber der Anlage auf den Antrag der durch
die Ableitung benachtheiligten Sischereiberechtigten im Verwaltungswege die Auflage ge-
macht werden, solche ohne unverhällnißmäßige Belästigung seines Belriebes ausführbaren

Vorkehrungen zu treffen, welche geeignet sind, den Schaden zu heben, oder doch möglichs.t
zu verringern.

Die Kosten der Herstelung. sochr Vorkehrungen, sowie der Unterhaltung derselben,soweit durch letzteredem Inha r Anlage ein besonderer oder grösterer Aufwand ver-ursacht wird, sind den —* . unge von den Antragslellern zu erstatten:
1. wenn die Anlage binschließlich der Ableitungen mitGenehmiyung der zuständigenehörde, dafern es einer solchen bedurfte, hergestellt word
2. wenn die Anlage einschließlich der Ableitungen geseplich ach unzulässig ist,
3. wenn der Inhaber der Anlage ein wohlerworbeues Recht auf die Ableitungen hatl.
Die Antragsleller haben in diesem Falle auf Verlangen vor der Ausführung Vor-

schuß voer Sicherheit zu leisten. Entscheidung über die Gestaltung von Ableitungen nach Abs. 2 sowie über die
in Gemahyen des Abs. 3 anzuordnenden Vorkehrungen erfolgt, sofern i# betreffende Ab-
leitung Zubehör einer der im F. 16. der Reichsgewerbeordnung als genehmigungspflichtig
bezeichneten Anlagen ist, in dem für die Zulassung dieser Anlagen angeordneten geseblichen

ersahren, in andern Fällen, unter analoger Anwendung dieses Verfahrens, durch das
Landrathsamt, in zweiter Instanz durch die Landesregierung.

Das Röslen von Flachs und Hauf in nicht geschlossenen Gewässern ist verboten.
Ausnahmen von diesem Verbotekann dad Landrathsamt, jedoch immer nur wider-

ruflich, für solche Gemeindebezirke oder größere Gebietstheile zulassen, in welchen die Oert-
13
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lichkeit für die Anlage zweckdienlicher Röstegraben nicht geeignet ist und die Benutzung
fließender Gewässer zur Flachs- und Haufbereitung zur Zeit nicht entbehrt werden kann.

. 48.

DemFischerei- Berechtigten ist gestaltet, Fischoktern, Fischaare und Fischreiher ohne
nwendung von Schießwaffen zu tödten oder zu fangen. Unsere Landesregierung istberechtigt, den Gischereiberechtigten die Erlegung deserd Thiere auch durch Schußwaffen

rmuie zu gestatten.Die gefangenen oder getödteten Thiere sind jedoch binnen 48 Stunden an den
Jagd-Verechtigten abzuliefern.

F. 44.
Wer zahme Enten hält, hat dieselben von Schonrevieren fernzuhalten und darf

solche auf geschlossenen Gewässern nur mit Zustiumung des Fischerei-Verechtigten zulassen.

Das vollständige Aschlagen oder MWiassen natürlicher oder künstlicher Wasserläufe
Behufs der Fischerei istvZu anderen Zwcquur irh ein Fischwasser nur nach 24 Stunden vorher erfolgter

Venachrichtigung des Fischerci-Berchtigten vollständig abgeschlagen werden. Wenn jedoch
Gefahr im Verzuge ist, genügt eine unmittelbar vor dem Abschlagen des Wassers erfolgte
Benachrichligung.

a#s Rechlsverhältniß zwischen dem Eigenthümer einer Stamwerksanlage rc. und
dem Fischerei-Berechtigten wird durch vorsiehende Bestimmungen nicht geändert.

Die Fischerei-Berechtigten sind befugt, in bestehende oder neu hergestellte Bewässerungs-
gräben an deren Anfängen Rechen einzusetzen, welche das Austreten der Fische aus demFischwasser in die Bewässerungsgräben verhinder

Im Interesse der Landwirthschaft können (Gerrellionen der Bäche, auch wenn die
Fischereiberechtigung den betreffenden Grundstückobesiern nicht zusteht, ohne Zustimmung
des Fischereiberechtigten ungehindert ausgeführt werden. Den Fischereiberechtigten siehen
wegen dieser Aenderungen in ihrer Berechtigung Entschädigungoansprüche gegen die Grund-
stücksbesitzer nicht zu.

Dagegen steht in diesen Fällen dem Fischereiberechtiglen die Ausübung der Fischerei
in dem neuen, sowie auch in dem vorhandenen alten Flußbetle, so lange dasselbe noch nicht
ausgesüllt ist, wie er dieselbe seither im alten Flußbette auszuführen berechtigt war, zu.

4

In allen den Fällen, in welchen nach den Bestimmungen dieses Gesetzes eine Ent-
schädigung stattzufinden hal, deren Belrag nicht durch gütliche Vereinbarung bestimmt
wird, erfolgt deren Feststellung unter der Voraussehung, daß der zu entschädigende Anspruch
lelbst unbeftritten ist, auf Antrag des mit einem solchen Entschädigungoanspruche Auf-
tretenden im Verwalstungswege unter den nachstehenden Bestimmungen

Hinsichtlich der Ausmittelung und Feststellung der Vedenensschäagnag in den in §. 38

genannten Fällen finden die onlhrite in §. 4 der geseblichen Verordnung vom11. Mai 1858 analoge Anwend
In den übrigen Frchsdigungefälle nach den Bestimmungen dieses Gesetzes (§§. 5,
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30, 31, 36 und 40) finden für Mmittelung und Feststellung der Entschädigung dieVorschriften des Gesetzes vom 18. Mai 0 über die bei Anlegung von Eisenbahnen
ersorerlichen wangweisen Enbhrnwnaless-ue#n und dem Nachtragehefeg vom 24. De-
Fibe 1873 aualoge Anwendung mit den folgendenModifikation. Zur Ermittelung und Feststellung derEnsschädigung finde drei der Oertlichkeit
und zr alzuschäenden Objecte kundige Sachverständige anzuwenden, von welchen der
eine von dem Entschädigungsberechtigten, der zweite von dem Entschädigungsverpflichteten
und der drilte von der Verwaltungsbehörde, Unserem Landralhsamte, zu ernennen ist.

2. Gegen die Entscheidung der Verwaltungsbehörde, Unseres Landrathsamts, über
Keststellung der Cntschädigung steht beiden Theilen lediglich die Beschreitung des Rechts-
weges frei, und zwar dem Entschädigungsberechtigten zur Ausführung des vermeintlichen
Anspruchs auf eine höhere Entschädigung, dem Entschädigungsverpflichteten Behufs Aus-
fübrung des Einwandes, daß die Entschädigung zu hoch festgestellt und stakt derselben
eine nleheiger- zu bestimmen sei.. Die Erklärung, den Rechtsweg gegen die Entscheidung der Verwaltungsbehörde***# zu wollen, ist binnen 10 Tagen, von Publikation der Entscheidung an gerechnet,
bei Strafe des Verlusis des Rechtsmittels, zu den Akten der Verwaltungsbehörde, von

den Porteien schriftlich abzugeben.. Die Anstellung der Alage hat dann binnen einer zweiten Nothfrist von dreißig
Tagei bei Strafe des Verlusts derselben bei der zuständigen Justizbehörde zu erfolgen.

5. Ueber die erfolgte Anstellung der Klage hat der Kläger binnen zehn Tagen, von
der Klaganstellung an gerechnet, eine Bescheinigung zu den Akten der Verwallungsbe-

örde an bringen.6. Die von der Verwaltungsbehörde bewirkten Ermittelungen über den in Rede
stehenden Entschädigungsanspruch können bei dem Processe als antieipirte Beweise in Be-
tracht kommen.

Wo in diesem Gesebe die audichtchbän erwähnt wird, ist darunter das Land · Beaucuahei
rathsamt verstanden. In Genossenschafts-Revieren liegt die unmittelbare Beaufsichtig= Fischerei.
ung der Fischerei dem Genossenschaftsvorstande, in anderen Fischerei-Revieren der Orts-
polizeibehörde neben den stlaatlichen Polizeibeamten ob.

Fischerei.Aufseher,welche von Fischerei-Berechtigten, Fischerei. Genossenschaften oder
Gemeinden bestellt werden, sind auf deren Antrag amtlich zu verpflichten, falls gegen ihre
Zuverlässigkeit kein Anstand obwaltet.

Sind vom Stlaale besondere Beamte für gewisse Districte, Schonreviere, Fischpässe v.
bestellt, so haben ihren Anordnungen die Ausseher der Gemeinden, Genossenschaften und
Privaten Folge zu leisten.

§5. 49.
Die amtlich verpflichleten Aufsichtobeamten haben bei der Ermittelung und Verfol-

gung von Uebertrekungen der Bestimmungen dieses Gesehes und der sonft bestehenden
fischereipoligzeilichen Vorschriften innerhalb ihres Aufsichtsbezirks die Befugnisse und Ver-
pflichtungen der Lokalpolizeibeamten; insbesondere sind dieselben jeder Zeit befugt, die beim
Fischsange im Gebrauch befindlichen Fanggeräthe, sowie die bei dem Sischer vorhandenen
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Fanggeräthe und Fische einer Untersuchung zu unterziehen. Auch können von denselben
Fischbehälter, welche in nicht geschlossenen Gewässern ausgelegt sind, jederzeit durchsucht
werden

§. 50.
Wird Jemand bei einer Uebertretung oder gleich nach derselben betroffen, oder ver-

folgt, so sind die der Einziehung unterliegenden Gegenstände, welche er bei sich führt, in
Beschlag zu nehmen.

In den nämlichen Fällen können die bei der Uebertretung gebrauchten Fischereigeräthe
und Transportmitlel gepfändet werden. Diese der Einziehung nicht unterliegenden Gegen-
stände sind dem nächsten Ortsvorstande auf Gefahr und Kosten des Eigenthümers zur
Aufbewahrung zu überliefern, jedoch gegen Niederlegung einer, der Höhe nach vom Orts-
vorstande zu bestimmenden, dem Werthe des Pfandstücks oder dem muthmaßlichen Geld-
betrage der etwaigen Verurtheilung nebst Aufbewahrungskosten gleichkommenden baaren
Suume zurückzugeben. Die Niederlegung dieser Caution kann beim Ortsvorstande oder
Verichtlich erfolgen. Geschieht sie nicht innerhalb 8 Tagen nach an den Eigenthümer er-
gangener bezüglicher Aufforderung, so kann der gepfändete Gegenstand auf Verfügung des
zuständigen Richters öffentlich versteigert werden.

8. 51.
Mit Geldstrafe bis 30 Mark Reichsmünze oder mit Haft bis zu einer Woche wird

#

1. wer in den Fällen des §. 13, ohne eine nach Vorschrift der §§. 15 und16
ausgestellte und beglaubigte Hischkarte, oder ohne die im §. 18 vorgeschriebene
Bescheinigung bei Ausübung der Fischerei betroffen wird;

2. wer den Vorshristen im F. 20 zuwider Fischerzeuge ohne die vorgeschriebene Kenn-
zeichnung ausleg

3. wer den sehlion des §. 44, zwiderhandelt.
Mit Geldstrafe bis zu 150 Mark e oder mit Haft wird bestraft:

4 wer als Pächter einer Gemeindefischerei die von der Aussichtobehörde festgestellte
Zahl der zulässigen danggerathe überschreitet(S.7);
wer eine Fischkarte, roen guer genbalchen . unbercchtgt ausstellt und aus
den Händen giebt (F.1wer bei Ausübung der wiheern in nicht geschlossenen Gewässern die im §. 22
verbotenen Mittel anwendet;
wer den Vorschriften im §. 27 zuwider ständige Bischerei-Vorrichtungen nicht
rechtzeitig wegräumt oder abstellt, oder denselben vorschriftswidrig eine größere
alo die nach S. 21 zulässige Ausdehnung giebt;

. wer in Schonrevieren verbolowidrig die Fischerei ausübt (§. 29), oder den zum
Schuh derselben erlassenen reglementarischen Vorschriften zuwiderhandelt (G. 30);
wer in den für den freien Durchzug der Fische angelegten Fischpässen, sowie in

den oberhalb und unterhalb derselben gelegenen, dem Fichsenge ozunheTheilen der Gewässer irgend eine Art des Fischfangs ausübt (F.44. wer den Vorschriften des §F. 41 oder den zur Auoführung desselben rofeuen

#

l

—
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Anordnungen zuwider, den Gewässern schädliche, die Fischerei gefährdende Stoffe
zuführt a,verbotswidrig Hauf oder Flachs in nicht geschlossenen Gewässernröstet (§.4

6. wer den Wieshen des S. 45 ahdiderhandelt.

Mit Lehlirase bis zu 100 Mark Necchsmaünze oder mit Haft bis zu vier Wochen
werden bestraft:

alle Zuwiderhaudlungen gegen die Vorschriften der §. 24 und 206 dieses Gesetzes.
Neben der Strase ist auf Einziehung aller verbotswidrig feil gebotenen, verkauften

oder versandten Gische zu erkennen, ohne Unterschied, ob sie dem Verurtheilten gehören
oder nicht.

Bei Gefahr im Verzuge wegen drohender Verderbniß sind in Beschlag genommene,
der Einziehung unterliegende Fische in Ermangelung bereiter Gelegenheit zu ihrer Con-
servirung augenblicklich durch Veräußerung so gut, als es den Umständen nach geschehen
kann, zu verwerkhen und der Erlös tritt dann allenthalben an die Stelle der in Beschlag
genommenen Fische.

8. 54.
Wer zur Begehung einer durch dieses Geseh mit Strafe bedrohten Uebertrelung sich

seiner Angehörigen, Dienstboten, Lehrlinge oder Arbeiter als Theilnehmer bedient, haftet,
wenn diese nicht zahlungsfähig sind, neben der von ihm selbst verwirkten Strafe für die
von denselben zu erlegenden Geldstrafen

Alle früher Frlossenan, den uarlimchern 2 Gesetzes entgegenstehenden Vorschriften
werden aufgehoben

Urkundlich beben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und Unser Fürstliches
Insiegel beisügen lassen.

Gegeben Schloß Burgk, am 2. Juli 1878.
(Ls.) Heinrich XXII.

Faber.

20. Verordnung vom 7. Juli 1878,
zur Uusführung ddesFsschereigesetzes vom 2. Juli 1878.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer

Linie sonvertner Fürsl Neuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 7. #c.
verordnen auf Grund und zur Ausführung des Sischereigeseyeo vom 2. Juli 1878 was
folgt:

§
Veim Fischsange in nicht geschlossenen Genässem finden folgende Vorschriften An-

wendung

Schlußbe
flimmungen.
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Fische der nachbenannten, Arten dürfen nicht gefangen werden, wenn sie, von der
wbi bis zum Schwanzende hemessen, nicht mindestens folgent- Länge haben:

Stör (Acipenser sturio) 100 CentimeterLachs (Salm, Salmo salur) .. »
Große Maräne (Madue-Maräne, Coregonus mimen 1½ „
Zander (Sandart, Lucioperen sandru. A
Rapfen (Naapfen, Raapf, Schied, Aspius vor) 35 »Aal (Anguilla vulgaris) 5
Blei (Brachsen, Brasse, Abramis brnn)
Lachoforelle (Meerforelle, Silberlachs, w

rump, Salmo trutta)
Maifisch (Alse, Clupen alosn)
Finte (Clupen sinta)
Varbe (Barbus #uwiatilis)
Hecht (Esor lucins)
Karpfen (Cyprinus earpio) ...
Aland (Nerfling, ldus melnnotus) .

Schnepel (Schnãpel, Coregonus udeh .
Dabei(squaltasceplinlus).
Schlei (Tinca sosForelle (Salmo fario)Asch (Aesche, 2isnns vulgaris)
Karausche (Carassius vulgaris)
Kleine Maräne (Coregonus albula)
Mlhe (Rothauge, Leuciscus rutilus)
Varsch (Perca uviatilis) .
Rothfeder (Scardinius erytrophthalmus) ..
Krebs(gememekFluhkkchAstucus lluvtnttlts)

§
Geschlossene Gewässer sind einer Schonzeitnicht unterworfen.
Alle nicht geschlossenen Gewässer unterliegen einer wöchentlichen und einer jähr-

lichen Schonzeit.
8. 3.

Die wöchentliche Schonzeit erstreckt sich auf 24 Stunden in der Woche und
dauert den Sonntag über von Mitternacht zu Mitternacht.

Während der Dauer der wöchentlichen Schonzeit ist jede Art des Fischfanges in

nicht weschlofenen Gewässern verboten.e Landesregierung ist jedoch ermachtigt, den Vischern, welche die sogenaunle stilleüischereit ohne sländige Vorrichtungen mit Sehneten, Reusen, Körben oder Angeln be-
treiben, es zu gestatten, daß die ausgelegten Gezeuge während der wöchentlichen Schon-
zeit nachgesehen, ausgenommen und wieder ausgesebt werden, wenn daraus nachtheilige
Hindernisse für den Zug der Wanderfische nicht zu befürchten sind.
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Auch kann das Angeln mit der Ruthe während der wöchentlichen Schonzeit, jedoch
mit Ausnahme der Winterschonzeit (I. 4) von der Landesregierung gestatlet werden.

Die jährliche Schonzeit kritt entweder im Winter oder im Frühjahr ein, und
erstreckt sich im Winter auf die Zeit vom 15. October bis zum 14. December und im
Frühjahr auf die Zeit vom 1. April bis zu 9. Juni.

Von den Gewässern zwierliehen“
die Saale,ie Elster,

soweit sie Unser Fürstenthum urche mit ihren sämmtlichen Aebengenässern der
Winterschonzeit, die Saale selbst außerdem noch der Frühjahrsschonzeit

Unserer Landesregierung bleibt überlassen, diejenige Stelle der Gewasser, von wel-.
cher an für Strecken derselben die Winter= oder die Frühjahrsschonzeit nach Vorstehendem
beginnen bez. enden soll, durch örtliche Merkmale näher bezeichnen zu lassen.

Für die Dauer der jährlichen Schonzeit ist in den derselben unterworfenen Strecken.
der Gewässer jede Art des Fischfangs verboten, soweit nicht die nachfolgende Ausnahme
eintrikt:

Die Landesregierung ist ermächtigl, den Betrieb der Fischerei in den der Frühjahrs-
schonzeit unterworfenen Gewässern an drei Tagen jeder in die Schonzeit fallenden Woche
zu gestakten, soweit nicht dringende Rücksichten auf Erhallung des Fischbestandes entgegen-
klehen. Bei dieser ausnahmoweisen Geslallung ist jedoch die Venwendung an sich erlaub-
ter Fangmittel. athuen welche vorzugoweise geeignet sind, die junge ischbrut zutõ Dienäheren Vorschriften hierüber sind eintretenden Falles im Wege der Polizei-verordnung zu #e en.

Der Betrieb der Fischerei vermittelst sländiger Vorrichtungen (Wehre, Zäune, Selbst-
fänge für Lachs und Aal, feststehende Nehbvorrichtungen, Sperrnetze u. s. w.), ingleichen
vermittelst schwimmender oder am Ufer oderFlußbette befestigter oder verankerter Nege
(Hamen u. s. w.) darfwährendder jährlichen Schonzeit in keinem Falle gestattet werden.

Ausschließlich für den Fang von Lachsen, Lachsforellen, Finten, Maifischen und Stinten
darf während der Frühjahrsschonzeit die in Al. 2 erwähnte dreitägige Frist bis zu höchstens
fünf Tagen einer jeden in die Schonzeit sallenden Woche von der Landesregierung erstreckt

werden s Angeln mit der Ruthe kann während der Frühjahrsschonzeit von derbond Drihat gestattet werden (vergl. 8. -
Während der Dauer der in den 6. 5 bis 5 vorgeschriebenen wöchentlichen und

jährlichen Schonzeiten müssen die durch das Fischereigeset nicht beseitigten sländigen Vischerei-Vorrichtungen in nicht geschlossenen Gowüssern hinweggeräumt oder abgestellt sein (S. 21
des Gesetzes).

S. 8.
Die §§. 2. al. 2 bis §. 6 finden auf den Krebsfang keine Anwendung.
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Für die Zeit vom 1. November bis zum 31. Mai ist der Fang von Krebsen in
allen nicht Geschlossenen Gewässern verboten. Gelangen Krebse während der angeordneten
Schonzeit lebend in die Gewalt des Sischers, so sind dieselben mit der zu ihrer Erhaltung
ersorderlichen Vorsicht sofort wieder in das Wasser zu seten.

Beim Fischfange in nicht geschlossenen Gewässern ist verboten:
1. die Anwendung schädlicher oder explodirender Stoffe((iftigerKöder oder Miltel

zur Betäubung oder Vernichtung der Fische, Sprengponrsen oder anderer Spreng-
mittel u. s. w.) (F. 22. des Gesetes);2. die Anwendung von Mitteln zur hhi ng der Fische, als Fallen mit Schlag-
federn, Gabeln, Speere, Stecheisen, Stangen u. s. w. Der Gebrauch von Angeln
ist gestattet.

Die Verwendung von Speeren und Eisen (nicht jedoch der Aalharken) kann
zum Zwecke des alsang von der Landesregierung in dringenden Fällen aus-

. a gestattet w. das Zusammentreiben t hicce bei Nach vermitlelst Leuchten oder Fackeln.,
Soweit nicht weitergehende Verbole ber Helchränkungen schon bestehen (. 45 des

Gesetzes) dürfen ohne Erlaubniß der Aufsichtsbehörde nicht geschlossene Gewässer zum Zwecke
des Fischfange weder abgedämmt, noch **e oder ausgeschöpft werden.

Fischwehre, Fischzäune und damit ennn sogenannte Selbstfänge für Lachs und
Aal dürfen, außer dem Falle einer bestehenden Verechtigung, nicht neu angelegt werden.

Nach Ablauf von drei Jahren, vom Erlaß dieser Verordnung an gerechnet, dürfen
beim Fischfange in nicht geschlossenen Gewässern, vorbehältlich der nachfolgenden Ausnahme,
keine Fanggeräthe (Netze und Geflechte jeder Art und Benennung) angewendet werden,
deren Oeffnungen (Maschen) im nassen Zustande an jeder Seite (von Knoten zu Kuoten)
nicht mindestens eine Weite von 2,5 Centimeter haben

Diese Vorschrift erstreckt sich aus alle Theile oder Abtheilungen der Fanggeräthe.
Die Landebregierung ist jedoch ermächtigt, Ansnahmen von dieser Vorschrift, im Falle

des Bedürfnisses, für bestimmte Arten von Fanggerälhen zuzulassen.
Fanggeräthe, welche ausschließlich für den Fang von Aal bestimmt sind, dürfen eine

Weite der Oeffnungen von mindestens 1,5 Centimeter haben.

Ohne Erlaubniß der Aufsichtsbehörde dürfen am Ufer eines fließenden Gewässers
oder im Flußbett befestigle oder verankerte nicht ständige Fischerei-Vorrichtungen (Hamen
u. s. w.) oder schwimmende Netze sich niemals weiter als über die Hälfte des Wasserlaufs
in seiner Breite, bei gewöhnlichem niedrigen Wasserstande vom Ufer aus gemessen, erstrecken.

Kehrere derartige Fischerei-Vorrichtungen dürfen gleichzeitig auf derselben oder auf
der entgegengesetzten Uferseite nur in einer Entfernung von einander ausgeworfen oder
angebracht sein, welche mindestens das Dreifache der Längenausdehnung des größten
Nebes beträgt.
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S. 14.
Vorrichtungen zur Fischerei, welche der Flößerei hinderlich oder Wasser, und Ufer-

bauten gefährlich sind, müssen auf Verlangen ohne Anspruch auf Entschädigung beseitigt
werden.

Feste oder schwimmende sicheroreichtge und “ sonstigen Fanggeräthe müssenso aufgestellt oder ausgelegt sein, daßdie freie Fahrt der Flöße und Fähren, sowie derWasserabfluß in nachtheiliger Weise 14 Pnseben wird.
15.

Die Landesregierung ist ermächtigt,
1. die Form und Kasung der lschtarten und Bercchtigungsscheine und ihre Be-glaubigungen (§55.13,16des Gesetzes) vorzuschreiben, sowie die Kennzeich-nung der zum S Pnlenenenn Fischerzeuge nach Maßgabe des §. 20

des Geseßes zu beslimmen
un

in Betreff derjenigen Gewässer, welche theilweise der Hoheit anderer Staaten
unterworfen sind, in deren Gebiet gleichmäßige Vorschriften und Verbote, wie
die in gegenwärtiger Verordnung gegebenen, nicht bestehen, bis dahin, wo#
dieses der Fall sein wird, die Anwendbarkeit derselben nöthigenfalls auszu-
schließen oder zu beschränken.

Die Uebertretung der im Vorstehenden gegebenen, sowie der von Unserer Landes-
regierung auf Grund der ihr ertheilten Ermächtigungen erlassenen Vorschriften und Ver-
bote wird, soweit nicht das Gesetz (vergl. §§. 51 ff.) bereits Strafbestimmungen ent-
hält, auf Grund des §F. 23 al. 2 mit Geldslrase bis zu 150 Mark oder Haft bestraft
unter Einziehung der bei Ausübung der Fischerei angewendeten unerlaubten Fangmittel.

S. 17.
Alle dieser Verordnung entgegenstehenden bisherigen Bestimmungen treten außer Kraft.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und Beidrückung Unseres

Fürstlichen Insiegels.
Gegeben Schloß Burgk, am 7. Juli 1878.

(L. S Heinrich XXII. Fab

21. i s t vom 8. Juli 1878,

die Form "n. hinnh derW und die Kennzeichen
der Fischerzeuge betreffend.

Auf Grund der durch F. 15 Ziffer 1 der Ausführungs-Verordnung zum Fischereige-
ehe vom 7. Juli 1878 der unterzeichneten Landesregierung ertheilten Ermächtigung be-

stimmt dieselbe Folgendes:
14
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Fischkakteniükdcemgenwelchemdenchtemtanderen-Berechtingodkknbekdie Grenze der eigenen ehe nn hinaus die Fischerei betreiben wollen (§. 13 des
Gesees vom 2. Juli 1878), sind von den zur Ausstellung Befugten (Fischereiberechtigten,

Fischereipächtern, Genossenschaftsvorständen — FH. 10 desselben Gesetzes) nach dem ange-
fügten Muster in Anlage A auszustellen und. soweit sie der Beglaubigung bedürfen, von
den hierzu Verufenen el. 8. 16 desselben Grsebes zu beglaubigen.

Berechtig ungscheine für bicimnigen welche die Fischerei aus eigenem Rechte oder
als Pächter betreiben wollen (F. 18 des angezogenen Gesetzes), sind von der zuständigen

Aufsichtsbehörde bezuglich von dem Genossenschaftsverstand (siehe dafelbst) nach dem an-
gefügten Muster in Anlage B auszustellen.

Formulare zu den Fischkarten und Vercchtigungsscheinen sind durch Vermittelung des
Fürstlichen Landrathsamis zu beziehen.

Das Kennzeichen, mit welchem die ohne Beisein des Fischers ausliegenden Fischer-
euge versehen sein müssen (F. 20 des angezogenen Gesetzes), soll in einer am Zeuge be-

sestigten kleinen Tafel von hartem festem Material (Holz, Blech rc.) bestehen, auf welchem
mit einer gegen Nässe und Witterung bestehenden Schrift Name und Wohnort des Fischers,
welchem das Zeug gehört, zu lesen sind.

reiz, am 8. Juli1

Fülrstlich Nauf=#l. Landesregierung.aber.
J. Arnold.



Anmerkung.AufderRückieitesindabzudruckendieI§.13bie17,sowie§.51(excl.Zifler2und3)und§.52Eingangund

Ziffer2desGesetzenvom2.Juli1878.

Anlage A.

Fischllarte
für

zu

auf Jahr Monat zur Ausübung der Fischerei in nachbezeichnetem Ge-
wässer:

Selcri dck belr.wässers nebst Grenz=uesen
Die Erlaubniß zurGischerei= Ausübung ist beschränkt auf

den .............. 18

Zur Beglaubigung: den

(Onspolizeibehörde oder
Genossenschaftsvorstand).

Anlage B.

 AufderRückseitesindabzu-

 druckenS.18,S.51(exel.Zisser2und3)und§.52 EingangundZisser2desGesetzesvom2.Juli1878.

Anmerkung.

Fischerei-Berechtigungs-Schein.
Der zu

hat vorlschriftsmäßig angezeigt, dasn er in

die Fischeri

aus eigenem Rechte 1
als Pächter 1 beireiben will.

Zu seiner Legitimation ist ihm hierüber dieser Schein, den er beim Fischen siets bei sich
zu führrn hat, ausgestellt worden.

den L
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22. N S Bekanntt# n 13. Juli

die Normen seru die # und sechunen der Sisenbah .
lands betreffend.

Die von dem Bundesrathe des Duschen Neiche in Gemäßheit des Artikel 42
der Reichsverfassung beschlessenen, im Centralblatle für das Deutsche Reich S. 332 be-
reits publicirken „Normen für dieKonslruktion und Ausrüstung der Eisenbahnen Deutsch.
lands" werden hierdurch noch besonders zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, am 13. Juli 1878 «

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

J. Arnold.

Normen
fürdie

Konstruktion und Ausrüstung der Eisenbahnen Deutschlands.
I. Konstructlon der Eisenbahnen.

Bauprojekt.
Bei der Anlage von Eisenbahnen, welche voraussichtlich späterhin mit einem zweiten

Geleise zu versehen sind, ist im Bauprojekt auf Wahrung der Möglichkeit hierzu in an-
gemessener Weise Bedacht zu nehmen.

Die Ausführung hölzerner, zum Tragen von Eisenbahngeleisen bestimmter Brücken
ist mit Genehmigung der Landesaussichtsbehörde nuur ausnahmsweise gestattet. Bei Brücken
aus Eisen oder Stahl sind die tragenden Theile der Ueberbaukonstruktion aus gewalztem
oder geschmiedetem Material herzustellen.

Breite des Bahnkörperé.
Die Breite des Bahnkörpers in der freien Bahnstrecke, in Einschnitten und auf

Dämmen, ist so zu bemessen, daß der Schnittpunkt einer durch die Unterkante der Schie-
nen des nächstliegenden Geleises gelegten geraden Linie und der verlängerlen Böschungs-
neigung mindestens 2 m von der Mitle des Geleises entfernt liegt.

. 4.

Trocenlegun des Planums.
Die Bahnkronein Höhe der Schienenunterkante muß, außer bei eingedeichten Strecken,

mindeltns 0,600 m über dem höchsten Wasserstande liegen.ctlung soll unter den Schienenunterlagen mindestens 0,200 m stark und ge-
hörig enwässen sein.
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Spurweite.
Die normale Spurweite der Eisenbahnen soll im Lichten (zwischen den Köpfen der

Schienen gemessen) 1,435 m betragen. In stärker als nach 1000 m Halbmesser ge-
krümmten Bahngeleisen soll diese Spurweite im Verhältniß zur Abnahme der Länge der
Halbmesser angemessen vergrößert werden. Diese Vergrößerung darf jedoch das Maß
von 0,030 m nicht übersteigen.

6.

Geleislage und Krümmungen.
Die Schienen eines Geleises sind in sicherer Lage zu einander festzulegen.
Die winkelrecht gegenuberliegenden Oberflächen der beiden Schienen eines Geleises

sollen in gerader Strecke genau in gleicher Höhe liegen.In Krümmungen, mit Ausnahme der Welhencenngn soll die äußere Schiene
um so viel höher liegen als die innere, daß die mit der größten Geschwindigkeit die Bahn
passirenden Züge die Krümmungen mit Sicherheit durchfahren können.

Verschiedene Krümmungen und Querneigungen der Geleise sind stetig in einander
überzuführen.

Zwischen entgegengesetzten Krümmungen einer Bahnlinie ist ein gerades Stück von
solcher Länge einzulegen, daß die Fahrzeuge sanft und sletig in die andere Krümmung
einlaufen.

Der lleinste Halbmesser der gekrümmten Geleise auf freier Bahn darf nicht unter
180 m langseinDie Wmrndng. eine# Halbmessers unter 300 m für Krümmungen auf freier Bahn-

strecke bedarf der Genehmigung des NeicheEssenbahnAmke.
Gesé li.

Das Längengefälle einer Bahnlinie soll nicht slärker sein als 1Zur Anwendung einer flärkeren Neigung als 1:80 ist die Veuchuigung des
Reichs-Eisenbahn-Amts erforderlich.

8. 8.
Gefällwechsel.

Die Gefällwechsel auf der freien Bahnstrecke sind nach einem Kreisbogen von min-
destens 5000 m Halbmesser abzurunden; gr Strecken unmittelbar vor Bahnhäfen kann
dieses Maß auf 2000 m herabgesebt werden.

Zwischen Gegenneigungen von mehr als 1: 200, sofern die Länge einer derselben
1000 m übersteigt, ist eine weniger als 1:200 geneigte Strecke von 480 m Länge
einzulegen, welche zur Ansrundung benutzt werden kann.

Enutfernung der Gele ise.
Die Doppelgeleise auf der freien Bahnstrecke sollen von Mitte zu Milte nicht we-

niger als 3,500 m von einander entfernt sein. Tritt zu einem Geleispaare noch ein
Geleise binzu, so ist dessen Entfernung von dem zunächst liegenden Geleise von Mitte zu

Mitte zu mindesteus 4 m anzunehmen.
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Werden mehrere Geleispaare neben einander gelegt, so muß die Entfernung von
Mitte zu Mitte der benachbarten Geleise je zweier Geleispaarc ebenfalls mindestens 4 m
betragen.

Die Geleise auf Bahnhöfen sollen nicht weniger als 4,500 m von Milte zu Mitte

von einander entfernt liegen, und diejenigen, zwischen Aren Perrons anzulegen sind, eine
Entfernung von mindestens 6 m von Mitte zu Mitte haben.

Bei Haltestellen, d. h. Stationen mit beschräuktem Betseebodienn, kann mit Geneh-
migung der Landesaussichtsbehörde von diesen Bestimmungen abgewichen werden.

Form, Beschaffenheit n nvBefestigung der Schienen.
Die Schienen haben aus gewalztem Eisen oder Stahl zu bestehe
Die seitliche Abrundung des Schienenkopses muß mil einem Halbnesser von 0,014 in

beschrieben sein.
ie Neigung der Schienen nach Junnen muß mindestens 120 der Schienenhöhe be-

tragen.
Die Vefestigungsmiktel, als: Stühle, Schrauben, Nägel u. s. w. sollen an der

Innenseile der Schienen eines Geleises in der Breite der Spurrinne mindestens 0,038 m

unter Se— liegen.Bei Befesligung der Stoßverbindungen eines Geleises ist auf die durch die Tempe-
ratur entstehenden Veränderungen der Schienen Rücksicht zu nehmen.

l
Trragfähigkeit der Schienen.

Die Schienen, welche von Lokomoliven befahren werden, müssen so stark konstruirt
und unterlagert sein, daß jede Stelle der einzelnen Schiene mindestens 7000 Kilogramm

(140 Zollzentner) ruhende oder bewegte ant nit Sicherheit tragen kann.
Entfernung der Bahnhöfe #von ## und Länge derselben.

Die Bahnhäöfe sollen, Pcesehen von Rangirköpfen und Abzweigegeleisen, in keinerslärkeren Neigung als 1: 400 liegen und mit Aueweichegeleisen für das Kreuzen und

lebersalen der die anschließenden Strecken befahrenden Gteige versehen sein.lusweichegeleise dürsen in die slärkere Neigung der Bahn eingreifen.Ai Erfordern des Reicho-Eisenbahn-Amtes sind telegraphische Merattanen und an
eingeleisigen Bahnen zugleich Ausweicheslellen anzulegen, welche lebtere die — auf
der Anschlußstrecke zulässigen Züge, bio zu 120 Achsen, aufnehmen können. In geringe-
rer Entfernung als 8 RKilometer kann die Einrichtung der Meldestationen und Ausweiche-
stellen nicht gefordert werden. Soweit ausnahmsweise diese Ausweichegeleise nicht mil
den Vahnstationen zusammentreffen, ist mindestens ihre jederzeilige schleunige Herstellung
durch Doppelgeleisigkeit des Planums und Kies= resp. Steinbektes an den betreffenden
Stellen, sowie durch ausreichende zur Hand befindliche Vorräthe an Obermaterialien und
Telegraphenapparaten sicher zu slellen.

Gemeinschaftliche BahnhofsanlaFühren mehrere Eisenbahnen in einen und denselbenVatihho so sind sie derart mit



103

einander in Verbindung zu bringen, daß der Uebergang von Zügen in der für die be-
treffenden Bahnen zulässigen Marimalstärke rasch und leicht von Bahn zu Bahn erfolgen
lann. Benachbarte Bahnhöfe sind nach Bedürfniß in gleicher Weise mit einander in
Verbindung zu seten.

S. 14.
Konstruktion der Weichen.

Die Weichen in den von durchgehenden Zügen zu befahrenden Geleisen müssen so
konstruirt sein, daß, wenn sie auch auf eine andere Fuhrtrichmg Gestellt sind, ein Abspringender Räder der Fahrzeuge von den Schienen nicht stattfinde

Die Spitzen der Weichenzungen müssen zminbesten o, loo m weit ausschlagen.
rniben

Auf allen Lokomotiv-Wechsel- und Fglserefenin muß, sofern nicht ausschließlich
Tendermaschinen zur Verwendung kommen, mindestens eine Drehscheibe, deren Durchmesser
nicht unter 12 m betragen darf, vorhanden sein.

Die Hauptträger derselben sollen aus Schmiedeeisen oder Stahl hergeslellt sein.
16.

Perrons.
Die Höhe der Perrons für den Personenverkehr darf ohneGenehmigung des Reichs-

EEisenbahnmts nicht mehr als 0,330 m über Schienenoberkante betrAlle auf den Perrons feststehenden Gegenstände, als Säulen rc. muse bis zu einer
Höhe von 2,500 m über Perron mindestens 3 m im Lichten von der Mitte desjenigen

Geleises entfernt sein, für welches der * L0ene wird.
Abtritte nus Pissoiré.

Auf den Bahnhöfen in der Nähe der Perrons sind weithin sichtbare Abtritte und
Pissoirs anzuordnen.

F. 18.
Rampen.

Auf Bahnhöfen, wo die Ver= oder Entladung von Fahrzeugen oder Vieh in größerer
Zahl zu erwarten steht, sind feste oder transporlable Rampen, deren Höhe über Schienen-
oberkante nicht über 1,120 m beträgt, herzustellen oder zur schleunigen Benutzung bereit
zu halten.

Die Rampen sollen zur Entladung oder Beladung vor Kopf und nach der Seite
benuhbar sein.

ie Ladegeleise müssen bei der Ladeweise von der Seile entweder die Vorbeisührung

aller Fahrzeuge ohne Rückbewegung auf diesen Geleisen oder aber die successive Vor-
führung von je 20 Fahrzeugen vor eintretender Rückbewegung gestatte

Ist auf den gedachten Bahnhöfen die Anlage eines dl Haanfenden Nampengeleises
oder eines solchen für 20 Wagen nicht schon durch den gewöhnlichen Verkehr geboten, jo
genügt es, wenn die Siluirung der Laderampe in der Art erfolgt, daß das Rampenge-
leise für die Vorführung von mindestens 20 Wagen anstandölos verlängert werden kann.
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8. 19.
terschuppen.Die Höhe des Fußbodens der Serschnun und Ladebühnen an von Zügen zu be-

sahrenden Geleisen soll 1,120 m über Schienenoberkante nicht übersteigen.

* 20.emaß.Auf den größeren Güterstationen toeine Vorrichtung anzubringen, mittelst welcher
die Ladungen auf offenen Güterwagen bezüglich der größten zulässigen Ausladungen kon-
trolirt werden können.

. 21.

sserstationen.Die für eine Bahnstrecke wunerhall eines bestimmten Zeitraumes nach den jeweiligen

Vetriebsbedürfnissen erforderliche Wassermenge kann von der Aufsichtobehörde festgesetzl
werden. Die Wasserstationen sind angemessen zu vertheileJeder Wasserkrahn mußin der Minute mindestens einen TubiemeterWasserliefern können.

Die Ausgüsse der Wasserkrahne sollen mindesteno 2,850 müber Schienenoberkante liegen.
8. 22.

Werkstätten.
Von jeder Eisenbahnverwaltung ist Sorge zu tragen, daß Reparakuren an den Be-

triebsmitteln sicher und schnell ausgeführt werden können.

II. Ausrüstung der Eisenbahnen.
. 23

Höhen= und Breitenmaße der Lokomotiven und Wagen.
Alle festen Theile der Lokomotiven, Tender, Personen-, Post., Gepäck= und Güter-

wagen, überhaupt der die Bahn passirenden Betriebsmiktel dürfen höchstens die Grenzen
des nachstehend beschriebenen Profils erreichen. Dasselbe hat in der Hoe 0,130 m bis Liegt
0,430 m über Schienenoberkante überall einen Spielraum von 0,050 m gegen das Nr.

malprofil des lichten Raumes (elr. Bahnpolizei. Reglement für die Eisenbahnen Deutsch-
lands) und in der Höhe von 0,430 m bis 3,200 m über Schienenoberkante eine Ge-
sammtbreite von 3,150 m oder eine Breite von 1,575 m zu jeder Seite der Geleismitte.
Von 3,200 m über Schienenoberkante vermindert sich letztere Breite bei geradliniger Be-

beeneung des Juis und zwar bis 3,700 m über Schiencnobrkame, ic auf 1,300 mis 4,150 m über Schienenoberkante bis auf0Meber die Eatze von 4,150 m über Schienenoberkante dürfen“ *½# die Lokomotiv=
schornsteine und überbauten Schaffnersibe hinausragen und zwar höchflens bis 4,570 m
über Schienenoberkante. Dieselben müssen dann jedoch so konstrnitt sein, daß L Höhe
mindestens auf das Maß von 4,150 m eingeschränkt werden kann

Für Schlas- undbuxuswagen für den großen durchgehendenVerkehr in Schnellzügen
und die zu gleichem Dienst beslimmten Gepäckwagen reicht die vorbezeichnete Breite des
Profils von 3,150 m bis auf die Höhe von 3,540 m über Schienenoberkante und ver-
mindert sich dann von beiden Seiten, geradlinig begrenzt, bis 3, 820 m Höhe auf 2,820
m Breite und schließt in 4,570 m Döbe mit 1,580 m Breite ab.
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Anlage.
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Unter 0,130 m über Schienenoberkante dürfen, abgesehen von den Rädern der Eisen-
bahn-Fahrzeuge, nur die Bahnraumer, Sandstreuer, Sicherheitskelten und Kuppelungen
herabreichen, und zwar die Bahnräumer und Samdstreuer nur in der Breite des
Schienenkopfeb bis auf 0,050 m Entfernung von letzterem, die Sicherheitsketten und
Kuppelungen bis auf 0,075 m über Schienenoberkante.

S. 24.
vokomoliven= und Tender-Radstand.

Die Lokomotiven und Tender sollen einen nach den Bahnverhälluissen möglichst langen
Radstand erhalten; derselbe ist für die Güterzugsmaschinen mit festen, seitlich nicht ver-
schiebbaren Achsen höchstens auf 4,500 m anzunehmen.

ei Krümmungen in der freien Bahn, welche weniger als 250 m Halbmesser haben,
sind für drei. oder mehrachsige Lokomotiven von mehr als 3 m Radstand bewegliche Nad-
Vestelle oder verschiebbare Achsen anzuwenden.

25.
Tender.

Die**1 des Wasserbehälters der Tender über den Schienen darf bis zu 2,750 mbetrage
*-Wagen Rihstand.

Beie Wagen, welche mehr als zwei Achsen ohne Drehgestell haben, muß für die
Mittelachsen eine entsprechende Verschiebbarkeit angeorduet werden, sofern der Radstand
über 4 m beträgt.

Für Güterwagen ist ein kleinerer Radstand als 2,500 m nicht anzuwenden und soll
das Maß von 4,000 m für den Nadstand nichtüberschritten werden.

Wagengestelle.
Die miltlere Höhe des Fußbodens der Güterwagen soll über Schienenoberkante 1,220

r betragen.
8. 28.

Bremsen.
Die Bremsen der Fahrzeuge sollen so beschaffen sein, daß mit denselben eine an-

nähernde Feststellung der Achsen erzielt werden kann.
Bei Anwendung von Bremskurbeln müssen dieselben beim Festbremsen slets nach

rechts gedreht werden.
29.

Ge akeedr ick.
Bei sämmilichen Betriebsmitteln soll das Gewicht, welches die Achse eines Fahr-

zeuges einschließlich des Gewichts der Achsen und Räder aufnehmen darf, 14,000 Kilo-
gramm (280 Jollzentner) nicht übersteigen.

Zug- und StoßapparaDie Untergestelle müssen bei den Lokomotiven an dier vordern, bei den Tendern an
15“
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der hinteren Stirnseile und bei Tender. Lokomotiven und allen übrigen bahlgeugen, mit
Ausnahme der nur in Arbeitszügen laufenden, an beiden Stirnseiten mit elastischeund Siohapparaten versehen sein. Die Mitte der Zug- und Stoßapparate der über
Schienenoberkante bei leeren Fahrzeugen nicht höher als 1.065 m und bei beladenen
Fahrzeugen nicht tiefer als 0,940 m liegen.

Die Untergestelle der Wagen, mit Ausnahme der für besondere Zwecke gebauten,
müssen mit durchgehenden Zugstangen versehen sein.

F. 31.
Zugvorrichtung.

Die Zugvorrichtung der Fahrzeuge muß so konstruirt sein, daß die Länge, um welche
sie gegen die Kopsschwelle hervorgezogen werden kann, mindestens 0,050 m und nicht
mehr als 0,150 m belrägt.

Die Angriffsfläche 2 nicht angezogenen Zughakens soll von den äußersten Stoß-
flächen der Buffer nicht weniger als 0,345 m und nicht mehr als 0,395 m entfernt sein.

FIsDie borizontale Entfernung der Iste# an den Kopfseiten der Wagen soll von
Mitte zu Mitte 1.750 m betragen. Der Abstand der vorderen Bufferfläche von der
Kopsschwelle des Wagens ist bei völlig zusammengedrängten Buffern mindestens zu
0,370 m anzunehmen.

An jeder Kopsseite des Wagens muß die Stoßfläche des einen Buffers eben, die
des andern abgerundet sein und zwar so, daß vom Wagen aus gesehen, die Scheibe des
linken Buffers eben, die des rechten rund erhöht ist. Der Durchmesser der Bufferscheiben
soll mindestens 0,340 m und die Höhe der Wölbung der abgerundeten Scheiben in der
Mitte 0,025 m betragen.

8. 33.
Kuppelung.

Sämmtliche Wagen, mit Ausnahme der nur in Arbeitszügen laufenden, müssen mil
Schraubenkuppelungen versehen sein.

. 34.

Nadreifen.
Die normalen Laufflächen der Radreifen sämmtlicher Fahrzeuge müssen eine konische

Form von mindesene 120 Reigung haben.Breite der Radreisen soll bei Lokomotiven und Tendern nicht weniger als
o. r rm 5 nicht über 0,150 m und bei Wagen nicht weniger als 0,130 m und
i über 0,145 m betragen.

5. 35.
Sltellung der Räder.

Die Näder jeder Achse der Jahrzeuge müssen in unverrückbarer Lage gegen einander
seslgestellt, auch mit Spurkränzen versehen sein, deren Höhe von der Oberkante der Schie-
nen gemessen bei miltlerer Stellung des Nades nicht weniger als 0.025 m und im Zu-
stande der größten Abnutzung nicht mehr als 0,035 m betragen darf.
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Der lichte Abstand zwischen den Radreifen soll mindeslens 1,357 m und höchstens
1,.363 m betragen. Bis zur Höhe von 0,100 m über Schienenoberkante darf kein Theil
über die innere Seitenfläche des Nadreifens hervorragen.

§. 36.
Spielraum für die Spurkränze.

Der Spielraum für die Spurkränze (nach der Gesammtverschiebung der Achse an
dieser gemessen) darf bei normaler Spurweite nicht unier 0,010 m und auch bei der
hgrößten zulässigen Abnuhung nicht über 0,025 m betragen; bei den Mittelrädern sechs-
rädriger Lokomotiven ist jedoch ein Gesammtspielraum (bei übrigens gleichem lichten Ab-
stande zwischen den Rädern) bis 0,040 m zulässig.

37.
Naddurchmesser.

Der Raddurchmesser der Tender und Wagen mit Ausschluß der Radreifenstärke soll
mindestens 0,890 m betragen

Der Durchmesser der Triebräder der Lokomokiven ist anzunehmen:

für Züge, welche bio K25 m Geschwindigkeitiin der Stunde fahren, mindestens zu 0,900mdeögl. bis zu 30 km Om
„ 45 km -

und bei mehr rimien .. .. 1,500m
8. 38.

Achsstärke.
Die Slärke der Achsen der Personemwagen soll nicht unter 0.115 m betragen. Im

iigen ist die Stärke der Wagenachsen und Achsschenkel für die Bruttobelastung festzu-
etzen

Achsen vom besten Eisen mssen bei einer Belastung
von 200 k mindestens eine Stärke von 0,100 m in der Mabe und u im Schenkel
" 5 ok « » » » 0,115 »»« « - » »

« 8 8 k !?7 7° 77 77 .0,130 77 77 11 1 7 8 11 11

„ 10 000 k » ,.--»0-l40»«««.-0-095111« »

haben.
Die Schenkellängen sind hierbei zum 184 bis 21 sachen des Durchmessers ange-

nomme

dei Anwendung von Gußstahl können diese Belastungen um 20 Prozent erhöht
werden.

Bei Tendern und Wagen sollen die Achsen keine scharsen Ansätze zwischen den
Naben erhalten.

III. Schleßbepimwungen.
Die vorstehenden Bestimmungen treten uit 8 I. Oktober 1878 in Kraft.
Sie finden Amwendung auf die Bahnen von normaler Spurweite, und zwar:
1. in ihrem Abschnitt 1

) auf alle Bahnen, welche nach diesem Zeilpunkte in Angriff genommen werden,
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5) auch auf die derzeit bereits im Bau oder Betriebe befindlichen Bahnen, insofern
die betreffenden baulichen Anlagen oder Einrichtungen nach dem 1. Oktober 1878

einem zmufastenderen Umbau unterworfen werden;2. in ihrem AbschnittII
a) auf diejenigen Vetriebemittel, welche nach diesem Zeitpunkte neu beschafft werden,
b) sowie auf diejenigen alsdann bereils vorhandenen oder bestellten Betriebsmittel,

welche nach dem 1. Oktober 1878 eine vollständige Umänderung erleiden.
Bezüglich einzelner Bestimmungen dieses Reglements können Ausnahmen in Rücksicht

auf besondere Verhältnisse von der bandesregierung unter Zustimmung des Reichs-Eisen-
bahn-Amts bewilligt werden.

8. 40.
Für Bahnen, welche nach der übereinstimmenden Erklärung der Laudesregierung und

des Reichs-Eisenbahn-Amts zu den Bahnen untergcordneter Bedentung gehören, bleibt die
Anwendung der S§. 1 bis 38 — allgemein ausgeschlossen.Verlin, den 12. Juni 18Drr Reichskanzler.

v. Bismarck.
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Gesctsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

222

uegegcben am 24. Mt 1678.q)
23. Regi S -Bekanutmach vom 20. Juli 1878,

die Erhebung eines Brückengeldes in Mschlitz betreffend.
Nachdem mit Höchster Genehmigung der Gemeinde Möschlitz bis auf Widerruf das

Necht ertheilt worden ist. für das Passiren der in Möschliver Flur über die Wiesenthal
führenden Brücken mit Vieh und Fuhrwerk, von Einwohnern fremder Ortschaften vom
1. August dieseo Jahre# ab eine Abgabe zu erheben, so wird der für diese Hebestelle
festgesethte Tarif nachslehend mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß
die in Nr. II der revidirlen Straßenpolizeiordnung vom 31. Mai 1853 enthaltenen,
die Wegegeld. Entrichtung betreffenden Bestimmungen auch auf die Entrichtung des für
NRechnung der Gemeinde zu erhebenden Brückengeldes Anwendung zu finden haben.

Greiz, den 20. Juli 1878.

Fürstlich Neuß- ## „andesregierung.
Taa * J. Arnold.

der i in Woschli.
a. für jedes angespannte Pferd — N. 5 fg.
b. „ „ „ Stück 2 , 4„
c. „ „ Hundefuhrwerk . . .........—,,2»

d. „ ledige Pferd oder Rind — „ 1 „
e. „t je 4 Stück Kleinvieh, Ziegen, Schafe, Schweine, alber:c. ö Siuck frei) — „ 1 „

24. Landtagsabschied
für den siebenten außerordentlichen Landtag.

Wir Heinrich der Zwei und JIwanzigste, von Gottes Gnaden Aelterer
Linie sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 2c.
urkunden und fügen hiermit zu wissen:

16
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Unsere Regierung halle dem gegenwärtigen siebenten außerordentlichen Landtage einen
Gesetzentwurf, Abänderungen der bestehenden Gerichtsversassung nebst einem neuen Besol-
dungs-Etat für das zu bildende Landgericht und die Amtsgerichte zur Verathung und Zu-
stimmung, sowie zur Bewilligung der entslehenden jährlichen persönlichen Mehrausgaben
und der erforderlichen einmaligen Baukosten von circa 12000 .

Der Landtag hat diese Vorlage abgelehnt und gleichzeitig beantragt, daß wegen
Anschliefung an ein auswärtiges Landgericht mit benachbarten Staaten Verhandlungen

gepflogen **x- möchtenDa Wir aber * sesten Ueberzeugung sind, daß die ohnezwerschwingiche Mehraus-aben zu argielende. Errichtung eines eigenen Landgerichts nur mit schwerer Schädigung
der wichtigsten Interessen des Fürstenthums und seiner Bewohner unrlasien würde, daß
vielmehr das unzertrennliche Wohl des Fürsten und des Vaterlandes die Errichtung eines
eigenen Landgerichts erheischt und daß diese Ueberzeugung von der Mehrheit der Bevöl-
kerung getheilt wird, so haben Wir es für Unsere landesväterliche Pflicht achten müssen,
dem ablehnenden Beschlufse sowie dem gedachten Antrage des Landtags Unsere Geneh-
migung nicht zu ertheilen, sondern auf Grund des Uns nach dem §. 78 der Verfassung
zustehenden Rechts den Landtag aufzulösen und neue Abgeordnetenwahlen anzuordnen.

Zu dessen Bekundung haben Wir den gegenwärtigen, in das Gesetzblatt auf-
zunehmenden

Landtagsabschied
ausfertigen lassen und nach Beidrückung Unseres Fürstlichen Insiegels Höchsteigenhändig
ollzogen.

Greiz, am 29. Juli 1878.
(L. S.) Heinrich XXII.

Faber.

23. Negi s-Bekanntmach vom 17. August 1878,

die Ausführung des Neichtgesees über den Spielkartenstempel betreffend.
Die von dem Vundesraihe des Deusschen Neichs erlassenen Vorschriften zur Aus-

führung des Reichsgesetzes, den Spielkartenstempel betreffend, vom 3. Juli 1878, welche
im Centralblatt für das Deutsche Reich S. 403 sich abgedruckt finden, werden zur Nach-

achtung für Alle, die es angeht, T hierdurch zur öffentlichen Kenniniß gebracht.
Greiz, am 17. August 1878

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
von Geldern-Crispendorf i. V.

J. Arnold.
Bekanntmachung,

zur Ausführung des Gesetzes, betreffend den Spielkarten-Stempel.
Zur Ausführung des Gesetzes, betreffend den Spielkarten-Stempel, vom 3. Juli 1878

(Reichs-Gesetblatt Seite 133) hat der Bundebrath nachstehende Vorschriften beschlossen:
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I. (Zu S5. 1 und 2.)
Die Erhebung der Stempelabgabe von den im Bundesgebiet gefertigten Spielkarten,

sowie die Abstempelung derselben steht derjenigen Zoll= oder Steuerstelle zu, welcher die
steuerliche Aufsicht (S. 4) über die betreffende Fabrik von der obersten Landesfinanzbehörde

übertraten worden ist.o haben die obersten Landesfinanzbehörden bezüglich der vom Auslande (ein-
tünlier Großherzogthums Luxemburg und der öslerreichischen Gemeinde Jungholz)
in das Bundesgebiet eingehenden Spielkarten die Zoll- oder Steuerstellen zu bestimmen,
welche zur Erhebung der Stempclabgabe und zur Abslempelung befugt sind. Dieselben
sind durch das Reichs-Centralblatt bekannt zu machen.

Die zum Gebrauch als Oblaten eingerichtelen Korten und die Kinderspielkarten, so-
fern die einzelnen Blätter nicht mehr als 35 Millimeter in der Höhe und 27 Millimeter
in der Breite messen, unterliegen der Stempelsteuer nicht.

II. (Zu §. 2.)
Die Abstempelung der Spielkarten erjolgt durch Stempelaufdruck milkels Maschine.
Der Stempelabdruck enthält den Reichsadler, die angabr,. des Abgabenbetrages und

das Zeichen der Amtostelle, welche die Abstempelung bewirktei Vorlegung der einzelnen Kartenspiele zur M müssen dieselben so ge-
packt sein, daß das zur Stempelung bestimmte Blakt oben aufliegt. Außerdem muß
jedes Spiel mit einem Umschlage versehen sein, der die Angabe der Blätterzahl enthält
undso einzurichten ist, daß das Kartenspiel vollständig zusammengehalten wird und daß
die vorschriftsmäßige Abstempelung des oben aufliegenden Blattes ohne Lösung des Um-
schlages bewirkt werdenkann.

Im übrigen trifft der Reichskanzler die näheren Bestimmungen über die Form und
die Farbe des Kartenstempels, das abzustempelnde Kartenblatt und das Verfahren bei der
Abstempelung.

III. (Zu F. 3.)
A. Für die vom Auslande (Ziffer 1) in das Bundesgebiet zum Verbleibe daselbst

eingehenden Shielkarten ist die Reichsstempelabgabe, und zwar für die über die Zollgrenzein das Zollgebiet des Reichs eingehenden Spielkarten neben dem tarifmäßigen Eingangs-
zoll zu entrichten. Gehen aus den Jollausschlüssen des Bundesgebiets Spielkarten, welche
mil dem Reichsstempel verseben sind, in das Zollgebiet ein, so ist nur der tarifmäßige
Eingangszoll zu erheben.

B. Wer Spielkarten vom Auslande (Ziffer 1) in das Zollgebiet einbringt, ist in
allen Fällen verpflichtet, dieselben beim Eingange als „Spielkarten“ anzumelden. Das
Erbieten, den höchsten Eingangszoll zu entrichten (§§. 27 und 32 des Zollgesetzes), oder
die Bereitwilligkeit, sich sofort der Revision zu unterwersen (F. 92 a. a. O.), begründet
in Betreff der Spielkarten keine Befreiung von der Verpflichtung zurgulmteloung.C. Wird die Versteuerung und Abstempelung nicht bei der Abfertigung an der
Grenze bewirkt, soist mit den eingehenden Spielkarten nach den Vorschriften wegen der

zollamtlichen Vehandlung 3ollpflichtiger Gegenstände zu verfahren und die Scherstellung
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des auf denselben bastenden Steneranspruchs in gleicher Wiis, wie diejenige des Zollan-spruchs, zu leisten. Der Verpflichtungterklärung auf demBegleikpapier ist ein ergänzender
Vermerk des Inhalts hinzuzusügen, daß die übernommene Verpflichtung auch auf die

Stempelsteuer sich erslrecke.Die Abfertigung auf ein zur Abstempelung befugtes Amt ist nicht zu beanstanden,
wenn auch nur das Gewicht der Spielkarten angemeldet ist. Der Stempelsteuer-Anspruch
wird in diesem Falle auf den Betrag von 6 Mark für jedes Zollpfund des Bruttoge-
wichts angenommen.

Die vollständige Anmeldung, welche die Anzahl der zum Verbleib im Zollgebiet be-
stimmten Kartenspiele und ihre Blätterzahl zu enthallen hat und in zwei von dem An-
meldenden unterschriebenen Exemplaren einzureichen ist, muß, wenn sie nicht schon bei dem
Grenzeollamte abgegeben wird, spätestens an dem Bestimmungvorke des Begleitscheins rc.
beigebracht werden und kann von dem Empfänger der Spielkarten verlangt werden, unbe-
schadet der gesetzlichen Verantwortlichkeit des EinbringerS. Die Steuerbehörde bat nöthigen-
falls den Empfänger zur Einreichung der vollständigen Anmeldung binnen einer kurzen
Frist aufzusordern. Das eine Exemplar der Anmeldung wird als Registerbelag zurückbe-
halten, das andere Erxemplar dem Aumeldenden mit der Quitlung über die Entrichtung

der S#tenpasfeuer ausgehändigt.. or erfolgter Stempelung dürfen die eingehenden Spielkarten, wenngleich derauf enc haftende Zollanspruch vollständig erledigt sein sollte, nicht in freien Verkehr
gesetzt oder nach Abnahme des amtlichen Verschlusses außer Aussicht und Kontrole ge-
lassen werden.

Entspricht die Packung der Spielkarten und der Umschlag derselben bei ihrer Vor-
legung zur Stempelung nicht den unter Ziffer II aufgestellten Ersordernissen, so kann die
Stempelung bis zur Beseitigung der obwaltenden Mängel versagt werden.

Diese Veseiligung liegt dem Steuerpflichtigen ob und darf nur unter ununterbrochener
amtlicher Aufsicht in dem von der Steuerbehörde dazu anzuweisenden Raume vorgenommen
werden.

E. In Betreff der Spielkarten, welche aus dem freien Verkehr des Großherzog-
thums Luxemburg oder der öfterreichischen Gemeinde Jungholz zum Verbleibe im übrigen
Zollgebiete oder zum Durchgange eingehen, kommt die Uebergangsscheinkontrole zur An-
wendung.

FS#S allen übrigen Beziehungen — namentlich wegen der Abfertigung zum Durch-
gange oder zum Ausgangc, zur Niederlage, wegen weiterer Verfügungen des Empfängers u. l. w.
bewendel es bei den über die Behandlung der goll= beziehungsweise übergangssteuerpflich.
tigen Gegenstände bestehenden Bestimmungen mit der unter C gedachten Maßgabe in
sehng des sicher zu stellenden Steuer-Anspruchs. Spielkarten, welche vom Auslande (Ziffer 1) durch das Zollgebiet oder aus in-

iündischn Fabriken zur Aufnahme in ein Auöfubrlager (§. 26, 3 des Gesetzes), in das
Gebiet der Zollauoschlüsse geführt werden, ist die Ausgangoabfertigung beim Grenzzollamle
erst dann vorzunehmen, wenn die Bescheinigung der zuständigen Behörde in den Zollaus=
schlüssen über die erfolgte Anmeldung der Spielkarten beigebracht ist. Der amtliche Ver-
schluß der Kolli ist in diesem Falle beim Ausgange aus dem Zollgebiele zu belassen und
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von dem Waarenführer bis zur Vorführung bei der Stempelstelle in den Jollausschlüssen
unwerletzt zu erhalten.

IV. (Zu S. 7.)
Die Kreditirung der Stempelabgabe ist nur für die im Bundesgebieke fabrizirten

Spielkarten zulässig. Dieselbe erfolgtl im Foligebitte nach den für die Zollkredite be-siehenden Bestimmungen, in den ZJollausschlüssen nach den von den obersten Landesfinanz-

behörden zu Saletnn Vorschristen, und zwar auf Gefahr derjenigen Regierung, welcheden Kredit bewill

V. (3u F. 26.)
 In den von der Zollgrenze ausgeschlossenen Theilen des Bundesgebiets ist die

Anmeldung der vom Auslande (Ziffer 1) eingehenden Spielkarten bei der nach Ziffer 1
zuständigen Steuerstelle schriftlich in zwei Exemplaren abzugeben. Sie muß die Anzahl,
die Zeichen und das Bruktogewicht der eingeführten Kolli, sowie die Anzahl und Blätter-
zahl der darin verpackten artenspiele, auch die Angabe enthalten, ob die letzteren

zum Verbleibe in d 3llaueschlusfen, oder zur unmittelbaren Durchfuhr durchdieselben,Aufnahme in einF’rannesuhrtager ungestempelter Spielkarten
bestimmt K Eine andere Disposition über die eingehenden Spielkarten ist unzulässig.
Die Frachlbriese oder sonstigen Begleitpapiere sind mit der Aumeldung vorzulegen.

Die Amtsstellen, denen die Ueberwachung der Waareneinfuhr in die Zollausschlüsse
obliegt, haben jede Einfuhr von Spielkarten der zuständigen Steuerbehörde (Ziffer 1) so-
sort anzuzeigen.

Die zum Verbleibe in den Zollausschlüssen bestimmten Spielkarten sind sogleich
u versteuern und abzustempeln. Das eine Exemplar der Anmeldung wird mit der

Steuerquittung versehen und dem Anmeldenden zurückgegeben.
37 übrigen finden die Vorschriften unter III. D. Abs. 2 und 3 Amwendung.

Die zur snsa Durchsuhr angemeldeten Spielkarten sind bis zum Wie-ih' aus den Zollausschlüssen in ununterbrochenem amtlichem Gewahrsam oder
unter amtlichem Verschluß 3 1 Die Hinterlegung oder Sicherstellung der Abgabe
kann dann unterbleiben, wenn der Anmeldende als sicher bekannt ist.

Die Wiederausfuhr gilt für bewirkt, wenn bei dem Uebergange der Kartenspiele in
das Zollgebiet die zuständige Jollatfertigungaselle bescheinigt, daß ihr dieselben in derangemeldeten Zahl und und Blätterzahl, bezw. mit unverletztem Verschluß zur weiteren
Abfertigung vorgeführt worden 2—bei dem Ausgange seewärts, wenn ein von dem

Schiffsführer gezeichnetes Exemplar des Konnossements eingeliefert und da, wo ein
Steuerposten vorhanden, die Auofuhr zugleich von diesem bescheinigt wird. Den mit der
Ueberwachung des Spielkartenstempels beanftragten Beamten steht es frei, von dem Ver-
laden der Spielkarten Ueberzeugung zu nehmen

. Die zur Aufrahme in ein Ausfuhrlager angemeldeten Spielkarten sind nach
Anzahl und Blätterzahl speziell zu revidiren und bis dahin in amtliche Verwahrung zu
nehmen. Das mit dem amtlichen Revisionsbefund versehene Duplikat der Anmeldung
erhält der Lagerinhaber als Belag für sein Lagerbuch (B. 6
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B. Großhändlern, welche einen regelmäßigen Export von Spielkarten in solchem Um-
fange betreiben, daß der Steuerwerth der ausgeführten Kartenspiele in jedem Jahre min-
destens 3 000 Mark beträgt, kann von der obersten Landesfinanzbehörde ein Ausfuhrlager
ungestempelter Spielkarten unter folgenden Bedingungen bewilligt werden:

1. die Vawiliigung ist auf die Person des Antragstellers beschränkt und widerruf-

do

—2

r

-

lich. Dieselbe erlischt, wenn der jährliche Export hinter dem vorbezeichneten
Umfange zurückbleibt, wenn der Lagerinhaber selbst oder, mit Ausnahme des
im §. 18 Absatz 2 des Gesebes gedachten Falles, seine Gewerbsgehülfen oder
Arbeiter eine Hinterziehung des Spielkartenstempels (§5. 10—12 des Gesetzes)
oder wiederholt eine Zuwiderhandlung gegen die erlassenen Kontrolvorschriften

16 des Gesetzes) verüben, oder wenn Spielkarten aus dem Lager in das
Jundeeogebiet abgesetzt werden;

die ungestempelten Spielkarten dürfen nur in einem, gegen Entwendung zu
sichernden, der Steuerbehörde anzumeldenden und ihrer Genehmigung bedürfenden
Lagerraum aufbewahrt werden; derselbe ist ausschließlich zu dem bezeichneten

weck zu verwenden und von dem Lagerinhaber sorgfältig unter Verschluß zu
halten. Veränderungen des Lagerraums hat der Lagerinhaber 3 Tage vor
ihrer Ausführung der Stenerbehörde anzuzeigen;
 der bagerinhaber haftet für die Stempelsteuer von den eingelagerten Spielkarten

und hat eine Kaution nach näherer Bestimmung der obersten Landesfinanzbe-
hörde zu bestellen.
die in das bager aufgenommenen Spielkarten müssen ausschließlich zur Ausfuhr
aus dem Bundesgebiete verwendet werden. Versendungen und Absaßz im
Bundesgebiete sind ausgeschlossen. Nur bei Auflösung des Lagers kann der
Restbestand zur Versteuerung angemeldet werden. Etwa gestattete Verpackung,
Umpackung oder Ummarkung der ungestempelten Karten muß unter amtlicher
Aufsicht geschehen;

. die zur Ausfuhr bestimmten Karten sind unter Angabe des Beslimmungsortes
und des Schiffes, miltels dessen die Ausfuhr erfolgen soll, des Schiffeführers,
sowie der Anzahl und Blätterzahl der Spiele der zusländigen Steuerbehörde
schriftlich anzumelden, unter deren spezieller Revision und Aussicht zu verpacken
und zu verschließen. Die Ausfuhr ist nach den unter A. 2 ertheilten Vor-
schriften nachzuweisen;
der Lagerinhaber hat nach näherer Vorschrift der Steuerbehörde über den Zu-
und Abgang ein vagerbuch zu führen. Auf der linken Seite ist der gesammte
Zugang an ungestempelten Karten, auf der rechten Seite der Abgang durch
Versendung in das Ausland sefort bei der Entfernung der Karten aus dem
Lager einzutragen. Die Eintragungen sind durch die mit der amtlichen Re-
visionsbescheinigung versehenen Einfuhr= und Ausfuhranmeldungen zu belegen.
Der Lagerinhaber hat das Lagerbuch nebst Belägen zur Einsicht der Steuer-
beamten im Lager offen zu legen, auch auf Verlangen denselben die Einsicht
der den Bezug und Absah von Spielkarten betreffenden Geschäftsbücher zu ge-
stalten. Er ist persönlich für die Richtigkeit der Buchungen und für die jeder-
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zeitige Uebereinstimmung des Bestandes mit den Buchungen haftbar. Das
Lager ist mindestens einmal vierleljährlich von Stenerbeamten zu revidiren, der
Soll, und Istbestand zu prüfen und ein, die Summen des Zugangs und des
Abgangs und den Sollbestand enthaltender Auszug mit der Bescheinigung des
Istbestandes, nach den verschiedenen Steuersätzen geordnet, der zuständigen
Steuerbehörde zur Vergleichung mit ihren auf Grund der Abfertigungen zu
und von dem Lager zu führenden Auschreibungen vorzulegen. Abweichungen, die
sich bei dieser Vergleichung des Soll= und Istbestandes ergeben, sowie sonstige Zu-
widerhandlungen gegen dic vorstehenden Vorschriften sind strafrechtlich zu verfolgen;
betreibt der Lagerinhaber auch Handel mit Gestempelten Karten, so muß das
Lager und die Verkaufsstelle für die letzteren sich in einem von dem Ansfuhr-.
lager getrennten Raume befinden.

C. Wer gestempelte Spielkarten zum Verkauf feilhalten will, hat dies vorher bei der
zuständigen Steuerbehörde anzumelden. Er hat demnächst sein Geschäftslocal außerlich als
Verkaufostelle von Spielkarten zu bezeichnen, über Ein= und Verkauf von Spielkarten
nach näherer Anweisung der Steuerbehörde ein Buch zu führen und den Steuerbeamten
auf Verlangen vorzulegen, auch die Karten ausschließlich au dem der Sleuerbehörde angemel-
deten Ort guszubewahren, Ein Wechsel des Lokals ist der letzteren binnen 3 Tagen anzumelden.

D. Reichsbevollinãchtiglen und Stationskontrolöre üben bezüglich des Spiel-burtenstenpe in den Zollausschlüssen dieselben Rechte und Pflichten, welche ihnen durch
§. 22 des Gesetzes für das Zollgebiet des Reichs übertragen sind.

Die Beamten der Kaiserlichen Hauptzollämter zu Hamburg und Bremen haben die
gelegentlich ihrer Dienstverrichtungen in den Zollausschlüssen wahrgenommenen Spielkarten-
stempel-Kontraventionen festzustellen und der zur strafrechtlichen Verfolgung zuständigen
Behörde anzuzeigen.

*

VI. (Zu §§. 5, 6 und 24.)
Die Beslimmungen über die Einrichtung der Spielkartenfabriken, die Fabrikation,

Stempelung, Aufbewahrung und Versendung der Spielkarten, die Buchführung, die Mel.
dungen an die Seerbeherde und den Einzelverkauf von Spielkarten sind in dem an-
liegenden Regulaliv, — die Vorschriften über die Nachstempelung der Spielkarten in der
Anlage B. zusammengestellt.

Berlin, den 6. Juli 1873

Der Reichskanzler.
In Vertretung:
Hofmann.

Amlage A.

Regulativ,
betreffend

den Betrieb der Spielkartenfabriken.
§. 1. Wer Spielkarten anfertigen will, hat der Zolldireclivbehörde, in deren Be-
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zirk die Anfertigung stattfinden soll, in den Jollausschlussen der obersten Landesfinanzbe-
hörde, eine Beschreibung und Zeichnung der Fabrikräume in zwei Exemplaren einzureichen,

welche die ganze Anlage und alle einzelnen Gebände — wenn auch nicht alle Räume
derselben zur Kartenfabrikation bestimmt sind — umfassen muß. Die Näume, worin die
Fabrikation betrieben wird, müssen, soweit möglich, unter Angabe des speciellen Fabri-
kationstheiles, für welchen jeder einzelne Raum bestimmt sein soll, besonders bemerkt werden.

in Exemplar wird mil dem Genehmigungsvermerk versehen und dem Fabrikanten
zurückgegeben.

Die Fabrikanlage und die einzelnen Räume derselben müssen derart beschaffen sein,
daß die sieuerlichen Revisionen dem Zwecke entsprechend ohne Schwierigkeiten ausgesührt
werden können. Von dem Beginn des Betriebs ist der Steuerbehörde spätestens an dem
vorhergehenden Werktage Anzeige zu machen.

Die Inhaber bestehender Anlagen zur Anfertigung von Spielkarten sind verpflichtet,
vor dem 1. Jannar 1879 mit der im §.5Absah 3 des Gesetzes vorgeschriebenen An-
zeige eine den vorstehenden Vorschriften entsprechende Beschreibung und Zeichnung einzu-
reichen, sofern eine solche nicht bereits früher für die Zwecke der Kontrolirung einer lan-

debges blihen Spielkartensleuer eingereicht worden ist2. Eine Verlegung, Erweiterung oder Veränderung der deklarirten Fabrikein-
richtung darf nur nach vorgängiger Genehmigung der mit der steuerlichen Aufsicht über

die Fabrik beauftragten Amtostelle vorgenommen werden. Von Besihveränderungen muß
der Besihnachfolger dicser Amteslelle spätestens binnen 4 Wochen nach dem staltgefuudenen

Wechsel neige macherDie gebritanten sind gehalten, von jeder Sorte Spielkarten, welche sie zu
—il beabsichtigen, ein Musterspiel bei der Stenerbehörde niederzulegen. Dieselben
haben ferner einem der Steuerbehörde vorher anzuzeigenden Blatte jedes Spiels ihre Firma
oder ein von der Steuerbehörde genehmigles Fabrikzeichen aufzudrucken.

§5. 4. Sämmtliche Arbeilen der Kartenfabrikation sind ausschließlich in den ge-

nehmigten, bezw. angesaglen gübrikräumen auszuführen. Auf Antrag zuverlässiger Fabri=kanten kann jedoch von der im F.1 bezeichneten Behörde unter folgenden Bedingungen
gestattet werden, daß die vorgearbeiteten (schwarz oder blau gedruckten) Karten von den
dazu bestimmten Arbeitern in ihren Wohnungen kolorirt werden:

a) die Genehmigung erfolgt auf Widerruf;
b) die zum Koloriren ausgegebenen Karten sind binnen einer bei der Ausgabe zu

bestimmenden angemessenen Frist in voller Anzahl, mit Einschluß der etwa
bei dem Koloriren oder sonst verdorbenen, an den Fabrikanten zurückzuliesern;

c) der Fabrikant hat nach näherer Anweisung der Steuerbehörde ein Kontobuch
zu führen, welches die Anzahl und Gattung der an die einzelnen betheiligten
Arbeiter ausgegebenen Karten, die Zurücklieserungsfrist und das Datum der
Ausgabe und der erfelgten Zrücklieferung enthält und den Steuerbeamten zur
Einsicht vorzulegen ist.

 5. Ferlige ungestempelte Spielkarten dürfen nur in einem der Sleuerbehörde
angezeigten, gegen Entwendung gesicherten Behältnisse niedergelegt werden, welches von
dem Fabrikantken sorgfällig unter Verschluß zu halten ist.
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6. Die zum Absatze im Bundesgebiete bestimmten Kartenspiele sind der Steuer-
behörde behufs der Stempelung mit einer in zwei Exemplaren einzureichenden Anmeldung
vorzuführen, welche die Anzahl und Vlätterzahl der abzustempelnden Kartenspiele enthalten
muß. Das eine Exemplar erhält der Fabrikant, mit der Steuerquiktung versehen, als
Belag für seine Buchführung (§. 8) zurück.

Versendungen ungestempelter Spielkarlen nach Orten im date sind nur be-hufs Aufnahme der Karten in die auf Grund des §. 26 Nr. 3 des Gesetzes bewilligten
Ausfuhrlager zulässig. In diesem Falle finden die unter F. 7 für die Ausfuhr aus dem
Bundesgebiete ertheilten Vorschrislen mit der Maßgabe Anwendung, daß von dem Ve-

öleitschein-Erledigungsamt die Ausgangsabfertigung der Spielkarten erst vorgnommenwerden darf, nachdem die Anmeldung derselben bei der zuständigen Behörde in den Zoll-
ausschlüssen bescheinigt ist.

§. 7. Die zur Ausfuhr aus dem Bundeögebiete bestimmten Karten sind der Steuer-
behörde anzumelden und nach genauer Revision unter Aussichl derselben zu verpacken.
Gegen Uebernahme der Verpflichtung für die Stempelsteuer und Sicherstellung der letztern
erfolgt die Abfertigung auf Uebergangs- beyw. Begleilschein oder, salls die Spielkarten
von dem Sihe eines Grenzzollamts unmittelbar in das Ausland geführt werden, auf Aus-
hangsdeklaration. Für die Ausfuhr der in den Jollausschlüssen gefertigten Karten kommen
die Bestimmungen zur Anmwendung, welche für die Ausfuhrlager gelten (Ziffer V. A. 2
der Auoführungsvorschrift).

Soleen inländische Karlen aus einem Theilc des Bundesgebiets in den anderen durch
das Ausland oder durch die von der Zollgrenze ausgeschlossenen Theile des Bundesgebicte
versendet werden, so isl das bei dergleichen Waarenversendungen überhaupt vorgeschriebene
Verfahren zu beobachten.

Ungesltempelte Spielkarten, welche an den inländischen Fabrikanten zurückgesendet were
den, können ohne Abstempelungin das Verschlußlager unter Anschreibung in Zugang (F. 8)
wieder aufgenommen werden, wenn ihre Hersiellung in der Fabrik und die Versendung
aus dem Bundesgebiete erwiesen wir

§. 8. Ueber die verfertigten arten ist der Fabrikant gehalten, zwei Bücher zu

lühnen und solche zur Einsicht der Steuerbeamten in der Fabrik offen zu legen. Für die
chtigkeit der Buchung und far die jederzeitige Uebereinstimmung des Bestandes anfertigch Spielkarten (F. 5) ist der Fabrikant verantwortlich. Das eine Buch hat auf

der linken Seite den gesammten Zugang an Spielkarten und auf der rechten Seite den
Abgang durch Stempelung, Ausfuhr aus dem Bundesgebiete oder Versendung behufs Auf-
nahme in ein Ausfuhrlager ungestempelter Karten (S. 26 Nr. 3 des Gesebes) nachzuweisen.
Die Anschreibungen hinsichtlich der Karten, welche in dem unter §F. 5 erwähnten Be-
hältnisse niederlegt werden, sind sofort nach der Aufnahme bezw. Entfernung der Karten
zu bewirken. Sind Karten unmittelbar nach deren Ferliostellung zur Stempelung, zur
Aussuhr aus dem Bundesgebiete oder Aufnahme in ein Ausfuhrlager ungestempelter
Karlen (. 26 Nr. 3 des Gesetzes) gelangt, ohne zuvor in das unter §. 5 erwähnte
Behältniß aufgenommen zu sein, so muß dies in dem Buche verzeichnet sein. Das zweile
Buch ist zum speziellen Ausweise über die gestempelten Karten bestimmt, und muß auf
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der linken Seite den Zugang an gestempelten Spielkarten, und auf der rechten Seite den
Abgang durch Verkauf und Versendung nachweisen.

Bei allen Eintragungen muß das Datum, wann der Zugang und Abgang geschehen,
bemerkt, und bei dem Verkauf und der Versendung der gestempellen — müssen
Name und Wohnort des Käusers resp. Empfängerd genau angegebenw

en revidirenden Beamtlen sind die vorhandenen fertigen Karten w der
iberzähligen und Ausschußbläller sämmtlich vorzulegen (§. 14 ded Gesetzes)§.9. Die bei der Fabrikation vorkommenden überzähligen und Kuoichüläne
müssen gesammelt, in dem der Steuerbehörde hierzu angemeldeten Behältnisse unter Ver-
schluß gebracht und die Ausschußblälter in der von der Steuerbehörde zu bestimmenden
Zeit unter Aussicht der kontrolirenden Beamten sämmtlich unbrauchbar gemacht werden.

n der Regel geschieht dies dadurch, daß die Blätter in der Mitte eingeschuitten werden.
Auf den Antrag des Fabrikanten kann die oberste Landesfinanzbehörde ein anderes, gegen
den Gebrauch der Blätter zum Kartenspiel völlig sicherndes Mittel zulassen. In allen
Fällen sind die Aßblätter, und bei Spielkarten, welche solche nicht enthalten, 4 andere
Vlälter, welche der Reichskanzler zu bestimmen hat, wenn sie als Ausschuhblätter ausge-
sondert werden, zu vernichten

DerEinzelverkauf von Spielkarten in Mengen von weniger als zehn Spielen
ist den Spielkarlenfabrikanten nur in einem besonderen, von den Fabrikräumen vollständig
getreunten Lokale gestattet. Befindet sich dieses Lokal in demselben Gebäude, in welchem
die Fabrikation der Spielkarten betrieben wird, so darf dasselbe nur nach vorgängiger Ge-
nehmigung der Steuerbehörde benußt werden. Die Fabrikanten sind verpflichtet, jede
Menge von Karten, welche zum Einzelverkauf bestimmt wird, ehe dieselbe in das betreffende
Lokal übergeführt wird, in dem zum Ausweise über die gestempelten Karten dienenden
Buche (F. 8) abzuschreiben, und in ein über den Einzelverkauf zu führendes Buch einzu-
tragen, auch in lebterem mindesten täglich Galtung und Anzahl der abgesetzten Spieleanzuschreiben. Der erste Absatz des §. 6 des Gesetzes findet auch auf den Einzelverkauf
der Fabrikanten und die dazu bestimmten Lokale Anwendung.

Versendungen einzelner Karlenspiele alS Proben u. s. w. nach Orten außerhalb des
Sibes der Fabrik begründen die Anwendung der vorstehenden Vorschriften über den
Einzelverkauf der Fabrikanten nichk.

Anlage B.

Bestimmungenüber

die Nachversteuerung der Spielkarten.
.Zuständig zur Erhebung der Nachsteuer ist bezüglich der Spielkartenfabriken die

Steuerstelle, welche die steuerliche Aussicht über dieselben zu führen hat. Im übrigen aber
kann die Anmeldung und die Entrichtung der Nachsteuer bei jeder Reichssteuern erheben-
den Amtoslelle erfolgen, in deren Bezirke die betreffende Handelsniederlassung oder der
Aufenthaltoort des Anmeldenden belegen ist, in den Zollauoschlüssen bei den unler Ziffer I.
der Ausführungsvorschriften bezeichneten Amtsstellen.
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2. Spiellartenfabrikanten, Spielkartenhändler und Inhaber öffentlicher Lokale haben
ihren Vorrath au Spielkarten, den sie am 1. Januar 1879 selbst in Gewahrsam oder
Anderen in Gewahrsam gegeben haben, spätestens am 8. desselben Monats der muständigen
Sleuerbehörde schriftlich anzumelden und die Anzahl und Blätterzahl der Kartenspiele, sowie,
ob dieselben ungestempelt oder mit welchem landesgesetzlichen Stempel sie versehen sind, im
letzteren Falle auch die Gattung der Spielkarten nach der Bezeichnung in dem bieherigen
landesgesezlichen Tarise, anzugeben und außerdem zu erklären, welche Anzahl von Karten-
spielen und mit welcher Blätterzah

a) sofort gestempelt, oder
b) sofort aus dem BundeSgebiete ausgeführt, oder
-) einstweilen bis zur Ausfuhr aus dem Bundeögebiete oder bis zur Abstempelung

aufbewahrt werden soll.
Die Anmeldung ist in zwei Exemplaren abzugeben und von dem Anmeldenden mit

Namen und Wohnungsangabe zu unterzeichnen.
3. Die zur Stempelung angemeldeten Spielkarten (2a) sind der Steuerbehörde vor-

zulegen und werden, nachdem die Uebereinstimmung mit der Anmeldung geprüft und fest-
gestellt und die Reichsstempelabgabe, bezw. der etwaige Mehrbetrag derselben über die
landesgesebliche Steuer für die einzelnen mit einem landesgeselichen Stempelzeichen ver-
sehenen Kartenspiele entrichtet worden ist, abgestempelt und dem Anmeldenden zur freien

Versagun überlassen.to t einem landesgesetzlichen Stempelabdruck versehene Spielkarten sind in allen
öues auf demjenigen Blatte mit dem Reichsstempel abzustempeln, auf welchem sich der

landesgesetzliche Stempelabdruck befindet. Der letztere ist dabei, so weit es möglich ist,
erkennbar zu erhalten.

Die Lösung des Umschlags bei Spielkarten, welche in fabrikmäßiger Verpackung vor-

gelegt werden, kann gefordert werden, wenn es zur Brstttellung!d Steuerbetrags erforder-lich ist, oder der Verdacht einer beabsichtigten Täuschung vorlie Karten sind mit demjenigen Reichsstempel zu vunsehen, zte nach ihrer Blätter-
zahl arserderch ist.

b. Die Kartenspiele, welche sofort aus dem Bundesgebiete ausgeführt werden sollen (20),

been unter Wssicn der Steuerstelle verpackt und sind zu diesem Behufe zur Amtsstelle
chaffen. Demnächst erfolgt die IerschluhanlogeG und Abfertigung zur Ausfuhr nachBalcho der Auosührungbversuifen unter ZifferIII und V bezw. des §. 7 des Regu-

lativs über den Betrieb der Spielkartenfabriken.
6. Die Menge der Spielkarten, welche einstweilen aufbewahrt werden sollen (2c), ist

in den Spielkarteufabriken nach Zahl und Blätterzahl der Spiele durch die mit der steuer-
lichen Aufsicht über dieselben beauftragten Amtsstellen festzustellen, die Eintragung in das
betreffende Buch (NRegulativ 8) zu bewirken und es sind die Kartenspiele, sowie die
überzähligen und Ausschußblälter in die hierfür bestimmten Behältnisse unter Verschluß des
Fabrikanten zu bringen (Regulaliv §. 5 und 9).

Bei den Spielkartenhändlern und Inhabern öffentlicher Lokale sind die zur einstweiligen
Aufbewahrung bestinunten Karlen nach Feststellung der Richtigkeit der Anmeldung entweder
in ein verschließbares festes Gelaß oder in verschließbare Kolli verpackt unter amtlichen

17“
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Verschluß zu zebman, Nach Ermessen der Steuerbehörde kann die Sicherstellung des
Stempels für diese Karten gefordert werden. Die Art der Ausführung ist auf der An-
meldung oder in besonderer Verhandlung anzugeben und die Richtigkeit der Angabe von
dem Anmeldendon durch Unlerschrift anzuerkennen.

Das weitere Verfahren richtet sich nach 3 bezw. 5.

Die einstveilige Ausbemahrng findet nur für die Zeit von einem Jahr nach derAnmeldung statt. Ist nach Ablauf dieser Frist die Ausfuhr nicht bewirkt, so hat die Ver-

steuerung und Abstempelung zu erfolgene Nachstempclung der in den Händen anderer, als der unter 2 bezeichneten
Farsonen besindlichrt Kartenspiele ist, soweil solche nach S. 24 des Gesetzes überhaupt zu
geschehen hat, nach den Vorschriften unter 2 bis 4 anzumelden und zu bewirken.

Eine Anmeldung zur Auofuhr oder zur einweiligen Aufbewahrung ist ausgeschlossen.
Ein Exemplar der geprüften und festgestellten Anmeldung erhält der Anmeldende,

mit der Bescheinigung über den Empfang der Spielmarken und die Zahlung der Nach-
stener versehen, zurück. Nur gegen Rückgabe derselben erfolgt die Aushändigung der

rten nach erfolgter Abstempelung.
Ist die Amtsstelle, welche die Nachsteuer Frboben hat, nach Ziffer 1 der Aus-Fühenenschtbn nicht zur Abstempelung von Spielkarten befugt, so übersendet sie die

nachzustempelunden Karten mit einem Verzeichnisse der zu solcher Abstempelung ermächtigten
Amt,stelle. Hin= und Rücksendung erfolgen unter der Bezeichnung als Reichsdienstsache.
Die oberste Landeefinanzbehörde kann, um das Hin= und Zurücksenden zu vermeiden, an-
ordnen, daß in solchem Falle die Abstempelung von der Amtsstelle, welche die Nachsteuer
erhoben hat, mittelst Handstempels vorgenommen werde.

en einzelnen Bundesregierungen bleibt überlassen, dahin Anordnung zu treffen,
daß den unter 2 bezeichneten Personen gestattet werde, bereits im Monat Dezember l. J.
Spielkarten zur Stempelung oder Nachstempelung bei der zuständigen Steuerbehörde vor-
zulegen.



Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

 10.
(Ansbebeten am 5. September 1878.)

26. Negierunge Verordnung vom 22. Angust 1878,
das Befahren der Landstraßen (Ache 1. Classe) betreffend.

Mit Höchster Genehmigung Ferenissimie wird mit Rücksicht auf die Unterhaltung
der Landstraßen (Wege I. Elasse) und den Verkehr auf denselben Folgendes verordnet:

8. 1.
Beim Befahren der Landstraßen (Wege I. Elasse) soll an allem gewerbomäßig be-

triebenen Frachtfuhrwerk der Beschlag der Radfelgen (d. h. der auf die Felgen gelegte
Metallreifen) eine Breile von mindesteno 10 cm. haben.

8. 2.
Unter gewerbsmäßig betriebenem Frachtsuhrwerk im Sinne gegenwärtiger Verordnung

sind zu wverstchenealle Lastfuhrwerke der Fuhrleute, welche aus der Uebernahme von Lohnfuhrenein Gewerbe machen,
2. die eigenen Fuhrwerke der Gewerbetreibenden aller Art, welche zu den mit

deren Gewerbe in Verbindung stehenden Lastfuhren dienen,
3. Fuhrwerke der Landwirthe, mit denen neben dem Betriebe der Landwirthschaft

sortgesetzt oder zu gewiffen Zeiten wiederkehrend das Lastfahren um Lohn be-
trieben wird.

S. 3.
Kein Fuhrwerk darf eine größere Breite als von 2,8 m. einnehmen.

S. 4
 Befahren der Landstraßen (Wege l Classe) in ihrer Längenrichtung ist mitAussch- der Zeit, wo Schlittenbahn statlfindet, nur für Räderfahrzeuge gestattet. Jede

Art Schleppvorrichtung, sie mag nun in Schlitlenkusen oder Schleisbaumen bestehen,
hleichviel, ob diese parallel oder in Winkeln zur Fahrrichtung stehen, ist verboten.

"

Vorslehende Bestimmungen treten mit dem 1. Oktober 1879 in RKraft. Zuwiderhand-
18
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bndlungen hegen dieselben unterliegen für jeden Kontraventionsfall einer Geldstrafe von
0 Mark oder ’vr-e’ Haftstrafe.6## am 22. August 18 „ "

Fürstlich Reuß.Pl. Landesregierung.
Faber.

J. Arnold.

27. Landesherrliche Verordnung vom 31. August 1878,
die Errichtung eines Nechnungsbureaus betreffend.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Neuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. #c
finden Uns bewogen, hiermit das Folgende zu verordnen:

81.
Als eine besondere Abtheilung der Kanzlei Unserer Vandceregierung und Unseres

Consistoriums wird am 15. September dieses Jahres ein unter Oberleitung und Aufsicht
dieser Behörden slehendes

BRechnungsbureau
errichtet.

Mit der Leitung desselben ist bis auf Weiteres der Vorstand des Katasterbureaus
und der Landrentenbank zu beauftragen und sind ihm Hülfaarbeiter auß dem Personal
derselben sowie der Regierungs= und Consisterialkanzlei beizugeben.

8 2. .

Zu dem Geschäftskreis des Rechnungsbureaus gehört im Allgemeinen die Vornahme
n. der Nevisionen aller Staatskassen, ingleichen die fortlaufende Controle über die

Einnahmen und Ausgaben derselben — Beides nach Maßgabe der von der Landeore-
gierung zu ertheilenden näheren Anweisungen;

b. der Revision der Gemeinde., Vereins-, Anstalts-, Stiftunge-, nirchen., Pfarr- 2c.
Kassen auf jedeomalige besondere Anordnung der Landesregierung beziehendlich des Cen-
sistoriums;

. der Revision aller, der Landesregierung und dem Consistorium zur Arufung undJuslificirung einzureichenden Rechnungen vorbehältlich der Beschlußfassung über die von
dem Rechnungsbureau gezogenen Erinnernngen und der Justifikation der Rechnungen

Seiten der betreffenden Oberbehördeder für die Landeoregierung' und das Consistorium sonst erforderlichen rechnerischen
Arbeiten (namenllich die Mithlfe bei Aufstellung des Staatshaushaltplanes sc.), in-

gleichen aller statistischen Arbeiten, insoweit solche nicht dem statistischen Bureau der ver-
einigten Thüringischen Staaten obliegen.
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Selbstverständlich sind die genannten Oberbehörden auch ferner befugt, die betreffen-
den Geschäfte selbst vorzunehmen oder andere Beamte damit zu beauftragen. Auch wird
durch Vorstehendes an der Zuständigkeit und Obliegenheit der Iustiz= und Verwaltungs-
behörden zur Revision und fortlaufenden Controlirung ver Sportelkassen derselben nichts
eändert.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Vollziehung und Vordruckung Unseres
Fürstlichen Insiegels.

Gegeben Greiz, den 31. August 1878.
(L. S.) Heinrich XXII.

Faber.





127

Gesetzsammlung
das Fürstenthum gen Aelterer Linie.

(Auehegeben am 24. #. 1878.)

26. Regi sBekanntmach vom 24. Oktober 1878,
die Ausführung des §. 29 des Reichsgesetzes vom 21. Oktober 1878 gegen

die gemeingefährlichen Bestrebungen der Socialdemokratie betreffend.

Unter Bezugnahme auf F. 29 des Reichsgesetzes rom 21. dieses Monats gegen
die gemeingefährlichen Bestrebungen der Socialdemokratie wird andurch bekannt gemacht,
daß unter den in demselben vorkommenden Begeichnungen „Landespelizeibehörde“ sowie
„Polizcibehörde“ datz Fürstliche Landrathsamt hier zu verstehen ist.

Greiz, am 24. Oktober 1878.

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Pertbes.
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Gesetzsammlung
das Fürstenthun n* Aelterer Linie.

uedegeren amM.12. 1878.)
29. Regi Bekanntmach vom 25. Owober 1878,

Abänderungen“ der der Regierungs-Verordnung“vom 14. April 1875, die Aus-
führung des Reichs-Impfgesetzes vom 8. April 1874 betr., beigedruckten

Formulare I!, IIB, V und VI betreffend.

Von dem Bundeerathe des Denutschen Reiches ist in der Sitzung vom 5. September
dieses Jahres beschlessen werden, daß

1) an Stelle der zu Meichiupigeict vom 8. April 1874 sestgestellten (der Regierungs-verordnung von l4. April 1875, die Ausführung des gedachten Reichsgesetes betr. (Ges.-S.
v. 1875 S. 75) triedennh Formulare V. über die Impflisten und VI., betreffend
die Uebersicht über das rgebnisß, der Jmpfung, künftig die nachstebend abgedruckten For-
mulare V. bis IX. anzuwenden sind,

2) in den zu dem gedachten Geiete Felietemne ermuigeen I. und ll. bei den
Impfscheinen für Wiereriman (Ges.-S. v. S ormular 1 B und S. 86Formular II B) in der 3. Zeile des Tertes 1v ** **1 zu setzen „,wiedergeimpft“.

Dies wird zur Neckachtung für die bethriligten Behörden und Auergue mit dem
Bemerken zur öffentlichen Kenn#niß gebrachtl, daß die Formulare VII. A und VII. B
(S. v0 und 91 der Ges..S.v. 1875) künftig als No. X A bez. B zu bezeichnen sind.

Greiz, am 25. Oktober 1876.

Fürstlich Neuß--Pl. Landesregierung.
v. Gelsdern-Crispendorf

. V.

Hofmann.
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Formular V.
—. —

temer kungen.

I. In die Liste für Erstimpfungen sind aufzunehmen:

—

—

1. die aus der vorjährigen Liste für Erstimpfungen zu übertragenden, in Spalte 26
derselben vermerkten Erstimpfpflichtigen;

2. sämmtliche während des vorhergehenden Kalenderjahres beborenen und amSchlusse desselben im Impfbezirke lebenden Kinder, gleichviel ob dieselbenwährend des vorhergehenden Kalenderjahres eine geimpft
worden sind oder nicht;

3. die während des laufenden Kalenderjahres auo anderen Impfbezirken zu-
gezogenen und als noch nicht mit Ersolg geimpft überwüsfenen, im vor-
hergebenden Kalenderjahre geborenen Kinder

. Spalle 8 ist einzutragen:

 bei Impfung mitMenscheulyuyhe von Körper zu Körper der Vor= und Zu-
name des Abimpfling

2. bei Jmpfung mit austeaahrr Menscheulymphe der Name desjenigen Instituto
oder desjenigen Impfarzles, von welchem die Lymphe bezogen wurde. Hatte
der eintragende Impfarzt die in aufbewahrtem Zustande gebrauchte Lymphe
von einem einzelnen Kinde entnommen, so ist der Name dieses Kindes ein-
zukragen; halle er sie von mehreren Kindern entnommen und gemischt auf-

bewahrt, so ist der Name des Impfartes selbst in diese Spalte einzutragen;
3. bei Impfung mit Thierlymphe ist der Name — Inslituts oder der-

jenigen Privatperson einzutragen, von welcherdaszur Impfung benutzteThier oder die aufbewahrte Lymphe begogen zurdes
 In der Spalte 26 sind zu vermerken:

1. alle nicht zur Nachschau vorgestellte und daher in Spalte 16 mit „Nein“
verzeichnete Kinder;

2. alle zum ersten oder zum zweiten Male, aber nicht die- zum dritten Male
ohne Erfolg geimpfie Kinder (entnehmbar aus den Spalten 6 und 17);

3. alle auf Grund ärztlichen Zeugnisses zurückgeslellle (Spalte24), sowie alle
nicht auffindbare (Spalte 21) oder der Impfung vorschriftowidrig entzogene
(Spalte 25) Kinder.

 Jede von der Entwickelung mindestens einer wohlausgebildeten Vaceinepustel ge-
solgte Impfung ist als eine solche „von Erfolg“ zu verzeichnen.
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Bei der Wiederimpfung treten nicht immer Pusteln auf, welche mit allen
charakteristischen Merkmalen versehen sind. Als Wiederimpfung von Erfolg ist

eine solche anzusehen. nach welcher sich am Tage der Nachschau mindestens eine
mehr oder weniger eingetrocknele Pustel oder die Borke von einer oder mehreren
rasch in ihrer Entwickelung verlaufenen Pusteln vorfindel.
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Liste der zur Erstimpfung
für

Der zur Erst, Art der Impklung.Des Valers.

Vllegevaters oder Zahl An·
den Kinder Vormundes gabt. Mit Menschenlpymphe Mit Thlerlymphe

der

— voran0 woher
* dievon von n

2 Vor. Jahr Sland aegans der vym· Aor· Giy anders Kör. El- anders
* und und Tag Nae. und aenen Iun · phe per cerin, aufbe.per cerin·auibe·
* Zu. der « oh psung. .. bun twin- wahr. zu lym wahr·

; psun · " - -

name. Geburtk. nung. n nom. phe. ter. * phe. ler.
gen. . .

men.

I. 2. 3 r- 5 . #6.,.0. 11. 12. 14. 14.

1. I l
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— —

*

Formular VI.
–—

emerkungen.

 In die Liste für Wiederimpfungen sind aufzunehmen:
1. die aus der vorjährigen Liste für Wiederimpfungen zu übertragenden, in

Spalte 27 derselben vermerkten Wiederimpfpflichtigen;
2. sämmtliche Zöglinge der im Impfbezirke befindlichen öffentlichen Lehranstallen

und Privatschulen mit Ansnahme der Sonntags= und Abendschulen, welche
während des Geschäftejahres das 12. Lebenojahr zurücklegen, gleichviel ob
dieselben bereits angeblich oder wirklich innerhalb der vorhergehenden 5 Jahre
mit Erfolg wiedergeimpft sind, oder die natürlichen Blattern überstanden

aben. Ob eine von diesen beiden letzteren Thatsachen vorliege, muß der
Impfarzt durch Kennkuißnahme der bezüglichen ärztlichen Zeugnisse beziehungs-
weise durch eigene Untersuchung feststellen und im Bejahungofalle in den be-

züglichen Spalten des bistensformulars verzeichnen.. Spalte 8 ist einzut
. bei Impfung mit M#mschlne von Körper zu Körper der Vor- und Zu-

name des Abimpflings;
2. bei Impfung mit aufbewahrter Menscheulymphe der Name desjenigen Iustituls

oder desjenigen Impfarztes, von welchem die Lymphe bezogen wurde. Hatte
der eintragende Impfarzt die in aufbewahrtem Zustande gebrauchte emphe
von einem einzelnen Kinde genommen, so ist der Name dieses Kindes ein-
zutragen; hatte er sie von mehreren Kindern entnommen und zunächst auf-
bewahrt, jo ist der Name des Impfarzles selbst in diese Spalten einzutragen;

3. bei Impfung mit Thierlymphe ist der Name desjenigen Instituts oder der-
jenigen Privakperson einzutragen, von welchen das zur Abimpfung benutzte
Thier oder die aufbewahrte Lymphe bezogen wurde.

. die Spalte 27 sind einzutragen:1

 alle nicht zur Nachschau vorgestellten und daher in Spalte 16 mit „Nein"
verzeichneten Kinder:

2. alle zum ersten oder zum zweiten Male, aber nicht die zum dritten Male
ohne Erfolg geimpften Kinder (entnehmbar aus den Spalten 6

3. alle ahen Nichtauffindbarkeit dder zusälliger Ortsabwesenheit nichtgeimpste
S 22), auf Grund ärztlichen Zeugnisses zurückgeslellte (Spalte 25)orru% * Impfung vorschriftswidrig entzogene (Spalte 26) Kinde

Jede von der Entwickelung mindestens einer wohlauögebildeten Increntpuste ge-
solgte Jmpfung ist als eine solche „von Erfolg“ zu verzeichnen.
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Bei der Wiederimpfung treten nicht immer Pusteln auf, welche mit
allen charalteristischen Merlwalen versehen sind. Als Wiederimpfung von Er.

L ist eine solche anzusehen. nach welcher sich am 18. der Nachschau mindestenseine mehr oderweniger eingetrocknele Puslel oderdie Vorke von einer odermehreren rasch in ihrer Entwickelung verlaufenen Fusten vorfindet.
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Liste der zur Wiederimpfung
für

Art der Impfung.Der zur Wieder- Des Vaters, Zahl
impfung vorzustellen-.HPflegevaters oderc er An- " .

inder Vormundes wäh- gabe, Mit Menschenlymphe, Mit Thierlymphe
rend 1

. 1 1 derTag woher D4 #74

* « « letzten die von von
S der

Vor Jahr Stand zin er on.ör. Gly audeie —2 Gly jie
* und und Tag Name und ran. Im-. phe per cerin: aufbe- per cerin· aufbe-

.

* Zu- der Woh. cgegan-pfung ge- zu lym- wahr-!öu lym- wahr-
name. 1 Geburt. nung. * nom- phe. ter. phe. ter.

pfun-. men. « . «

gen.

I. 2. 3 — 64. 1 . 4.
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vorzustellenden Kinder
187.—

Die Impfung ist unterblieben wegen:
Es ist

ZahlObzur “rn — —
War Zahl * 2 * . demnach

der ge! Nach- 5 *3 3 S* ·
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schnit- und an von ten E — ««

teodecwcliE r3222 5 Juyfun=r- us- S8 S t — ieir n —Impf.] chem * ——— — m — 2 gen zu
Imp « . — S. — 2 »

sticheTW folg-tem; Y«E.—Fi53å«.äg;«,5 über
« · 5 —1 rr2 tragen.
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Formular VI.

temerkungen.

1. In die „Liste der bereils im Geburtsjahre zur Impfung vorzestellten Kinder"
sind vom Impfarzte die Namen u. s. w. nach Maßgabe der Spaltenüberschristen
von allen denjenigen Kindern einzutragen, welche vor Abllaufdesjenigen Kaleuder-
jahres, innerhalb dessen sie geboren sind, bereits zur Impfung vorgestellt und
wirklich geimpst worden sind.

. In ist einzutragen:

. bei Impfung mit — von Körper zu Körper der Vor= und Zu-name des Abimpflin
bei Jmpfung mit wasebahetr. Menschenlymphe der Name desjenigen Inslituts
oder desjenigen Impfarztes, von welchem die Lumphr bezogen wurde. Hatte der
eintragende Impfarzl die in aufbewahrtem Zustande gebrauchte Lymphe von
einem einzelnen Kinde entnommen, so ist der Name dieses Kindes einzutragen;
hatte er sie von mehreren Kindern entnommen und gemischt aufbewahrt, so
ist der Name des Impfarztes selbst in diese Spalten einzutragen;
bei Impfung mit Thierlymphe ist der Name desjenigen Instituls oder der-
jenigen Privatperson einzutragen, von welcher das zur Impfung beuutte
Thier oder die aufbewahrte Lymphe bezogen wurde.

*l

I. Jede von der Entwickelung mindestens einer wohlausgebildelen Vaccinepustel ge-
solgte Impfung ist als eine solche „von Erfolg“ zu verzeichnen.

Bei der Wiederimpfung treten nicht immer Pusteln auf, welche mit allen
charakteristischen Merkmalen versehen sind. Als Wiederimpfung von Erfolg isl
eine solche anzusehen, nach welcher sich am Tage der Nachschau mindesteno eine
mehr oder weniger eingetrocknete Pustel oder die Borke von einer oder mehreren
rasch in ihrer Entwickelung verlaufenen Pusteln vorfindet.
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Liste der bereits im Geburtsjahre
für

Der bercils im Geburts- Art der

jahre zur Impfung vor. Pfleg

" gestellten Kinder Vormundes Angabe, Mil Menschenlompde

7 - Tag wober ;
* J der “

3 Vor- Jahr Stand Lymphe lreerin anders
— und Tag und Körper .

und Name. " Implung at· aus.
der Wob nommen. (onnpte.

Zuname. Geburl. nung. Krper. 1 bewahrter.

4

i. 2. u 1. 5. # 7. S. v. 10.
3
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187
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Iumptung.
Zahl Ob

Mil Thierlpmphe der jzur War Zahl
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Impf. ##geke#n 6 "
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4.

ImLaufedesGeschäftsjabresvordem NachweiseerfolgreicherImpfungzuge- zogene,imVorjahregeboreneKinder.
— *

storben.

7. 8. 9.

 vonderImpfpflichtbefreit,weil

6

im Laufe
e

ungeimpft

d

Geschäftsjahres

*“ — 7

zogen.

siedienatürlichenBlattern
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Mal.
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für
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Formular VIII.

Impfungen
187

. · Ungeimpft blieben
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Gesetssammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

 13.
uegegeben am 28. Norember 1878.)

30. Laudeoherrliche Verordnung vvom 20. November 1878
zu Ausführung des Meichggesetzes vom 17. Juli 1878, die Abänderungder Gewerbe-Ordnung betreffend.

Wir Heiurich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. te.
verordnen zu Anführung des sub O hierneben abgedruckten Reichögesetzes vom 17. Juli
1878, betreffend die Abänderung der Gewerbe-Ordnung, hierdurch Folgendes:

1

Als Festtage im Sinne des Art. 1 (Tit. VII, 1, §. 105 der Gewerbe-Ordnung)
gelten:

der Neujahrstag,
Hoheneujahrstag,

r Charfreitag
er Ostermontag und

der Osterdienstag,
der Himmelfahrtstag,
der Pfingstmontag und
der Pfingstdienstag,

fze Reformationofesttag,
der Bußtag,
der erste, zweite und dritte Weihnachtofeiertag.

27272 2— —

72=

II.

Unter den in diesem Gesetze Art. 1 (Tit. VII, 85. 108, 109, 114, 137, 136,
139) erwähnten „Orlspolizeibehörden“ sind die Gemeindevorstände zu verstehen.

Als Polizeibehörde im Sinne der 5§. 130 und 139b, sowie in den Fällen des
9
22
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§. 106 sind für die Städte die Gemeindevorslände, für dao platte Land das Landraths-
amt zuständig

Die „here Verwaltungsbehörde“ im Sinne des §. 139, Abs. 1 und2 ist Unsere
Landesregierung.

Urkundlich haben Wir dese Verordnung Hoöchsteigenhändig vollgogen und UnserFürstliches Insiegel beisügen lasseGegeben Greiz, am 20. en nber 1878.
L. S.) Heinrich XXII.

Faber.

Gesetz, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung. Vom 17. Juli 1878.
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen rc.
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Vundesraths und des
Reichstags, was folgt:

Artikel 1.
An Stelle des Titels VII der Gewerbeordnung ktreten nachfolgende Beslimmungen:

Titel VII.
Gewerbliche Arbeiter (Gesellen, Gehülfen, Lehrlinge, Fabrikarbeiter).

1. Allgemeine Verhältnisse.
. 105.

Die Festsebung der Verhällnisse Mad den felbsländigen Gewerbetreibenden und
den gewerblichen Arbeitern ist, vorbehaltlich der durch Reichsgeseß begründeten Beschränk-
ungen, Gegensland freier Uebereinkunft.

Zum Arbeiten an Sonn- und Zesllagen können die Gewerbetreibenden die Arbeiter
nicht verpflichten. Arbeiten, welche nach der Natur des Gewerbebetriebes einen Ausschub
oder eine Unterbrechung nicht gestatten, fallen unter die vorstehende Bestimmung nicht.

Welche Tage als Festtage gelten, bestimmen die Landesregierungen.
106.

Gewerbetreibende, welchen die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt sind, dürfen, so
lange. ihnen diese Rechte entzogen bleiben, mit der Anleitung von Arbeitern unter acht-
zehnJahren sich nicht befassen.ie Entlassung der dem vorstehenden Verbot zuwider beschäftigten Arbeiter kann
polizeilich erzwungen werden.

Personen unter einundzwanzig Jahren dürfen, soweit reichsgesetzlich nicht ein Ande-
res zugelassen ist, als Arbeiter nur beschäftigt werden, wenn sie mit einem Arbeits-
buche versehen sind. Bei der Annahme solcher Arbeiter hat der Arbeilgeber das Arbeits-
buch einzufordern. Er ist verpflichtet, dasselbe zu verwahren, auf amlliches Verlangen
vorzulegen und nach rechtmäßiger Lösung des Arbeitsverhällnisses dem Arbeiter wieder
auszuhändigen.
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Auf Kinder, welche zum Besuche der Volksschule verpflichtet sind, finden vorstehende
Bestimmungen keine Anwendung.

8. 106.
Das Arbeitsbuch wird dem Arbeiter durch die Polizeibehörde desjenigen Ortes,

an welchem er zuleht seinen dauernden alfenthalt gehabt hat, kosten= undstempelfreiausgestellt. Die Ar#sene erfolgt auf Antrag oder mit Zustimmung des Vaters oder
Vormundes; ist die Erklärung des Vaters un zu beschaffen, so kann die Gemeindebe-
hörde die Zustimmung desselben ergänzen. Vor der Ausslellung ist nachzuweisen, daß der
Arbeiter zum Besuche der Volksschule nicht mehr verpflichtet ist, und glaubhaft zu machen,
daß bisher ein Arbeitsbuch für ihn noch nicht ausgestellt war.

5. 109.
Wenn das Arbeiksbuch vollständig ausgefüllt oder nicht mehr brauchbar, oder wenn

es verloren gegangen oder vernichtet ist, so wird an Stelle desselben ein neues Arbeiks-
buch ausgestellt. Die Ausstellung erfolgt durch die Polizeibehörde desjenigen Ortes, an
welchem der Inhaber des Arbeilsbuches zuletzt seinen dauernden Aufenthalt gehabt hat.
Das ausgefüllte oder nicht mehr brauchbare Arbeitsbuch ist durch einen amtlichen Ver-
merk ue schließen.

Wird das neue Arbeitebuch an Stelle eines nicht mehr brauchbaren, eines verloren
gegangenen oder vernichteten Arbeitsbuches ausgestellt, so ist dies darin zu vermerken.
Hür die Ausstellung kann in diesem Falle eine Gebühr bis zu fünfzig Pfennigen erhoben
werden.

8. 110.
Das Arbeitobuch (S. 106) muß den Namen des Arbeiters, Ort, Jahr und Tag

seiner Geburt, sowie seine Unterschrift enthalten. Die Ausstellung erfolgt unter dem
Siegel und der Unterschrift der Behörde. Leptere hat über die von ihr ausgestellten
Arbeitsbücher ein Verzeichniß zu führen.

Die Einrichtung der Arbeitsbücher wird durch den Reichskanzler bestimmt.

Bei dem Eintritte des Arbeiters in das Arbeitsverhältniß hat der Arbeitgeber an
der dafür bestimmten Stelle des Arbeitsbuches die Zeil des Eintrittes und die Art der
der Beschäftigung, am Ende deo Arbeitsverhältnisses die Zeit des Austrittes und, wenn
die Beschäftigung Aenderungen erfahren hat, die Art der letzten Beschäftigung des Ar-
beiters einzutragen.

Die Eintragungen sind mit Dinie zu bewirken und von dem Arbeitgeber zu unter-
zeichnen. Sie dürfen nicht mit einem Merkmal versehen sein, welches den Inhaber des
Arbeilsbuches günstig oder nachtheilig zu kennzeichnen bezweckt.

Die Eintragung eines Urtheils über die Führung oder die Leislungen des Arbeiters
und sonstige durch dieses Gesetz nicht vorgesehene Eintragungen oder Vermerke in oder andem Arbeitöbuche sin unzulässig.

Ist das Arbeitsbuch bei dem Arbeüeber unbrauchbar geworden, verloren gegangen
oder vernichtet, oder sind von dem Arbeitgeber unzulässige Eintragungen oder Vermerke

22°
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in oder an dem Arbeitsbuche gemacht, oder wird von dem Arbeitgeber ohne rechtmäßigen
Grund die Aushändigung des Arbeitsbuches verweigert, so kann die Ausstellung eines
neuen Arbeilsbuches auf Kosten des Arbeitgebers beansprucht werden.

Ein Arbeitgeber, welcher das Arbeitsbuch seiner gesetzlichen Verpflichtung zuwider
nicht rechtzeitig ausgehändigt oder die vorschriltsmäßigen Eintragungen zu machen unter-
lassen oder unzulässige Eintragungen oder Vermerke gemacht hat, ist dem Arbeiter enk-
schädigungpflichtig. Der Auspruch auf Entschädigung erlischt, wenn er nicht innerhalb
vier Wochen nach seiner Entstehung im Wege der Klage oder Einrede geltend gemacht ist.

8. 113
eim Ablange. können die Arbeiter ein Zeuguiß ber die Art und Dauer ihrerVesch n forder

Dieses Beng ist auf Verlangen der aheier auch auf ihre Führung auszudehnen.
8.Auf Antrag des Arbeikers bat die S#lebollheilehre die Eintragung in das Ar-

beitsbuch und das dem Arbeiter etwa ausgestellte Zeugniß kosten= und stempelfrei zu be-
glaubigen.

S. 115.
Die Gewerbekreibenden sind verpflichtet, die Löhne ihrer Arbeiter baar in Reichs-

währung auszuzahlen.
Sie dürfen denselben keine Waaren kreditiren. Die Verabfolgung von Lebensmitleln

an die Arbeiter fällt, sofern sie zu einem die anchaffungolste nicht Abersteigenden Preise
erfolgt, unter die vorstehende Bestimmung nicht; auch können den Arbeitern Wohnung,
Feuerung, Landuutzung, regelmäßige Beköstigung, Arzueien und ärztliche Hülfe, sowie
Werkzeuge und Stoffe zu den ihnen übertragenen Arbeilen unter Anrechnung bei der
Lohnzahlung verabfolgt werden.

F. 116.

Arbeiler, deren Forderungen in einer dem §. 115 ———— Weise berichtig!worden sind, können zu jeder Zeit Zahlung nach Maßgabe des 115 verlangen, ohnedaß ihnen eine Einrede aus dem an Zahlungsstatt Gegebenen uslignsen werden kann.
Letzteres fällt, soweit es noch bei dem Gmpfänger vorhanden oder dieser daraus bereichert
ist, derjeuigen Hülfskasse zu, welcher der Arbeiter angehört, in Ermangelung einer solchen
einer anderen zum Beslen der Arbeiter an dem Orte bestehenden, von der Gemeindebe-
hörde zu bestimmenden Kasse und in deren Ermangelung der Ortsarmenkasse.

7.
Verträge, welche dem §. 115 zuwiderlaufen, sind nichtig.

Sselbe gilt von Verabredungen zwischen den Gewerbetreibenden und den von
ihnen beschäftigten Arbeitern über die Entnahme der Bedürfnisse der letzteren aus gewissen
Verkaufostellen, sowie überhaupt über die Verwendung des Verdienstes derselben zu einem
anderen Zweck als zur Béctheiligung an Einrichtungen zur Verbesserung der Lage der
Arbeiter oder ihrer Familien.

S. 118.
Forderungen für Waaren, welche dem F. 115 zuwider kreditirt worden sind, können
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von dem Gläubiger weder eingeklagt, noch durch Anrechnung oder souft geltend gemacht
werden, ohne Unterschied, ob sie zwischen den Betheiligten unmittelbar enlstanden oder
miltelbar erworben find. Dagegen sallen dergleichen Forderungen der in §S. 116 be-
zeichneten Kasse zu.

. 119.

Den Gewerbetreibenden im Sinne der §S§. 115 bis 118 sind gleich zu achten deren
Familienglieder, Gehlfen, Beauftragle, Geschäftssührer, Aufseher und Faktoren, sowie an-
dere Gewerbetreibende, bei deren Geschäft eine der hier erwähnten Personen unmittelbar
oder miltelbar betheiligt ist.

Unter den in S§. 115 bis 118 bezeichneten Arbeitern werden auch diejenigen Per-
sonen verstanden, welche für bestimmte Gewerbetreibende außerhalb der Arbeitsstätten der
lebteren mit der Anfertigung gewerblicher Erzeugnisse beschäftigt find.

§. 120.
Die Gewerbeunternehmer sind verpflichtet, bei der Beschäftigung von Arbeitern unter

achtzehn Jahren die durch das Alter derselben gebotene besondere RNücksicht auf Gesund-
heit und Sittlichkeit zu nehmen.

Sie haben ihren Arbeitern unter achtzehn Jahren, welche eine von der Gemeinde-
behörde oder vom Staate als Fortbildungsschule anerkannte Unterrichtsanstalt besuchen,
hierzu die, erforderlichenfalls von der zuständigen Behörde festzusetzende Zeit zu gewähren.
Für Arbeiter unter achtzehn Jahren kann die Verpflichtung zum Besuche einer Fortbildungs-
schule, soweit die Verpflichtung nicht landesgesetlich besteht, durch Ortsslalut (5. 142)

begründet werden.Die Gewerbeunternehmer sind endlich verpflichkek, alle diejenigen Einrichtungen her-
zustellen und zu unterhalten, welche mit Rücksicht auf die besondere Beschaffenheit des Ge.
werbebetriebs und der Betriebsstätte zu thunlichster Sicherheit gegen Gesahr für Leben
und Gesundheit nolhwendig sind. Darüber, welche Einrichtungen für alle Anlagen einer
bestimmien Art herzustellen sind, können durch Beschluß des Bundesraths Vorschriften
erlassen werden. Soweit solche nicht erlassen sind, bleibt es den nach den Landesgesetzen
zuständigen Behörden überlassen, die erforderlichen Bestimmungen zu treffen.

8. 120u.
Streitigkeiten der selbsländigen Gewerbetreibenden mit ihren Arbeilern, die auf den

Antritl, die Fortsetzung oder Aufhebung des Arbeilsverhältnisses, auf die gegenseitigen
Leistungen aus demselben, auf die Ertheilung oder den Juhalt der Arbeitsbücher oder
Zeugnisse sich beziehen, sind, soweit a diese Angelegenheiten besondere Behörden bestehen,
bei diesen zur Entscheidung zu bringInsoweit solche besondere Vebe# nicht bestehen, erfolgt die Entscheidung durch die

Gemcindebehörre. Gegen diese Eutscheidung steht die Berufung auf den Rechtsweg binnen
zehnTagen offen; die vorläufige Vollstreckung wird durch die Verufung nicht aufgehalten.

Durch Ortsstatut (S. 142) können an Stelle der gegenwärtigen hierfür bestimmten
Behörden Schiedsgerichte mit der Entscheidung betraut werden. Dieselben sind durch die
Gemeindebehörde unter gleichmäßtiger Zuziehung von Arbeitgebern und Arbeitern zu bilden.



2. Verhältnisse der Gesellen und Gehülfen.
5. 121.

Gesellen und Gehülfen sind verpflichtet, den Anordnungen der Arbeitgeber in Be-
ziehung auf die ihnen übertragenen Arbeiten und auf die häuslichen Einrichtungen Folge
zu leisten; zu häuslichen Arbeiten sind sie z, verbunden.

Das Arbritsverhältniß zwischen den rr oder Gehülfen und ihren Arbeilgebern
kann, wenn nicht ein Anderes verabredet ist, durch eine jedem Theile freistehende, vierzehn

Tage vorher erklärte Aufkündigung gelöst *½
Vor Ablauf der vertragsmäßigen 2 8 ohne Aufkündigung können Gesellen und

Gehülfen entlassen werden:
1. wenn sie bei Abschluß des Arbeitsvertrages den Arbeitgeber durch Vorzeigung.

falscher oder verfälschter Arbeitsbücher oder Zeugnisse hintergangen oder ihn über
das Vestehen eines anderen, sie gleichgeitig verpflichtenden Arbeitsverhältnisses in
einen Irrthum versetzt haben;

l wenn sie eines Diebstahls, einer Entwendung, einer Unterschlagung, eines Betruges
oder eines liederlichen Lebenswandels sich schuldig machen;
wenn sie die Arbeit unbefugt verlassen haben oder sonst den nach dem Arbeits-

verlrage ihnen obliegenden Verpflichtungen nachzukommen beharrlich verweigern;4. wenn sie der Verwarnung ungeachtet mit Feuer und Licht unvorsichtig umgehen;
4. wenn sie sich Thätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen den Arbeilgeber oder

seine Vertreter oder gegen die Familienangehörigen des Arbeitgebers oder feiner
Vertreter zu Schulden kommen lassen;
wenn sie einer vorsätzlichen und rechlswidrigen Sachbeschsdigung zum Nachtheil
des Arbeitgebers oder eines Mitarbeiters sich schuldig machen;

. wenn sie Familienangehörige des Arbeitgebers oder seiner Verlreler oder Mitar-
beiter zu Handlungen verleiten oder mit Familienangehörigen des Arbeitgebers
oder seiner Vertreter Handlungen begehen, welche wider die Gesele oder die
gulen Sitlten verstoßen

. wenn fie zur bnurins der Arbeit unfähig oder mit einer abschreckenden Krank-
heit behaftetIn den unter 4 l bis 7 gedachten Fällen ist die Entlassung nicht mehr zulässig,

wenn die zu Grunde liegenden Thatsachen dem Arbeitgeber länger als eine Woche be.
kannt sind.

Inwiefern in den unter Nr. 8 gedachten Fällen dem Entlassenen ein Anspruch auf
Entschädigung zustehe, ist nach dem Inhalt des Vertrages und nach den allgemeinen ge-
selichen Vorschriften zu beurtheilen.

#

*.

E
##

12
Vor Ablauf dervertragsmäßigen Zeit 8 ohne Aufkündigung können Gesellen und

Gehülfen die Arbeit verlassen
1. wenn sie zur Forisehung der Arbeit unfähig werden;
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l wenn der Arbeitgeber oder seine Vertreter sich Thätlichkeiten oder grobe Be-
leidigungen gegen die Arbeiter oder gegen ihre Familienangehörigen zu Schulden
kommen lassen;
wenn der Arbeitgeber oder seine Vertreter oder Familienangehörige derselben die
Arbeiter oder deren Familienangehörige zu Handlungen verleiten oder mit den
Familienangehörigen der Arbeiter Handlungen begehen, welche wider die Gesetze
oder die guten Sitten laufen;

4l wenn der Arbeilgeber den Arbeitern den schuldigen Lohn nicht in der bedungenen
Weise augzahlt, bei Stücklohn nicht für ihre ausreichende Beschäftigung sorgt, oder
wenn er sich widerrechtlicher Uebervortheilungen gegen sie schuldig macht;

4 wennbeiFortsetung der Arbeit das Leben oder die Gesundheit der Arbeiter
einer erweislichen Gefahr ausgesetzt sein würde, welche bei Eingehen des Arbeits-
vertrages nicht zu erkennen war.

In den unter Nr. 2 und 3 gedachten Fällen ist der Austritt aus der Arbeit nicht
mehr zulässig, wenn die zu Grunde liegenden Thatsachen dem Arbeiter länger als eine
Woche bekannt sind.

2

8. 126.
Ein Arbeitgeber, welcher einen Gesellen oder Gehülfen verleitet, vor rechtmäßiger

Beendigung des Arbeiksverhältnisses die Arbeit zu verlassen, ist dem früberen Arbeitgeber
für den dadurch entstehendenSchaden als Selbstschuldner milverhaftet. In gleicher Weise
haftet ein Arbeitgeber, welcher einen Gesellen oder Gehülfen annimmt oder behält, von
dem er weiß, daß derselbe einem anderen Arbeitgeber zur Arbeit noch verpflichtet ist.

3. Lehrlingsverhältnisse.
§. 126.

Der Lehrherr ist verpflichtel, den Lehrling in den bei seinem Betriebe vorkommenden
Arbeiten des Gewerbes in der durch den Zweck der Ausbildung gebotenen Reihenfolge
und Ausdehnung zu unterweisen. Er muß entweder selbst oder durch einen geeigueten,
ausdrücklich dazu bestimmten Vertreter die Ansbildung des vehrlings leiten. Er darf dem
Lehrling die zu seiner Ausbildung und zum Besuche des Gottesdienstes an Sonn- und
Festtagen ersorderliche Fit und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen Dienslleistungen
nicht entziehen. Er hat den Kchriing * Arbeitsamkeit und zu gulen Silten anzuhaltenund vor Ausschweisunten zu bewahren

127.

Der Lehrling ist der väterlichen Zuchl des Lehrherrn unterworsen. Dem;enigen
gegenüber, welcher ar Stelle des Lehrherrn seine Ausbildung zu leiten hat, ist er zur
Folgsamkeit verpflichtet.

8. 128.
Das Lehrverhältniß kann, wenn eine längere Frist nichl vereinbart ist, während der

ersten vier Wochen nach Beginn der Lehrzeit durch einseitigen Rücktritt aufgelöst werden.

neVereinberung,wonach diese Probezeit mehr als drei Monate betragen soll,ist.
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Nach Ablauf der Probezeit kann der Lehrling vor Beendigung der verabredeten
Lehrzeit entlassen werden, wenn einer der im F. 123 vorgesehenen Fälle auf ihn An-
wendung findet.

Von Seiten des Lehrlings kann das Lehrverhältuiß nach Ablauf der Probezeit auf-
gelöst werden:

1. wenn einer der im §. 124 unter Nr. 1, 3 bis 5 vorgesehenen Fälle vorliegt;
2. wenn der Lehrherr seine gesehlichen Verpflichtungen gegen den Lehrling in einer

die Gesundheit, die Sittlichkeit oder die Ausbildung des Lehrlings gefährdenden
Weise vernachlässigt, oder das Recht der väterlichen Zucht mißbraucht oder zur
Erfüllung der ihm vertragsmaßig obliegenden Verpflichtungen unfähig wird.

Der Lehrvertrag wird durch den Tor des Lehrlings aufgehoben. Durch den Tod
des Lehrherrn gilt der Lehrvertrag als aufgehoben, sofern die Aufhebung innerhalb vier
Wochen geltend gemacht wird.

S. 129.
Bei Beendigung des Lehrverhältnisses hat der Lehrherr dem Lehrling unter Angabe

des Gewerbes, in welchem der Lehrling unterwiesen worden ist, über die Dauer der Lehr-
zeit und die während derselben erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten, sowie über sein
Betragen ein Zeugniß auszustellen, welches von der Gemeindebehörde kosten= und slempel-
frei zu beglaubigen ist.

An Stelle dieser Zeugnisse können, wo Innungen oder andere Vertretungen der
Gewerbetreibenden bestehen, die von diesen auogestellten Lehrbriefe treten.

8. 130.
Verläßt der Lehrling in einem durch dieses Gesetz nicht vorgesehenen Falle ohne

Zustimmung des Lehrherrn die Lehre, so kann letzterer den Anspruch auf Rückkehr des
Lehrlings nur Leltend machen, wenn der Lehrvertrag schriftlich geschlossen ist. Die Polizei-
behörde kann in diesem Falle auf Antrag des Lehrherrn den Lehrling anhalten, so lange
in der Lehre zu verbleiben, als durch gerichtlichee Urtheil das Lehrverhäliniß nicht für
aufgelöst erklärt ist. Der Antrag ist nur zulässig, wenn er binnen einer Wochena
dem Austritte des Lehrlings gestelll it. Im Falle der Weigerung kann die Polizeibe=
hörde den Lehrling zwangsweise zurückführen lassen, oder durch Androhung von Geldstrafe
bis zu fünfzig Mark oder Haft bis zu fünf Tagen zur Rückkehr ihn anhalten.

S. 131.
Wird von dem AMater oder Vermund für den Lehrling, oder, sofern der letztere

großjährig ist, von ihm selbst dem Lehrherrn die schriftliche Erllärung abgegeben, daß
der Lehrling zu einem andern Gewerbe oder anderen Berufe übergehen werde, so gilt
das Lehrverhältniß, wenn der Lehrling nicht früber enllassen wird, nach Ablauf von vier
Wochen als aufgelsst. Den Grund der Auflösung hat der Lehrherr in dem Arbeilobuche
zu vermerken.

Binnen neun Monaten nach der Auflssung darf der Lehrling in demselben Gewerbe
von einem anderen Arbeitgeber ohne Zustimmung des früheren Lehrherrn nicht beschäftigt
werde
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§. 132.
Erreicht das Lehrverhältniß vor Ablauf der verabredeten Lehrzeit sein Ende, so kann

von dem Lehrherrn oder von dem Lehrling ein Anspruch auf Entschädigung nur geltend
gemacht werden, wenn der Lehrvertrag schristlich geschlossen ist. In den Fällen des F. 128
Abs. 1 und 4 kann der Anspruch nur geltend gemacht werden, wenn desset ¾ dem Lehr-
vertrge- zune Festsetzung der Art und Höhe der Entschädigung vereinbartAnspruch auf Entschädigung erlischt, wenn er nicht innerhalb vier — nach
Ausolung des Lehrverhältnisse6 im Wege der Klage oder Einrede geltend gemacht isl.

Ist von dem behrherrn das behrverhältniß aufgelöst worden, weil der Lehrling die
behre unbefugt verlassen hat, so ist die von dem Lehrherrn beanspruchte Entschädigung,
wenn in dem Lehrvertrage ein Anderes nicht ausbedungen ist, auf einen Betrag festzusetzen,
welcher für jeden auf den Tag des Vertragsbruches folgenden Tag der behrzeit, höchstens
aber für sechs Monate, bis auf die Hälfte des in dem Gewertr des Lehrherrn den Ge-
sellen oder„Gehüfen ortsüblich gezahlten Lohnro 4 belaufen darf.Für die Zahlung der Entschädigung sind als Selosischneon mitverhaftet der Vater
des inies sowie derjenige Arbeitgeber, welcher den Lehrling zum Verlassen der Lehre
verleitet oder welcher ihn in Arbeit genommen hat, obwohl er wußte, daß der Lehrling
zur Fortsetzung eines Lehrverhältnisseb noch verpflichtet war. Hat der Entschädigungsbe-
rechtigte erst nach Auflösung des Lehrverhältnisses von der Person des Arbeitgebers, wel-
cher den Lehrling verleitet oder in Arbeit genommen hat, Kenntniß erhalten, so erlischt
gegen diese der Entschädigungsaufspruch erst, wenn derselbe nicht innerhalb vier Wochen
nach erhaltener Kenniniß geltend gemachtisl.

4. Verhältnisse . abrikarbeiter8.Auf Fabrikarbeiter finden die Sehiisarg der §§. 121 bis 125 oder, wenn die
Fabrikarbeiker als Lehrlinge anzusehen sind, die Bestimmungen der §§. 126 bis 133
Auwendung.

DKinder unter zwölf Jahren dürfen in A#le nicht beschäfligt werden.
Die Beschäftigung von RKindern unter vierzehn Jahren darf die Dauer von sechs

Stunden täglich nicht überschreiten.
Kinder, welche zum Besuche der Volkeschule verpflichtet ünd, dürfen in Fabriken nur

dann beschäftigt werden, wenn sie in der Volksschute oderin einer von derSchulaussichts-

behörde genehmigten Schule und nach einem von ihr gchmigten vehrplane einen regel-
mähigen Unterricht von mindestens drei Stunden täglichJunge Leute zwischen vierzehn und sechszehn Jahren hn in Fabriken nicht länger
als zehn Stunden täglich beschäftigt werden.

Wöchnerinnen dürsen während drei Wochen nach ihrer Niederkunft nichl beschäftigt
werden.

§. 136.
Die Arbeitsstunden der jugendlichen Arbeiter (. 135) dürfen nicht vor 51½ Uhr

23
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Morgens beginnen und nicht über 812 Uhr Abends dauern. Zwischen den Arbeitsstunden
müssen an jedem Arbeitotage regelmäßige Pausen gewährt werden. Die Pausen müssen
für Kinder eine halbe Stunde, für junge Leute zwischen vierzehn und sechozehn Jahren
Mittags eine Stunde, sowie Vormittags und Nachmittags je eine halbe Stunde mindestens
betragen.

Während der Pausen darf den jugendlichen Arbeitern eine Beschäftigung in dem
Fabrikbetriebe überhaupt nicht und der Aufenthalt in den Arbeitsräumen nur dann ge-

stattlet werden, wenn in denselben diejenigen Theile deo Betriebes, in welchen jugendliche

Mbeiter beschäftigt sind, für die Zeit der Nausen völlig eingestellt werden.i Sonn= und Festtagen, jowie während der von dem ordentlichen Seelsorger fürden gesehalen und Ronfirmanden-, Beicht= und Kommunion-Unterricht bestimmten
Stunden dürfen jugendliche Arbeiter nicht beschäftigt werden.

137.

Die N’ eines Kindes in Fabriken ist nicht gestattet, wenn dem Arbeit-geber nicht zuvor für dasselbe eine Arbeitskarte eingehändigt isl. Eines Arbeitsbuches
bedarf es daneben nicht.

Die Arbeitskarten werden auf Antrag oder mit Zustimmung des Vaters oder Vor-

mundes durch die Drteoligeibeherre kosten- und slempelfrei ausgestellt; ist die Erklärung
dbes Vaters nicht zu beschaffen, so kann die Gemeindebehörde die Zuslimmung desselben
ergänzen. Sie haben den Namen, Tag und Jahr der Gekurt, sowie die Religion des
Kindes, den Namen, Stand und letzten Wohnort des Vaters oder Vormundes und außer-
dem die zur Erfüllung der gesetzlichen Schulpflicht (F. 135) getroffenen Einrichlungen
anzugeben.

Der Arbeitgeber hat die Arbeitskarte zu verwahren, auf amtliches Verlangen jeder-
zeit vorzulegen und am Ende des Arbeitsverhällnisses dem Vater oder Vormund wieder
auszuhändigen. Ist die Wohnung des Vaters nicht zu ermitteln, so erfolgt die Zustellung
der Arbeitskarte an die Mutter oder den sonstigen nächsten Angehörigen des Kindes.

S. 138.
Sollen jugendliche Arbeiter in Fabriken beschäftigt werden, so hat der Arbeitgeber

vor dem Beginn der Beschäftigung der Ortepolizeibehörde eine schriftliche Anzeige zu machen.
In der Auzeige sind die Fabrik, die Wochentage, an welchen dieBeschäftigung statt-

sinden soll, Beginn und Ende der Arbeitszeit und der Pausen, sowie die Art der Be-
schäftigung anzugeben. Eine Aenderung hierin darf, abgesehen von Verschiebungen, welche
durch Erseung. kehinderter Arbeiter für einzelne Arbeitsschichten nothwendig werden, nicht
erfolgen, bevor eine entsprechende weilere Anzeige der Behörde gemacht ist.

In jeder Fabrik hat der Arbeitgeber dafür zu sorgen, daß in den Fabrikräumen, in
welchen jugendliche Arbeiter beschäftigt werden, an einer in die Augen fallenden Stelle
ein Verzeichniß der jugendlichen Arbeiter unter Angabe ihrer Arbeitstage sowie des Be-
ginus und Endes ihrer Arbeitszeit und der Pausen ausgehängt ist. Ebenso hat er dafür
zu sorgen, daß in den bezeichneten Räumen eine Tafel auogehängt ist, welche in der von
der Zentralbehörde zu bestimmenden Fassung und in deutlicher Schrift einen Auszug aus
den Bestimmungen über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter enthält.
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S. 139.

Wenn Naturereignisse oder Unglücköfälle den Wri-m Betrieb einer Fabrik unter-
brochen haben, so können Ausnahmen von denin 8. 135 Abs. 2 bis 4 und in F. 136
vorgesebenen Beschränkungen auf die Dauer von vier Wochen durch die höhere Verwal-
tungsbehörde, auf längere Zeil durch den Reichskanzler nachgelassen werden. In dringen-
den Fällen solcher Art, sowie zur Verhütung von Unglücksfällen kann die Ortspolizeibe-
hörde, jedoch höchstens auf die Dauer von vierzehn Tagen, solche Ausnahmen gestatten.

Wenn die Natur des Betriebes oder Rücksichten auf die Arbeiter in einzelnen Fabriken
s erwünscht erscheinen lassen, daß die Arbeitszeit der jugendlichen Arbeiter in einer an-
deren als der durch §. 136 vorgesehenen Weise geregelt wird, so kann auf besonderen
Antrag eine anderweite Regelung hinsichtlich der Pausen durch die höhere Verwaltungs-
behörde, im übrigen durch den Neichskanzler gestattet werden. Jedoch dürfen in solchen
Fällen die jugendlichen Arbeiter nicht länger alo sechs Stunden beschäftigt werden, wenn
zwischen den Arbeitestunden nicht Pausen von zusammen mindestens einstündiger Dauer

bewäher. werden.auf Grund vorstehender Bestimmungen zu kreffenden Verfügungen müssenschiich erlassen werden.
§. 139..

Durch Beschluß des Bundesratho kann die Verwendung von jugendlichen Arbeitern
sowie von Arbeiterinnen für gewisse Jabrikalionszweige, welche mit brsonderen Gefahren
für Gesundheit oder Sittlichkeit verbunden sind, gänzlich untersagl oder von besonderen
Bedingungen abhängig gemacht werden. Insbesondere kann für gewisse Fabrikationszweige
die Nachtarbeit der Arbeilerinnen untersagt werden.

Durch Beschluß des Bundcoraths können für Spinnereien, für Fabriken, welche mit
ununterbrochenem Feuer betrieben werden, oder welchr sonst durch die Art des Betricbes
auf eine regelmäßige Tag= und Nachtarbeit angewiesen sind, sowie für solche Fabriken,
deren Belrieb eine Eintheilung in regelmäßige Arbeitsschichten von gleicher Dauer nicht
gestattet oder seiner Natur nach auf bestimmte Jahreszeiten beschräukt ist, Ansnahmen
von den in 8. 135 Abs. 2 bis 4 und in §F. 136 vorgesehenen Beschränkungen nachge-
lassen werden. Jedoch darf in solchen Fällen die Arbeikezeit für Kinder die Dauer von
sechsunddreißig Stunden und für junge Leute die Dauer von sechszig, in Spinnereien von
sechsundsechözig Stunden wöchentlich nicht überschreiten.

Die durch Beschluß des Bundesraths getroffenen Beslimmungen sind dem nächstfol-
genden Reichstag vorzulegen. Sie sind außer Krast zu sezen, wenn der Reichstag dies
verlangt.

8. 139b.
Die Aufsicht ber die Ausführung der Beslimmungen der 88. 135 bis 1394n sowie

des 8. 120 Abs. 3 in seiner Anwendung auf Fabriken ist ausschließlich oder neben den
ordentlichen Polizeibehörden besonderen von den Landeoregierungen zu ernennenden Be-
amten zu übertragen. Denselben stehen bei Ausübung dieser Aussicht alle amtlichen Be-
sugniise der Ortspolizeibehörden, insbesondere das Recht zur jederzeitigen Revision der
Fabriken zu. Sie sino, vorbehaltlich der Anzeige von Gesebwidrigkeiten, zur -
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tung der amtlich zu ihrer Kenntniß gelangenden Geschäfts= und Betriebsverhällnisse der
ihrer Revision unterliegenden Fabriken zu verpflichten.

Die Ordnung der Zuständigkeitsverhältnisse zwischen diesen Beamten und den ordent-
lichen Polizeibehörden bleibt der verfassungsmäßigen Regelung in den einzelnen Bundes-
slaaten vorbehalten.

Die erwähnten Beamten haben Jahresberichte über ihre amtliche Thätigkeit zu er-
statten. Diese Jahresberichte oder Auêzüge aus denselben sind dem Bundesrath und dem
Reichstag vorzulegen.

Auf Antrag der Landesregierungen kann für solche Bezirke, in welchen Fabrikbetriebe
gar nicht oder nur in geringem Umfange vorhanden sind, durch Beschluß des Bundes-
raths von der Austellung besonderer Beamten abgesehen werden.

Die auf Grund der Bestimmungen der §§. 135 bis 139a sowie des §.120Abs.
3 in seiner Amvendung auf Fabriken auszuführenden amtlichen Rcvisionen ans die
Arbeitgeber zu jeder Zeit, namentlich auch in der Nacht, während die Fabriken im Be-
triebe sind, gestatten.

Artikel 2.

An Stelle der nachstehend bezeichneten Vorschristen der Gewerbeordnung treten die
solgenden Bestimmungen:

1. an Stelle de#F. 146:

Mit Geldstrase bis zu zweitausend Mark und im Unvermögensfalle mit Gefängniß
bis zu sechs Monaten werden bestraft:

Gewerbetreibende, welche bei der Zahlung des Lohnes oder bei dem Verkaufe
von Waaren an die Arbeiler dem §. 115 zuwiderhandeln;
Gewerbetreibende, welche den 5§. 135, 136 oder den auf Grund der §. 139,
139 getroffenen Verfügungen zuwider Arbeiterinnen oder jugendlichen Arbeikern
Beschäftigung geben.

Die Geldstrafen fließen der im §. 116 bezeichneten Kasse zu.

2. an Stelle des ersten Absatzes des F. 147:

Geldstrafe bis zu dreihundert Mark und im Unvermögensfalle mit Haft wird

S

M
bestraft:

wer den selbständigen Betrieb eines slehenden Gewerbes, zu dessen Beginn eine
besondere polizeiliche Genehmigung (Konzession, Approbation, Bestallung) er-
forderlich ist, ohne die vorschriftsmäßige Genehmigung unternimmt oder fort-
sebt, oder von den in der Genehmigung festgesetzten Bedingungen abweicht;
 wer eine gewerbliche Anlage, zu der mit Rücksicht auf die Lage oder Beschaffen-

heit der Vetriebsslätte oder des Lokalo eine besondere Genehmigung erforderlich
ist (6§. 16 und 24), ohne diese Genehmigung errichtet, oder die wesentlichen
Bedingungen, uniter welchen die Genehmigung ertheilt worden, nicht innehält,
oder ohne neuc Genehmigung eine wesentliche Veränderung der Berriebsstätte
oder eine Verlegung des Lokals oder eine wesentliche Veränderung in dem Be-
triebe der Anlage vornimmt;

8
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3. wer, ohne hierzu approbirt zu sein, sich als Arzt (Wundargzt, Augenarzt, Ge-
burtohelfer, Zahnarzt, Thierarzt) bezeichnet oder sich einen ähnlichen Titel bei-
legt, durch den der Glauben erweckt wird, der Inhaber sei eine geprüfte Medi-
zinalperson4. wer der U#lfordemung der Behörde ungeachtet den Bestimmungen des §.
zuwiderhandelt.

3. an Stelle des ersten Satzes des 8. 148:

Mit Geldstrase bis zu —- Mark und im Unvermögensfalle mit Haftbis zu vier Wochen wird bestra
4. an 9 der Nr. 9 und 10 des 8g. 148:

9. wer die gesetzlichen Pflichten gegen die ihm auvertrauten Lehrlinge verletzt;
10. wer wissentlich der Beslimmung im 8. 131 Abs. 2 zuwider einen Lehrling be-

schafligto 5. an Stelle des ersten Sabes des 8. 149:

Mit Geldstrafe bis zu dreißig Mark und im Unvermögensfalle mit Haft bis zu acht
Tagen wird bestraft:

6. an Stelle der Nr. 7 des §F. 149:

4.# wer es unterläßt, den durch 5§. 138 und 139h für ihn begründeten Ver-
pflichtungen nachzukommen.

7. an Stelle des F. 150:

Mit Geldstrafe bis zu zwanzig Mark und im Unvermögensfalle mit Haft bis zu drei
Tagen für jeden Fall der Verlezung des Gesetzes wird bestraft:

1. den Bestimmungen der §§. 106 bis 112 zuwider einen Arbeiter in Be-
schäftigung nimmt oder behält;

2. wer den Bestimmungen veses Gesehes in Ansehung der Arbeitsbücher und
Arbeitskarken zuwiderhandelt;

3. wer vorsätzlich ein auf seinen Namen auggestelltes Arbeitsbuch unbrauchbar
macht oder vernichtet.

8. an Stelle des 8. 154:

Die Bestimmungen der §§. 105—133 finden auf Gehülfen und Lehrlinge in Apo-
theken zand Handelsgeschäften keine Anwendung.

Vestimmungen der 55. 134 bis 1395 fiuden auf Arbeitgeber und Arbeiter inWertftinen, in deren Betrieb eine regelmäßige Benutzung von Dampfkraft stattfindet,
sowie in Hüttenwerken, in Banhöfen und Wersten entsprechende Auwendung.

In gleicher Weise finden Anwendung die Bestimmungen der 5§. 115 bis 119 und
135 bis 139b auf die Besiger und Arbeiter von Vergwerken, Salinen, Aufbereitungs-
anstalten und unterirdisch betriebenen Brüchen oder Gruben

Arbeiterinnen dürfen in Anlagen der in Absatz 3 rzeichnelen Art nicht z7 Tage
beschäftigt werden. Zuwiderhandlungen unterliegen der Strafbeslimmung des §.
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Artikel 3.

Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Jannar 1879 in K
enssan unter Unserer Höchsteigenhändigen EW *z53ß und beigedrucklem Kaiser-

lichen In
5“ Salenr, Neues Palais bei Potsdam, den 17. Juli 1878.

Im Allerhöchsten Auftrage Seiner Majestät des Kaisers:
(L. S.) Friedrich Wilhelm, Kronprinz.

Fürst v. Bis marck.

S1. 6 Bekaunt vom 20. November 1878,die ailsseeu der Vorschriften der zchu über die Arbeitsbücher
und Arbeitskarten und die Beschäftigung der Arbeiterinnen und jugendlichen

Arbeiter in Fabriken betreffend.

In Ausführung des Reichsgesetzes vom 17. Juli 1878 wird in Bezug auf die
Arbeitsbücher, Arbeitokarten und die Beschäftigung der Arbeiterinnen und jugendlichen
Arbeiter in Fabriken r. zur Nachachtung Seitens der Ortopolizeibehörden (Gemeindevor-
stände) und Polizeibehörden (Stadtgemeindevorstände bezw. vandrathoamt) sowie der Be-
theiligten Folgendes bekannt gemacht.

A. Arbeitsbücher.
l. Eines Arbeitsbuches bedürsen die aus der Volkeschule (d. h. der gewöhnlichen

Werktagsschulen mit Ausnahme der Fortbildungo= und ähnlichen Schuiry) entlassenen ge-werblichen Arbeiter unter 21 Jahren ohne Unterschier des Geschlechto
b die Arbeiter auodrücklich als „Gesellen, Gehülfen, Vehrlinge oder Fabrikarbeiter“

—— sind, oder nur thatsächlich als solche beschäftigt werden, ob sie von Hand-
erkern oder von größeren Gewerbe-Unternehmern angenommen sind, ob sie in deren

Beheufong, ob sie in Werkstuben, Werkslätten, in Fabriken, im Preien insbesondere auch
auf Bauplätzen und bei Bauten arbeiten, ist unerheblich.

Die Arbeiter in Hüttenwerken und Bauhösen gehören zu den hewerblichen Arbeitern
und 8 demnach zur Führung eines Arbeitsbuches verpflichtet.. Von der Verpflichtung zur Führung eines Arbeitsbuches sind ausdrücklich ent-

nn . Arbeiter unler 14 Idhren. welche nach Bestimmung des Gesebes eine Arbeits-
larte zu führen haben,

2. Gehülfen und Cchrung: in Apothelen und Handelsgeschäften.
III. Zu den gewerblichen Arbeitern im Sinne des Gesetzes sind unter Anderen

nicht u rechnen und zur Führung eines Arbeitsbuches nicht verpflichtet:. Kinder, welche bei ihren Eltern und für diese und zwar nicht auf Grund eines
Arbeilovertrages mit gewerblichen Arbeiten beschäftigt sind;
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2. Personen, welche im Gesindeverhältnisfe stehen;

3. die mit gewöhnlichen auch uhechalt, d Gewerbes vorkommenden Arbeiten be-schäftigten Tagelöhner und Handarb
4. Personen, die in der Stellung von F4 nenten (Geschäftsführer, Inchführen

Werkmeister und dergleichen) in gewerblichen Betrieben rsimhe werdV. Personen, welche nach der Auffassung der Behörde vermöged ünrer
schäfiidnt eines Arbeitshucheo nicht bedürsen, ist die Aussiellung eines Frchnn, wenn 58%
von ihnen beantragt wird, nicht zu verweigern..n Ueber die enegeiellun Arbeitobücher ist nach dem anliegenden Formular A ein
für 9 Kalenderjahr abschließendes Verzeichniß zu führen.

VI. Die Ortspolizeibehörde (Gemeindevorstand) hat Arbeitsbücher nur für solche

m7 auszustellen, welche im Ortsbezirk ihren letzten dauernden Aufenthalt gehabthaben 106) und Klaubhaft machen, daß für sie bis dahin ein Arbeitsbuch noch nicht
wabange h ist, oder daß das für sie ausgeslellte Arbeitstuch volsstindig. anogefet, oder
unbrauchbar geworden, oder verloren gegangen oder vernichtet ist (88.VII. Wird der Antrag auf Auostellung eines Arbeitsbuches %err dem Vater
oder Vormunde gestellt, so ist der Nachweis zu fordern, daß der Vater oder Vormund
dem Antrage zustimmt, oder in den Fällen, wo die Erklärung des Vaters nicht beschafft
werden kann, daß die Gemeinbebobehr. deojenigen Orte, wo der Arbeiter feinen Kten
dauernden Aufenthalt gehabt hat, die Zustimmung des Vaters ergänzt hat (F. .

er Nachweis isi durch Beibringung einer mndlicheu oder schriftlichen crse
des Valers oder Vormundcs, beziehungsweise durch eine schriftliche Bescheinigung der Be-

hörde zu FrbringeDaß die Erklärung des Vaters nicht zu beschaffen sei, ist in der Regel nur dann

anzunehmen, wenn der lebtere körperlich oder geistig zushis ist, eine Erklärung abzu-geben, oder wenn jein Aufenthalt unbekannt oder der Art ist, daß ein mündlicher oder

schriftlicher JIah. mit ihm nicht möglich ist.VIII. Soweit nicht anderweit fenst daß der Arbeiter zum Besuche der Volkeschule
nicht mehr vanpsiccher ist, ist darüber eine Bescheinigung des Schulinspektors deejenigen
Ortes zu erfordern, wo der Arbeiter aus der Volkaschule entlassen ist.

IX. Sofern Jahr, Tag und Ort der Geburt des Arbeiters nicht anderweit fest-
stehen, ist die Beibringung einer Geburtsurkunde (Geburts., Tausscheines) zu fordern.

X. Die Ausstellung des Arbeitsbuches erfolgt durch Ausfüllung der beiden ersten
Seiten des Formulars nach den beigefügten Mustereinträgen. Die Nummer des Arbeits-
buches muß mit der laufenden Nummer deo Verzeichnisses der Arbeitsbücher (V) überein-
stimmen.

Die Anohändigung des Arbeilsbuches darf . erfolgen, wenn sämmtliche Colonnendes Verzeichnisses der Arbeitsbücher ausgefüllt sind
XI. MWird die Ausstellung eines neuen rbeitebuches au Stelle eines früheren be-

r’ so ist festzustellen, von welcher Behörde und in welchem Jahre das letztere aus-
gestellt war, sowie,ob dasselbevollständig auogefüllt, oder unbrauchbar geworden oder
verloren gegangen oder vernichiet ist.
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Das Ergebniß deeser Feststellung ist in das Arbeitsbuch S. 2 zten Aun in dasVerzeichniß der Arbeitabücher, Colonne „Bemerkungen“ einzutragen (F. 109 Abs. 1).Ist das frühere Mrbokbhh vollständig ausgefüllt oder unbrauchbarbetorn so
ist dasselbe auf der letzten Seite durch amtlichen Vermerk zu schließen (S. 109 Abs. 1).

Die Ausstellung des neuen Arbeitobuches ist der Behörde, welche das frühere Arbeits-
buch ausgestellt hat, unter Angabe des Jahred der Ausstellung anzuzeigen und von dieser
in ihrem Verzeichnisse der Arbeilsbücher unter der Rubrik „Bemerkungen“ zu vermerken.
Die Ausstellung cines neuen Arbeitsbuches kann auch dann nicht verweigert werden,
wenn das frühere Arbeitobuch von dem Inhaber absichtlich unbrauchbar gemacht oder
vernichtet isi. In diesem Falle ist aber die Bestrafung deo Arbeiters nach Maßgabe des
§. 150 Nr. 3. der Gewerbeordnung herbeizuführen.

XII. Die Ausstellung der Arbeitsbücher hat kosten-= und stempelfrei zu ersolgen.Nur für die Ausstellung eines neuen Arbeitsbuches an Stelle eines unbrauwordenen, verloren gegangenen oder vernichteten kann eine Gebühr bis zum h von
50 Mennigen erhoben werden (F. 109 Abs. 2).

XIII. Die Ortepolizeibehörden (Gemeindevorstände) baben sich auf Kosten der Ge-
meinde sofort mit einer hinreichenden Aangahl von Formularen zu Arbeitsbuchern zu ver-sehen und solche forklaufend vorräthig zuhalten. Bis auf Weiteres haben sie ihren Be-
darf gegen portofreie Einsendung des Rostenbetrago, hinsichtlich dessen weitere Bekanntmachung
vorbehalten bleibt, von der Fürstlichen Regierungskanzlei zu beziehen.

Für den erstmaligen Bedarf an Formularen kommt in Betracht, daß vom 1. Januar
1875 an sämmtliche gewerbliche Arbeiter unter 21 Jahren und zwar auch diejenigen,
welche schon vorher in Arbeit gestanden haben, im Besitz eines Arbeitbuches sein müssen,
worauf Arbeiter wie Arbeitgeber durch ebriache Bekanntmachungen unter Himweis aufdie Strafbestimmung des §. 150 ad 1 der Gewerbeordnung aufmerksam zu machen sind.
Sollten die Ortspolizeibehörden einen # die ersten Ansorderungen Genügenden Vorrath
von Formularen nicht zeitig genug beschafft baben, so sind zunächst diejenigen Arbeiter,
welche eine neuc Beschäftigung anzutreten baabsichtigen, und sodann unter den übrigen be-
reito in Beschäftigung befindlichen Arbeitern die „jungen Leute“ zwischen 14 und 16
Jahren in Fabriken und deuselben gleichgestellten Anlagen (F. 135 Abs. 4 und 5. 154
Abs. 2 und 3 des Gesetzes) mit Arbeitsbüchern zu versehen.

B. Arbeitokarten.

I. Einer Arbeitskarte bedürfen alle Kinder unter 14 Jahren, welche in Fabriken, inWerkstätten, in deren Betriebe eine regelmäßige Benutzung von Dampfkraft kauwfinden

in Hüttemwerken, Bauhöfen, sowie in Vergwerken, kefkrrritungonnstalten, unlerirdisch be-triebenen Brüchen und Gruben beschäftigt werden. (F. 137 Abs. 1, S. 154 Abf. 2 und 3.)
Für RKinder, wesche das zwölfle Krnesahr noch nicht vollendet haben, dürfen Ar-beitskarten nich! ausgestellt werden. (5§. Abs. 1).
II. Ueber die augsgestellten n ist nach dem beigefügten Vormulare ein für

jedes Kalenderjahr abzuschließendes Verzeichniß zu führen.
III. Die Arbeitskarten sind von denjenigen Ortspolizeibehörden (Gemeindevorständen)
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auszustellen, in deren Bezirk die Kinder, für welche sie *r sind, Beschäftigung an-nehmen oder während dieser Veschäftigung sich aufhaltenDie Bestimmung unter A VII. findet auch uus’ 4. Ausstellung von Arbeits-
karten Anwendung (5. 137 Abs. 2). Für jedes Kind, für welches die Ausstellung einer
Arbeitskarte beantragt wird, ist die Vorlegung einer Geburtsurkunde (Geburts-, Tauf-
Scheines) zu fordern.

V. Die Ausstellung der Arbeitskarte erfolgt durch Ausfüllung des Formulars nach
dem angefügten Mustereintrag.

Die Nummer der Arbeiskarte muß mit der laufenden Nummer des Verzeichnisses

den Arbeitskarlen (II) übereinstimmen. Unter „Schulverhältnisse“ sind dieSchule, welche
Kind während der bevorstehendenBeschäftigung zu besuchen hat, sowie dieTageundss an welchen dies zu geschehen hat, einzutragen. Soweit diese Verhälknisse der

Orlspolizeibehörde nicht bereito amtlich bekanut sind, ist darüber eine Erklärung des
Schul-Inspeckors derjenigen Schule zu ersordern, welche das Kind zu besuchen hat.

Unter „Bemerkungen" sind diejenigen Verhältnisse einzutragen, von welchen die An-
wendung besonderer auf Grund der §. 139 Abs. 2 und 1393 erlassener Vorschriften
abhängt. (Vergleiche auch Nr. VI).

VI. Vor Ausstellung einer Arbeitskarte n thunlichsl festzustellen, ob für dasselbeKind bereits früher eine Arbeitskarte ausgestellt ist. In diesem Falle ist darauf zu halten,
daß die bisherige Arbeitskarte vor Aushändigung der neuen abgeliefert wird, es sei denn
jene verloren gegangen, vernichtet oder von dem Arbeitgeber nicht wieder ausgehändigt.
Nicht mehr brauchbar ist eine Arbeitskarte namentlich dann, wenn die Angabe derselben
über die Schulverhältnisse in Folge eines Wechsels des Arbeilgebers oder des Aufent-
haltsortes oder sonstiger Veränderungen unzutreffend geworden ist.

Die Ansslellung einer neuen Arbeitskarte unterliegt denselben Vorschriften, wie die-
jenige der ersten; jedoch bedarf es derVorlegung einer Geburtsurkunde nicht, wenn die bis-
berige Arbeitskarke eingeliefert wird. Daß eine Arbeitskarte an Stelle einer früheren, un-
brauchbar gewordenen, verloren gegangenen rc. ausgesteilt ist, hat rie ausstellende Behörde
unter „Bemerkungen"in die Arbeitskarte undin das Verzeichniß der Arbeitskarten einzutragen.

VII. Die Auohändigung der Arbeitskarte erfolgt nicht an das Kind, sondern
aun den Vater oder Vormund, oder an den Arbeitgeber desselben, und *j1 erst nach-
dem sümmhe Kolonnen des Verzeichnisses der Arbeitkarlen ausgefüllt sind.e Ortopolizeibehörden (Gemeindevorstände) haben sich auf Kosten der Ge-uzeiig uait einer hinreichenden Anzahl von Formularen zu Arbeitskarten zu versehen
und solche fortlaufend vorräthig zu halten. Bis auf Weiteres haben sie ihren agegen portofreie Einsendung des Brtrages, hinsichtlich dessen weitere Vetanntmachung

bebkepeen bleibt, von der Fürstlichen Regierungskanzlei zu beziehen.
Für den erstmaligen Bedarf an Formularen kommt in Betracht, daß vom k!. Januar

1879 an auch diejenigen Kinder zwischen 12 und 14 Jahren mit Arbeitskarten versehen
sein müssen, welche bisher ein nach Maßgabe des früheren §. 131 der Gewerbeordnung
ausgestelltes Arbeitsbuch geführt haben.

Sollten die Ortspolizeibehörden (Gemeindevorstände) einen für die ersten Anforder-
ungen genügenden Vorrath von Formularen nicht zeilig geung beschafft haben, so sind

24
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zunächst *- Aiwder mit Arbeitskarten zu versehen, welche eine neue Beschäftigunganzutreten beabsicht
Beschäftigung jugendlicher ArbeitI. Die echälh jugendlicher Arbeiter in Fabriken und vonfelben gleichstehenden

Anlagen (vel. B 1) dass nicht stattfinden, bevor der Mbbeitgeher der Ortspolizeibehördedie in S.138 Abs. 1 und 2 vorgeschriebene Anzeige gemacht hat.Die Anzeige 405 rrehen lassen, ob in der betreffenden Anlage Kinder zwischen 12
und 14 Jahren und junge Leute zwischen 14 und 16 Jahren oder nur eine von beiden

Altersklassen bescheftigtnwerden sollen. Jede eingehende Anzeige ist darauf zu prüfen, ob
sie äamithiche in §. 138 Abs. 2 vorgeschriebenen Angaben enthält, und, wenn diesnicht der Fall, zur Ilnncld zweühugeben.

Die eingehenden Anzeigen, sowie die später etwa eingehenden Veeränderungaangeigen
sind 1 den Akten zu nehmen, welche für jede Fabrik r2c. besonders zu führen sind.I. Auf Grund der eingehenden Anzeigen und Veränderunganzeigen ist nach dem
—ie Formular ein Verzeichniß der im Verwaltungsbezirke belegenen Fabriken 2c.

welche iInge0üie Arbeiter beschäftigen, zu führen.er Arbeitgeber, welcher die in S. 138 Abs. 1 und 2 vorgeschriebene Anzeigepenan bnae Prn schriftlich darauf hinzuweisen, daß er in den Arbeitsräumen, wo jugend-
liche Arbeiter beschäftigt sind, dab in S. 138 Abs. 2 erwähnte Verzeichniß derselben, wozu

E.
ein Formular hieneben beigefügt ist, und den eben daselbst erwähnten, unten abgedruckten

Auszug aus den Bestimmungen über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter auszuhängen hat.
D. Aufsicht über die Aus führung der Bestimmungen über die Arbeitsbücher

und die Beschäftigung der Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter.
I. Die Aussicht über die Ausführung der die Arbeitsbücher und die Beschäftigung

der Arbeiterinnen und jugendlicher Arbeiter betreffenden Bestimmungen liegt den Polizeibe-
hörden (für die Städte den Gemeindevorständen, für das plalte Land dem Fürstlichen
Landrathsamt) ob, und zwar hinsichtlich dieser lehteren Bestimmungen auch dann, wenn
besondere Aussichtsbeamte auf Grund des §. 139b der Gewerbeordnung angestellt sein
oder werden sollten.

II. Die Befolgung der die Arbeitsbücher betreffenden Bestimmungen ist von den
Polizeibehörden bei jeder sich darbietenden Gelegenheit und durch besondere bei den Ge-
werbe-Unternehmern ihres Bezirks von Zeit zu Zeit vorzunehmende Revisionen sorgfältig
zu überwachen.

In jeder gewerblichen Anlage, auf welche die Bestimmungen über die Beschäftigung
jugendlicher Arbeiter Anwendung finden, sind in Zukunft jährlich mindestens zwei Re-
visionen vorzunehmen. Bei jeder derselben hat die revidirende Vehörde folgende Punkte
feslaustellen:

Wie groh ist die Zahl der in der revidirten Anlage zur Zeitl beschäftigten
Arbeiter
u. zwischen 16 und 21 Jahren?
b. zwischen 14 und 16 Jahren?
c. zwischen 12 und 14 Jahren?
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2. Sind sämmtliche Arbeiter zwischen 14 und 21 Jahren mit vorschriftomäßig

auögefüllten Arbeitsbüchern und sämmtliche Arbeiter zwischen 12 und 14 Jahren
mit Arbeitskarten versehen?

 Sind in den Arbeitsräumen, in welchen jugendliche Arbeiter beschäftigt werden,
der Auszug aus den gestolichen Bestimmungen und das Verzeichniß der jugend-lichen Arbeiter ausgehängt?

 Stimmen die Angaben des Verzeichnisses *&amp;W“ Arbeitszeit und Pausen mit derder Polizeibehörde gemachten Anzeige überei Stimmen die in die Verzeichnisse J—n jugendlichen Arbeiter mit dem
Befunde und mit den vom Arbeitgeber verwahrten Arbeilsbüchern und Arbeits-
karten überein?
Stimmen Arbeitszeit und Pausen der jugendlichen Arbeiter mit den geseblichen
Vorschriften und den auf den Befzeichnissen eingetragenen Angaben überein?
Besuchen die jugendlichen bürbeiter die Schule nach Mahgabe der in den Arbeits-karten augegebenen Einrichtung?

4. Werden Kreteiterimnen anlhegec der Vorschrist des §. 135 Abs. 5 der Gewerbe-
ordnung beschäftigt?

III. Für diejenigen Anlagen, hinsichtlich deren Ausnahmen nach Maßgabe der 8.140und 139.. Abs. 2 nachgelassen oder Beschränkungen nach Maßgabe des F. 139. .
vorgeschriebenimdIstbeiden-RevisionfeflzttftelchhobdteBeschaitthmgder Arbeiten-innen
und jugendlichen Arbeiter in Uebereinstimmung mit den erlassenen besonderen Be-
stimmungen staklfindet.

Anlagen, welche auch in der Zeit zwischen 8 1½2 Uhr Abends und 5½ Uhr Morgens
oder an Sonn= und Festtagen betrieben werden, sind von Zeit zu Zeit einer bei Nacht

oder Sonntags zucsusshrenden Revision zu unterziehen. Ueber jede Revision, welche in einer den Bestimmungen über die Beschäftigung
jugendlicher Arbeiter entworfenen Anlage stattgefunden hat, istauf den in den Arbeits-
räumen aushängenden Verzeichnissen ein Revisionsvermerk zu machen. Das Dalum der-
selben und die dabei vorgefundene Anzahl der jugendlichen Arbeiter sind in das nach
C. II. zu führende Verzeichniß der Fabriken rc. einzutragen.

V. Die gegen Besitzer von Fabriken 2c. wegen Zuwiderhandlungen gegen die die
Beschäftigung jugendlicher Arbeiler betreffenden Bestimmungen rechtskräftig erkannten bezw.

festgesetzten Strasen sind in das Verzeichniß der Fabriken rc. einzutragen.
VI. Alljährlich im Monat Dezember haben die Polizeibehörden der vorgesetten

höheren Verwaltungobehörde eine Uebersicht der in ihrem Verwaltungsbezirke vorhandenen
Fabriken 2c., in welchen jugendliche Arbeiter beschäftigt werden, nach dem beigefügten

Formular uchenIm Lauf der Monate März und April des Jahres 1879 ist eine erstmalige

allgemeine Revision sänticher ieewerblicher Anlagen vorzunehmen, bei welcher haupt-sächlich festzustellen ist, ob diezurZeitbeschäftigten Arbeiter unter 21 Jahren mit vor-
schriftsmäßig ausgestellten und ksegfillten Arbeitsbüchern beziehungsweise Arbeitskarten
versehen sind. Bei dieser erstmaligen Revision sind die Arbeitgeber auf die vorgcsundenen

*
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Mängel aufmerksam zu machen und zu deren ungesäumten Abstellung unter Hinweis auf
die betreffenden Strafbestimmungen (F. 146 ad 2, S. 149 ad 7, S. 150 ad1und 2)

aususordern.Obdieser Aufforderung enfrochen ist, ist durch eine im Laufe des Jahrcs vorzu-
nehmende Nachrevision festzustellenGreiz, am 20. November 1678. ·

Fürstlich ii Landesregierung.aber.
C. Perthes.

Mustereinträge.
a. Arbeitsbücher.

Seite 1 des Arbeitsbuchs.
Arbeitsbuch

ür

Friedrich Ernst Gottlieb Baumann
eboren am

27. Oktober 1863
zu

Pohlitz im Fürstenthum Reuß Aelt. Linie.
Seite 2 des Arbeitsbuchs.

Unterschrift des Inhabers:
Friedr. emst, Gottlieb Baumann.iugetragen

in das Verzeichniß "nD Ihhrkev11679 unter No. 36.
Greiz, den 12. Jannar 1874

Der Gemeindevorstand.
(Unterschrift.)

Bemerkung:
An Stelle des früheren, nicht mehr brauchbaren (verloren ge-
gangenen, vernichteten) Arbeilsbuchs ausgestellt.

Scite 6 des Arbeitsbuchs:
1. Einlritt am 23. Januar 1879.

Veschästigung ½ Arbeiter in der Gießerenterschrift: Franz srt.
*8 Maschinenfabrikant.

Wehmomt: Langenort.2. Eintritt am Januar1
Beschäftigung als Lehrling.

“ Unterschrift: C. Ehrlich.
Gewerbe: Schmiedemeister.
Wohnort: Neundorf.
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Seite 7 des Arbeitsbuchs.
Austritt am 20. Dezember 187)9.

Lette Belhasins alo Arbeiter in der Schlosserwerkslätte.
Unterschrif= Franz Wohlgemuth.Gewerbe: Maschinenfabrikant.
Wohnort: Langenort.

Veglaubigt Langenort, 21. Dezember 1879.
Der Gemeindevorstand.

(Unterschrift)

desArbeit.gebers

2. Austritt am 20. Juli 1880 kchen Wechfels des GewerbesLetzte Beschäftigung als behrling

* Untershrift W. Kraft, C. Ehrlichs Nachfolger.
Gewerbe: Schmiedemeister.

38 Wohnort: Neundorf.
Seite 8 des 2*

3. Eintritt am 2. August 1881.
Beschäftigung als Lehrling.

Unterschrist- G. Wern&amp;| Gewerbe: Ehlesfermenter
al Wohnort: Treuenfelde.

Beglaubigt Treuenfelde, 3. August 1881
Die Polizeiverwaltung.

(Unterschrift.)
Seite 9 des Arbeitsbuchs.

Austritt am 30. Dezember 1883.
Letzte Beschäftigung als Geselle

z Unterschrist: G. Werner.z Gewerbe: Schlossermeister.
1&amp;#] Wohnort: Treuenselde.

Seite 24 des Arbeitsbuchs.
Amtlicher Vermerk

über die Schliehung Arbeitsbuchs, wenn dasselbe ausgefüllt oder
nicht mehr brauchbarAls nich bn- brauchbar geschlossen.

Nur bis Eintragung Nr. 4 ausgefüllt
Fraureuth, 4. Januar 1884

Der Gemeindevorstand.
(Unterschrift.)(Trockenstempel.)
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b. Arbeitskarten.
Seite 1 der Arbeitskarte.

Abeitkare
Friedrich Ernst Gonsieb Baumann,

geboren den 2. November136
zu Reudnitz im Fürstenthum Reuß Aelt. Linic,
Religion: evangelisch.

ed Vaters

Name: Et- Zriedrich Baumann,Stand:
LetzerWohnert: Raasdor

Eingetragen in das Verzeichniß des 4½ 1879 unter No. 25.
Fraureuth, den 12. Januar 1879.

Der Gemeindevorstand.
(Trockeustempel.) (Unterschrisft.)

Seite 2 der Arbeitskarte.
Schulverhältnisse.

Inhaber hat die Schule zu Fraureuth zu besuchen und zwar:
am Montag, Miltwoch und Freitag Vormiktags von acht bis elf
Uhr, am Dienstag, Donnerstag und Sonnabend von eins bis vier
Uhr Nachmittags.

Bemerkungen.
Auagestellt gegen Einlieferung einer von dem Gemeindevorstande (der
Ortspolizeibehörde) zu Greiz unter No. 14 des Jahres 1679 aus-
Vestellten Arbeitskarte.
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Verzeschniß
der von dem Gemeindevorstande zu

im Jahre 16
ausgestellten Arbeitsbücher.

. In Colonne 4 ist Name und Wohnort des Vaters oder eventuell des Vormundes
einzutragen

2. In Colonne 5 ist je nach Belegenheit der Sache einzutragen:
„auf mündlichen (schriftlichen) Antrag des Vaters vom (Datum)"“
„auf mündlichen (schriftlichen) Antrag des Vormundes vom (Datum)"“

„nach schristicher Ergänzung der Zustimmung des Vaters durch die Gemeinde-behördeb vom (Datum)“
3. an ** 6 4 its zu vermerken, wodurch die Beendigung der Schulpflicht fest-

tisl.4 . ast-: 7 vergl. die Anweisung No. A Xl.



— — — — — — —

1 2. 7 4.

Des Inhabers oder der Jnhoberin des Baters otn
Laulende Datum

 . . . «l. o. nd
Nummer. der — 3 *

Musstellung. Geburte (Lepler dauernder 65
Vor- und Zunamc. "1 Namt.

Tag Jahr. Ori. Ausenthaltsort.
a
v

1
1.

2.

3.

4.

I

5.

6.
l
I

· l
I



171

lermundes des

##

¾*

Wohnort.
—.

Angabe,
ob das Arbeilsbuch auf Antrag oder
mit Zustimmung des Vaters oder
Vormundes, oder nach Ergän zung der
Zustimmung des Vaters durch die Ge-
meindebehörde auaogestellt isi.

6.

Angabe
über

die Beendigung

der

Schulpllicht.

Bemerkungen.
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Verzeichniß
der von dem Gemeindevorstande 7V

im Jahre 18

ausgestellten Arbeitskarten.

25“
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1. 2.

Derr Abeitslerte —2 InhabersoderderJahaberindernrheilalrt
. "„ x.
1 Datum “ I c« Ausenthalls-

1 #. *
B. "“ der . Geburts- orl während Vor. und Zuname.
 *1 Vor- und Zuname. Religion. der bevor.
— Ausstellung. . lichenden Ve-
4 1 " Tag. Jahr. Orl. schätigung.

: —

2.

3.

1.

b.

6.

7.

|
4 i

i
,
: 1

"
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Vormundes

Stand.
letzter

Wohnork.

Angabe,
obdie Arbeilalarteaus
Antragoder mit 90.stimmung des Baterder Vormundes verr

Ertnzung der
Zustimmung des Ba

urch die Ge

zrrideo auenest

Augabe
etr

Fabrik rc., in welcher
das Kind beschaftigt

werden soll.

der Schute, welche
dan Kind während der
Dauer der Beschaftig
ung zu besuchen hat.

Bemerlungen.
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Verzeichnit
der im Bezirkee

belegenen Fabriken, in welchen jugendliche Arbeiter beschäftigt werden.

Erläuterungen.
. Den Fabriken stehen gleich: Werkstätten, in deren Betrieb eine regelmäßige Be-

nutzung von Dampfkraft stattfindet, Hüttenwerke, Bauhöfe, Salinen, Aufberei=
lungs-Anstalten und unterirdisch betriebene Brüche und Gruben.

. In Colonne 2 ist, wenn der Unternehmer eine Actiengesellschaft, Corporation,
Genossenschaft oder dergleichen ist, auch der Name des Leiters (Directors 2c.)
des Betriebes anzugeben.
 In Colonne 3 ist, wenn der Besitzer oder Leiter nicht am Sibe der Fabrik rc.

wohnhaft, auch dessen Wohnort in Klammer anzugebe
. In Colonne 4 ist jedesmal die bei der letzten Revision vorgefundene Zahl der

jugendlichen Arbeiker einzutragen.
Die Einträge in den Colonnen 5—38 sind nach den etwa eingehenden Verän-
derungsanzeigen zu berichligen.
In Colonne 9 sind die Data der nach §. 138 Abs. 1 und 2 zu erstattenden
Anzeigen und Veränderungs-Anzeigen, sowie deren Acten--Nummer einzutragen.

. In Colonne 10 ist das Datum jeder vorgenommenen Revision einzutragen,

. In Golonne 11 sind die wegen Zuwiderhandlungen gegen dieBestimmungen

über die Arbeitsbücher und die Beschäftigung ngeudlicher Arbeiter rechtskräftigerkannten bezw. festgestellten Strafen, einzutrag
In Colonne 12 ist namentlich zu vermerken, ob für die betreffende Fabrik rc.
Ausnahmen auf Grund der §§. 139 und 139. zugelassen sind.



1. 2. . lv 6.

Anzahl der beschaftigten
Vezeichnungder Jabrik#2c. ahl der beschatig Der taglichen Der V.

und Velesenheit jungen Leuie Kinder 47r“-2 «

* Nanie des Vesibero der von 14 16 von 12 14 Arbeitezen
— Jahren.). Jahren.* oder Fabrik rc. v abren

5 Leiters derielben. maunn· · wetb. mann weib- u. Cnde. *

* lich. lich. lich. lich- lang. sang.

s ’

i . "

I ·

t l »

f
f

i

*T|
1. 14 —



7. K. 9. 10. II. 12

Der Mintags. l Den Daium und Akten- Talum
Pause achntittags. Nummer der der Vorgekommene

Pause « Bemerkungen.
Anzeihen und Ver- vorgenommenen Bestrasungen.

" anderungs- Anzeihen. Revisionen.An. Eude. „An. Ende.
sang. long.



180

Verzei
der inder....Fa

beschäftigten jugend
(6. 138 Abs. 3 der

I. Junge Leute von 14—16 Jahren. II. Kinder von

Ende: A. Vormiltags beschäftigte.
der Arbeitsgel#t ......... Uhr Beginn:
der Vormiltags. Pause Uhr ..
dskIIillsqsqusslt.... Uhr . Uhr der Arbeilsgeit uhr
der Nachmiltags= Pause Uhr Uhr. der Pouse Uhr

E Geburts. Gburis.
. Bor· und Zuname. Wohnort. Vor. und Zuname.

- Tag. Jahr. - Tag. Jahr.



ichnist
abrikel
dachen Arhelter.
Hewerbe-Ordn.)

i2—14 vahren.

zu.....

B. Nachmiltags beschäftigte.
Ende: Beginn: Ende:

Uhr der Arbeitszeil Uhr . Uhr

Uhr. der Pouse Uhr —–.4 Uhr.

* Geburts,
Wohnort. Vor- und Zuname. Wohnorl.

Tag. Jahr.

Reoislons-Vermerke.



182

Auszug
aus den

Bestimmungen der Gewerbe-Ordnung
über die

Beschäftigung jugendlicher Arbeiter
(uogl. Art. 1 §S. 138 Abs. 3 des Gesetzes v. 17. Juli 1878.)

: Kinder unter 12 Jahren dürfen in Fabriken nicht beschäftigt werden.(5. u. Abs.
II. S###t zwischen 12 und 11 Jahren dürfen in Fabriken uur beschäftigl

werden, wenn dem Arbeitgeber zuvor eine von der Ortspolizei. Behörde ausgestellte Ar-
beitskarte eingehändigt ist. (G. O. . 137 Abs. 1.) Diese Karte hat der Arbeit-
geber zu verwahren und auf amtliches Verlangen jederzeit vorzulegen. (G. O. F. 137 Abf. 3).

Am Ende des Arbeitsverhältnisses ist die Arbeitskarte dem Vater oder Vormunde,
oder, wenn die Wohnung des Vaters nicht zu ermitteln, der Mutier oder dem seustigen
nächsten Angehörigen des Kindes auszuhändigen. (G. 13 )

II. Personen zwischen 11 und 21 Jahren dürfen uur beschäftigt werden,
wenn sie mit einem durch die Polizei-Behörde ihres lebten dauernden Aufenthaltsorles aus-
hestellten Arbeitsbuche versehen sind, welches von dem Arbeilgeber einzufordern, zu
verwahren und auf amtliches Verlangen jeder Zeil vorzulegen ist. (G. O. §. 107 und
108.) (Vergl. auch die in jedem Arbeiksbuche abgedruckten I§S. 111 und 112 der Ge-

uerte n )r Kinder zwischen 12 und 1/ Jahren oder junge Leute
wuistch. 1# (nd 16 Jahren in einer Fakrik beschiftigen will, muß hiervon der

Ortöpolizei-Behorde vorher schristlich Anzeige machen. (G. O. S. 138 Abs. 1.In der Anzeige sind anzugeben: die Fabrik, die Wochentage, an welchen die Beschäf-
tigung stattfinden soll, Beginn und (inde der Arbeitozeit und der Pausen, Art der Be-

schäftigung. — Soll hierin eine Aenderung eintreten, # anh rgzon vorher der Be-hörde weitere Anzeige gemacht werden. (G. O. S.1V.In jedem Arbeilsraume, in welchem jugendliche wen, — 16 Jahren be-
schäftigl werden, muß an einer in die Augen fallenden Stelle ein Verzeichniß der
darin beschäftigten jugendlichen Arbeiter unter Angabe der Arbeitstage, des Beginus
undEndesDer Arbeitszeit, des Beginns und Endes der Pausen ausgehängt sein.(G. O. §. Abs. 3).
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. Kinder uner, 1½ Iybren dürsen nicht länger als 6 Stunden täglichn werden. (§. 2.)
Elneme 8 in die Zeit zwischen 51½2 Uhr Morgens und 8½Uhr du fallen. (F. 136 Abs. 1.)

Zwischen den aslncearie muß an jedem Acbeittage Fiee rge mit Pause
von der Dauer einer halben Stunde gewährt werden. (F. 136 Abf.

Schulp lichtige Kinder dürsen in Fabriken nurv1edIen welken wenn sie in
der au ihrer Arbeilslarte angegebenen Weise die Schule besuchen. (8. 135 Abs. 3;8. 1 Abs.2

Van. 5à6ngeLeute zwischen 1 und 16 Jebren dürfen nicht länger als
10 Stunden täglich beschäftigt werden. (§.

Die Arbeitsstunden müssen in die dir 7 . Uhr Morgens und 813
Uhr Abends fallen. (§F. 136 Absay 1.

Zwischen den Arbeilostunden müssen ihnen an jedem Arbeitetage regelmäßige Pausen
und zwar Miltags eine Stunde, und Vor- und Nachmitlags je eine halbe Stunde
gewährt werden. (F. 136. Absatz I.)

VIII. Während der Pausen darf den jugendlichen Arbeitern zwischen
12 und 16 Jahren eine Beschästigung im Fabrikbetriebe überhaupt nicht und der

Aufenthalt in den Arbeiloräumen nur dann gestaltet werden, wenn in denselben n-
Theile des Betriebes, in welchen gi eewliche“" Arbeiter beschäftigt sind, für die Zeit derPausen völlig eingestellt werden. (§. 136Absatz 2.)

IX. An Sonn= und Festtagen, sowie während der vom ordentlichen Seclsorger
für den Katechumenen-, Konfirmanden-, Beicht= und Kommunion-Unter-
richt bestimmten Stunden dürfen jügendüche Arbeiter zwischen 12 und 16 Jahren nicht
beschäftigt werden. (§. 136 Absatz3

In jedem Arbeitsraume, wo jugendliche Arbeiler zwischen 12 und 16 Jahren be-
schäftigt werden, ist eine Tafel, welche diesen Auszug in deutlicher Schrift enthält, auozu-
hängen. (F. 138. Absatz 3.)





F.

Nachwelsung
der Zahl der in dem Bezirke

beschäftigten jugendlichen Arbeiter.
18

Bemerkung. Die Nachweisung ist nach folgenden Industriezweigen auszustellen. In-
dustriczweige, wesche im Bezirke nicht verlreten sind, brauchen nicht aufgeführt zu
werden; jedech sind die vorhandenen Industriezweige in der hierunter angegebenen
Reihensolge rd unter Beibehaltung der Nummer eines jeden aufzuführen:

I. Bergwerke, Brüche und Gruben.
II. Metall--Industrie (Hütlen-, Hammer-, Walz-Werke, Gießereien, senstige Me-

tall-Waaren--Industrie einschließlich der Maschinen-Fabriken).
III. Glas- und I (Glas., Thon-Waaren, Kalk, Cement, Gipo).
IV. Texlil. Indu
V. Sbemich- geseen und Fabriken für Zünd., explodirende und Beleuchtungs-

—
Stoffe.. Pansnirihschasuiche Gewerbe (Brauereien, Brennereien, Zucker- und Stärke-

abriken).
VII. Mühlen (Getreide-, Oel., Holz.).

VIll. Papier- und Leder-Industrie.
IX. Vauhäöse.
X. Sonftige Industriezweige.

Xl. Sämmtliche Industriczweige zusammen.
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No.

Vtzeichnung
der

Industriczweige.
AnzahlderAnlagen.

Anzahl
der

beschästigten jungen
Leule

von 14 bis 10 Jahren.

mãnnl. weibl. Summo.

Anzahl

beschäftiglen Kinder

von

12 bis 11 Jahren.

mönul, weibl. Summa.

Anzahl
sämmtelicher

jugendlicher Arbeitl

mönul.; weibl.]Sun
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Gesetzsammlung
das Fürstenthum 3euß Aelterer Linie.

1
Madameka am zo. November 1878.)

32. Gesetz vom 21. November 1878,

Aenderungen der bestehenden Gerichtsorganisation betreffeud.
Wir Heinurich der Zwei und Jwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc. 2c. 7.
verordnen in Ausführung des Gerichtsverfassungsgesehes für das Deutsche Neich vom
27. Jannar 1877, mit Zustimmung des Landtags, hiermil was folgt:

8.
Von dem Tage au, mit welchem das Gerichtsverfassungsgesetz für das Deutsche

Reich in Kraft tritt, werden die bisherigen Landesjustizbehörden, nameutlich das gemein=
schaflliche Oberappellalionsgericht zu Jena, das gemeinschaftliche Appellationsgericht zu
Eisenach, das Kreisgericht zu Zeulenroda, die Justizämter Greiz l, Greiz II, Zeuleuroda
und Burgk, sowie die Handelsgerichte Greiz, Zeulenroda und Burgk aufgehoben und be-

sten“ * nreneresiibchärde6 OberlaudesgerichtzuJenaaufGrundund nach Maßgabe der deöhalbigennn4. ein Landgericht mit mindestens sieben Richtern und dem Siße in Greiz,
c. drei Amtsgerichte und zwar in Greiz, Zeulenroda und Burgk, mit der je nach

dem Bedarse zu bemessenden Anzahl von Richtern.
Ministerielle Behörde in Justizsachen (zandrssstiverweltungelehörh.? bleibt UnsereLandesregierung. Damit ist sie zugleich, unbeschadet der für gemeinschaftliche Behörden durch

Staatsverträge getroffenen besonderen Beslimmungen, oberste Aufsichtsbehörde über die
gedachten Landesjustizbehörden und die an diesen angestellten Richter und sonstigen Be-
amten, über die Staatsanwallschaften an dem Oberlandesgerichte und am Landgerichte,

auch über die Amtoanwaltschaften und Notare des Landes, sowie lebie Instanz für Be-schwerden bezüglich der Ansübung der Justizverwaltung und der Rechtopflege, soweit diese
Beschwerden nicht als Rechtsmittel im Sinne der Reichsjustiggesetze in Betracht kommen.

27
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8. 2.
Der Bezirk des Amtsgerichts Greiz umfaßt die Bezirke der bisherigen Justiz-

ämter Greiz 1 und Greiz II, die Gemeindebezirke von Vernsgrün, Brückla, Eubenberg, Fröbers.
grün, Hain, Hohenölsen, Kauern, Lunzig, Mehla, Neudörfel, sowie den Lunziger

Damanialfarftezirk des Amtsgerichts Zeulenroda wird gebildet aus den Gemeinde-bezirken von Zeulenroda, Arnsgrün, Büna, Dobia, Leiningen, Pöllwitz, Schönbrunn und
Wolfshayn.

Der Bezirk des Amtsgerichts Burgk besteht aus dem Bezirk des bisherigen
Justizamtes Burgk.

Es bleibt jedoch vorbehalten, im Verordnungswege die Bezirke der Amtzgerichte
Greiz und Zeulenroda durch Zuweisung von Ortschaften des einen Bczirko in den andern
zu verändern, wenn und soweit in Folge künftiger Erfahrungen eine solche Aenderung als
zweckmäßig erkannt werden sollte.

. 3.

Für die amtliche Thätigkeit in solchen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, für welche be-
sondere Gerichte zugelassen sind, ist in demjenigen Umfsange, in welchem sie dermalen
Justizämtern obliegt, der jedesmalige erste oder einzige richterliche Beamte des betreffen-
den Amtsgerichts zuständig (vergl. Geseh vom 10. Juni 1873, 8. 10 al. 1).

Bezüglich dieser Rechtsangelegenheiten wird der bioeherige Fustanzenug. basbehalen,Die Geschäfte der sreiwilligen Gerichtsbarkeit und diejenigen Geschäfte der Justizver-waltung, welche jetzt den Justizämtern, beziehungsweise in ihrer Guchshet 5r0 Handels-
Ferichte, zuslehen, inobesondere die Aufsicht über die Standesämter, werden anf die
Amtegerichte übertragen. Jedoch ist Unsere Regierung ermächtigt, mit selbsiständiger Er-
ledigung von Geschäften der freiwilligen Gerichtebarkeit im Bezirke des Amtsgerichlo Greiz
einzelne Mitglieder des Landgerichts zu beauftragen und die dadurch bedinglen Zuständig-
keits, und sonsligen Verhälknisse zu ordnen. — Die gesetzlichen Befugnisse der Notare
werden durch vorstehende Bestimmungen nicht berührt.

Auch bleibt es Unserer Regierung vorbehalten, Amtsgerichte mit anderen — in diesem
§. nicht besonders erwähnten — Geschäften der Justizverwallung, sowie einzelne richter-
liche Beamte mit andern Verwaltungögeschäften, je nach dem Bedürfniß zu betrauen.

S. 4.
Der bei dem Laudgerichte zu bestellende Staathanwalt hat zugleich die Funktionen

des Amtsanwaltes beim Amisgerichte Greiz zu versehen.

S. 5.
Dem Landgerichte, dem Staatsamwalt und den Amtsgerichten wird das nöthige

Subalterupersonal beigegeben, ebenso den mit den Geschäften der freiwilligen Gerichtobar-
keit beanstragten Mitgliedern des Landgerichts.

S. 6.
Bezüglich der Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, mögen sie in erster



189

Tustanz von Amlsgerichten oder von beauftragten Mitgliedern des Landgerichls verhandelt
und entschieden werden, ist das Landgericht einzige Berufungsiustang.

t die Verfügung, Entscheidung oder Unterlassung eines in erster Instanz thätigdenefaie beaustragken Landgerichtsmitglieds Gegenstand der Verufung oder Beschwerde,

so 4 selte an der zweitinstanzlichen Verhandlung, Abstimmung und EntscheidungnichtT* steht das Landgericht als nächste dienstliche Aufsichtsbehörde und Beschwerde-

instanz über den im Vorstehenden gedachten grstinstanglien Behörden und beauftragten
Richtenn. ebenso auch über den Notaren desDie Geschäfte der Justizverwalkung, ecche Pent dem Kreisgerichte bezüglich einzelnen
Beamten desselben obliegen, gehen in entsprechender Weise auf das Landgericht resp. dessen
Beamte über.

Der Präsident des Landgerichts hat in dieser Bcziehung dieselben Befugnisse und
Obliegenheiten, welche dem Director des Kreisgerichts beigelegt sind. Insbesondere finden
die Beslimmungen des Gesetzes vom 26. Mai 1875, insoweit sie sich auf das Kreisge-
richt und auf das Depositenwesen desselben beziehen, entsprechende Anwendung auf das

tandgerict. * dessen Depositenwesen.Auf das Landgericht werden auch die nach dem Geseh vom 16. December 1876und in 1n5 Verordnung vom 23. Jannar 1877 dem Kreisgerichte in Bezug auf die

Grund= und Hpothetnbücher und das Hypothekenwesen zugewiesenen Rechte und Ob-
liegenbeiten übertrage4e Lanbellegierun ist besugt, das Landgericht auch mit andern Geschäften der
Jenibulertnddetz. B. mit denjenigen Funktionen zu betrauen, zu deren Uebertragung

auf das Kreisgericht Unsere Landesregierung durch §. 4 und 6 al. 2 der Landes-
herrichen Verordunng vom 4. November 1875 ermächtigt worden ist.e Erlassung etwa erforderlicher Unofühmungevorschriken“in den gedachten Beczieh-
ungen refollt durch Regierungsverordnung.

S. 7.
Wir und Unsere Regierungsnachfolger, sowie sämmtliche Mitglieder Unseres Fürst-

lichen Hanses werden bei dem Landgerichte Recht nehmen.
Dasselbe ist die zunächst zuständige Gerichtsbehörde für Mitglieder auswärtiger

Nehentenfawmilien, sofern sie im Fürstenthume Recht zu nehmenden Reichsgesegen geordneten besonderen Gerichtoftendr, mit Einschluß des
dinglichen, finden in Ricchtsangelegenheiten Unserer Sellsl, Unserer Regierungsnachfolger
und der Mitglieder Unseres Fürstlichen Hauses, wie derjenigen andererDeutscher Regenten-
bausen olern sie im Hüslethume Recht zu nehmen haben, nicht stat Uns Selbst, Unsere Regierungsnachfolger oder ein Pa 0, Unseres Fürst-
lichen seo oder anderer Deutscher landesherrlicher Häuser betreffenden, innerhalb des
Fürstenthums anhängig zu machenden Rechtsangelegenbeiten, welche nach reichsgesehlicher
Beslimmung an sich der sachlichen Zuständigkeit eines Amsgerichts unterfallen würden,
Frfolgt. die erstinslanzliche Behandlung und Enkscheidung durch ein Mitglied ded Landgerichts.

Dieses Milglied und für Fälle der Verhinderung desselben ein regelnahigerVertreter
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wird vor dem Beginne jeden Grschästtjahrrs aus der Zahl der Mitglieder des Landge-richts von Unserer Landesregierung bestimmt.
Der Commissar leitet und entscheidct die Rechtssachen mit den Befugnissen und den

e eines Amtsrichters.weite Instanz über demselben wird durch das Landgericht gebildet. An dessen
*o und Cntscheidungen darf solchenfalls das committirte Mitglied nicht Theil

nehme
5S. 6.

Der Erlaß näherer Bestimmungen zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes
für das Deutsche Reich und der übrigen Veichbuslizgesehe bleibt vorbehalten.

Die Abtheilung A. des Gesehes vom l September 1868 sowie alle bezüglichen

sonstigen Vorschristen sind — soweit deren Bestimmungen mit den Neichtiusihaesehen
und gegenwärtkigem Gesetze in Widerspruch siehen — von dem Tage ab aufgehoben, an
welchem das Gerichtsverfassungsgeset aus das Deushe, Reich in Kraft tritt. Mit dem-
selben Tage tritt auch das gegenwärtige Gesetz inUrkundlich haben Wir dieses Gesetz aardh vollzogen und Unser Fürst-
liches Insiegel beisügen lassen.

Gegeben Greiz, am 21. November 1878.

(L. S.) Heinrich XXI.
Faber.
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Gesetzsammlung
das Fürstenthum * Aelterer Linie.

(usgegetennam:215.—1878.)

33. Regierungsverordnung vom 7. December 1878,
die Ausführung des §. 139 der Gewerbeordnung betreffend.

Zur Aueführung des S. 139 der Gewerbe-Ordnung in der Fassung des Reichsge-
setzes vom 17. Juli dieses Jahres wird mit Serenissimi Höchster Genehmigung Folgen-
des bestinunt:

A. Ansnahnen für den Fall, daß Naturereignisse oder Unglückefälle denelmäßigen Betrieb einer Fabrik unterbrechen haben (F. 139 Alf. 1).I. Die Geseaulen von Ausnahmen ist nur für einzelne Fabriken und auf beson-.
deren Ankrag zulässig.

II. Die Auträge sind unter Vezeichuung der Ausnahmen, welche gewünscht werden
und unter Angabe der Gründe an die Ortspolizeibehörde (Gemeindevorstand) zurichter

III. Die Orlopolizeibebörde hat von ihrer Befugnißt, Auenahmen auf die Dauer von
böchstrne 114 Tagen zu gestatten, nur in dringenden Fällen Gebrauch zu machen.
Solche Fälle sind in der Regel uur anzunehmen, wenn ce sich darum handelt,
mit Hülfe der außerordentlichen Verwendung jugendlicher Arbeiter eine durch
Naturereignisse oder Unglückefälle berbeigeführte weseutliche Betriebsstorung einer
Anlage schlennigst wieder zu beseitigen, oder einen zur Verhütung von Unglücke-
fällen erferderlichen außerordentlichen Betrieb zu ermöglichen. Werden in Bällen
dieser Art Ausnahmen für länger als 14 Tage beantragt, so hat die Ortepoligzei-
behörde zwar schleunigst an die Fürstliche Landesregierung zu berichten, kann aber
die ihr erforderlich erscheinenden Ausnahmen vorläufig bis zur Dauer von 14
Tagen gestatten.

IV. Werden die Ausnahmen nur beantragt, um den durch die Unterbrechung verur.
sachten Verlust an Betriebszeit wieder einzubringen, so hat dieOrtepolizeibehörde
slete die Entscheidung der Fürstlichen Landesregierung einzuholen. Sie hat zudem Ende die Thatsachen, auf welche sich der Ankrag stutzt, fesendendent auch
den Verlust an Betriebszeit, welcher dem Unternehmer durch die Untertrechung
erwachsen ist, festzustellen und die darüber aufgenommenen Verhandlungen mit
ihrem gutachtlichen Berichte der Fürstlichen Landesregierung zur Enischeidung.



. Bei Bemessung der zu geslattenden Ausnahmen ist dahin zu sehen, daß diefelben
nicht über das Maß hinausgehen, welches durch die Dringlichkeit des Bedürfnisses
heboten und mit Rücksicht auf die Gesundheit der jugendlichen Arbeiter zulässig
erscheint, und daß sie nichtfür längere Zeit gestattet werden, als zur Beseitigung
der Betriebsstörung oder zur füennung,eince Unglücksfalleo oder zur Einbringungder verlorenen Betriebszeit erforderlichist.

. Die Verfügungen, wodurch Anträge auf Gestaitung von Ausnahmen genehmigt
werden, sind schriftlich zu erlassen und müssen die gestatteten Ausnahmen, sowie
deren Dauer genau angeben. Die Ortspolizcibehörde hat Abschrift der von ihr

erlassenen Verfügungen, jofort nach dem Erlaß derselben, der Fürstlichen Landes-
regierung einzusenden.

VII. Die Verhandlungen über die auf Grund des §. 139 Alf. 1. eingebrachten An.

träge fün auf's Aeußerste zu beschlennigen.
 #. Abweichungen von der im S. 136 vorzeschriebenen Weeiung, derArbeitszeit und der Pausen jugendlicher Arbeiter (§. 139 Ab Die im Gesetze vorgesehene anderweite Regelung kaun nur für einzelne 1

und nur auf Antrag gestattet werden.
. Antrage auf Zulassung von Abweichungen sind unter Angabe der Zahl der in

der betreffenden Fabrik beschäftigten Kinder und jungen Leute, der Abänderungen,
welche gewünscht werden und der Gründe, welche den Antrag veranlassen, an die
Ortopolizeibehörde zu richten.

Die Ortspolizeibhörde hat die Anträge der Fürstlichen Landeoregierung zur weiteren
Prüfung und Verfügung vorzulegen und sich dabei über die in der Begründung
angeführten Thatsachen und über die Rathsamkeit der beantragten Abweichungen
zu äußern.

— —

— —

Im Jannar jeden Jahres 1 einexUebersicht der imabhelaufenen Kalenderjahre auf
Grund des §. 139 Abs. 1 und 2 zugelassenen Ausnahmen und anderweiten Regelungen

dem Aussichtsbeamten mitzutbeilen, welcher dieselbe jeinem Jahredberichte beizufügen hat.Greiz, den 7. Deceniber 1878
Fürstlich Neuß Pl. Landesregierung.

v. Geldern-Criopendorf
— — — H Hofmann.

34. Nachtrag vom 14. December 1878
zu der Landesherrlichen Verordnung vom 30. Angust 1876, die Feier der

Sonn= und Festtage betreffend.
Wir Heinrich der Zwei undZwanzigste von Gottes Guaden Aelterer

Linie sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz
Krannichfeld, Gera, Schleiz und bobenstein N. 2c. 2c.

verordnen auf Antrag Unserer Landeoregierung hiemit was folg
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Die Paragraphen 11 und 12 der Landesherrlichen Verordnung vom 30. August1876, die Feier der Sonn= und Festtage betreffend, werden durch folgende Porngralhen
ersetzt:

FP. 11.

Concerte, Straßemmusik und andere geräuschvolle Vergnügungen an öffentlichen Orten,
öffentliche Schmäuse sind in der Charrp,an den Bußtagen und am Todtenfestsonntage

gänzlich, an den übrigen Fest= und Sonntagen vor beendigtem Vormittags-Gotte#dienst
und während des Nachmittags--Gottesdienstes untersagt. Oratorien und andere geistliche
Musikaufführungen sind unter den Concerten nicht mitbegriffen.

orgenconcerte sind zwar an Sonn= und Fesltagen mit Ansnahme der ersten Feier-
e der hohen Feste, der Bußtage und des Todtenfesssonntags erlaubt, sie mssen jedoch

seht #len eine halbe Stunde vor dem Hauptgottesdienste beendet sein. In der Charwoche
sind sie unstatthaft.

Tänze dürfen während der geschlossenen Zeiten (Advents= und Passionszeit), an den
ersten Feiertagen der hohen Feste, an Bußtagen und am Todteufestsonntage auch ferner
nicht stattfinden.

8. 12.
Theatervorstellungen sind in der Charwoche und an Bußtagen, sonstige Schaustell-

ungen, öffentliche Auf., Durch., Um- und Auszüge, Vogel- und Scheibenschießen, sowie
andere Schießübungen sind in der Charwoche, an den ersten Feiertagen der drei hohen
Feste, den Bußtagen und dem Todtenfestsenntage gänzlich, an anderen Sonn= und Fest-
tagen vor beendigtem Vormittagsgottesdienste und während des Nachmittags-Gotteodienstes

verboten. Uebrigens bedarf es zur Vornahme von 4o Durch-, Um- und Auszügen der
worherigen Genehmigung der zuständigen PolizeUrkundlich unter Unserer enbrnsbig pnehien Ver. und Vordruckung Unseres

Fürstlichen Insiegels.
Gegeben Greiz, am 14. December 1878.

(L. S.) Heiurich XXII.
Faber.

33. Patent vom 16. December 1878,
die im Jahre 1879 zu entrichtenden daidceabeaei betreffend.

Höchsllandesherrlicher Enschsihung zufolge sollen mit hierzu erklärter Zustimmungdes Landtages imJahre1879vonder nach der Vrrordnung vom 30. December 1870
in Gemäßheit der Oesege vom 9. M 185 und 26. Februar 1875 zu erhebenden allge-
meinen Grundsteuer fünf Pfennige Reichswährung von der Steuereinheit, die Einsommen-
steuer nach Maßgabe der Gesetze vom 3. August 1870 und vom 26. Februar 1875
erhoben werden.

Bezüglich der übrigen Abgaben bewendet es, soweit hieran nicht durch Gesetz etwas
geändert wird, bei den bisherigen gesetzlichen Beslimmungen.

28“
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Indem dieß zur Nachachtung für .Herr Hebestellen und Einnehmer zur
allgemeinen Kenntniß gebracht wird, werden für die mit 1 Pfennig terminlich zu entrich-
tende Grundsteuer felgende Termine feslgesetzt:

der15.Februar,
der 15. Mai,
der 15. Juli,

der 15. FSehtembr- undder 15. Nove

Die nAutjchreibung der Termine sur i*r Einkommensteuer bleibt zur Zeit noch
vorbehalteEreg am 16. December 1878.

Furstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Perthes-

36. Negi s-Bekanntmach 18. December 1878,
die Anderung der zrr “letrefend.

Unter Berücksichtigung der in den Eintausopreisen mehrerer Droguen und Chemi-
kalien eingetretenen Veränderungen hat eine Revision der auch für die hierländischen Apo-
theken mahgebenden Königlich Preußischen Arzueitaxre stattgesunden und ist diese Akzuei-
taxe durch Aufnahme einer Reihe von Arzneimitteln, welche in der Pharmacopoe#n Germanice
nichl enthalten sind, erweitert worden. Für die zusammengesetzten Arzneimittel dieser
Kategorie sind Vorschristen im Anhange zur Taxe zusammengestellt. Demgemäh ist eine
neue Auflage jener Arzueitarxe ausgearbeitet worden, welche mit dem 1. Jannar künftigen
Jahres in Kraft tritt.

Unter Bezugnahme auf F. 21 der Apothekerordnung vom 10. Juni 1859 und die
Regierungsverordnung vom 18. Februar 1873, sowie unter Verweisung auf die im Ver-
lage von Rudolph Gärtner in Verlin erschienene Königlich Preuhische Arzueitaxe wird dies
zur öffentlichen Kenntniß gebracht

Greiz, am 18. December 1878.

Fürstlich i Landesregierung.aber.

Hofmann.
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